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Der 1 .12. wat nur der Auftakt . . .

Akt¡onseinheit ist unsere Kraft

Fu r das Volk die Wissenschaft
ll

Zehntausencle von Studenten betetllgten sidr an Demonstratlo-
uen und teach-ins gegen das reaktionäre HRG. Sie folgten da-
mit dem Aufrui des vds, am 1. 12. unter der Hauptlosung ,,Bil-
dung und Forsdrung im Interesse der Werktåitigen und der
Auszubildenden" zu demonstrleren.
:Sie dokumentierten, daß sie niùt gewillt sind, dieses IIRG

kampflos hinzunehrnen und daß sie weitere Aktionen gegen drè

Verabschiedung dieses Gesetzes durdrführen werden' Der 1' 12'

war ein weiterer Höhepunkt des Kampfes der Studenten' die

erkannt haben, daß sie sich mit der Arbeiterklasse verbünden,

an den Hochschulen einen gewerksdralttich orientierten Kampl

führen müssen.

o Institute statt Kasernen

Durdr das HRG wird keines der grund-
legenden Probleme der Studenten gelöst,

[uwenig Wohnräume, unzureid¡ende
Ausbildungsförderung, überfüIlte Hörsäle
und Seminare, kennzeidrnen weiterhin
die Lage der meisten Studenten. Sie be-
finden sidr damit in ähnliùer Situation
wie die arbeitende Bevölkerung, die
durdr süeigende Mieten, steigende Preise
und Steuererhöhungen immer mehr aus-
geplündert wird. Die Ursadre für diese
Verhältnisse ist die Profitgier des Groß-
kaprtals. Unser Kampf gilt deshalb den
Konzernbossen, den Kapitalisten.
Wir meinen: die Reidren können und die
Reiôen sollen zahlenl Wenn die Kon-
zernherren nodr so sdrreien, das Geld
für eine demokratisdre Bildungsreform
ist vorhanden. Allein der Bundeshaushalt
1972 weist 24,2 lvlrd. an direkten Rü-
stungsausgaben aus. Di,e Herrsd-renden
versudten uns weiszumadren, daß die Rü-
stung zur Abwehr des ,,Feindes aus dem
Osten" notwendig sei. Wir fragen: War-
um sdlließt dann die Bundesregierung

Verträge mit Moskau und \Marsdrau, der
die Unverletzlidrkeit der Grenzen in Eu-
ropa vorsehen? Man braudrt dodr nur
auf die konstruktiven Vorsctrläge der
SU und der anderen sozialistisdren Staa-
ten für 'eine dauerhafte Friedensregelung
in Europa einzugehen und mit konkreten
Maßnahmen zu beginnen' Dodr es ist
Ioein Zufall, daß sich die Bundesregierung
dagegen sträubt. In unserem Land her¡-
sd¡en e'ine Handvoll Besitzer der Fabri-
ken und Banken¡ dèr militärisdt'indu-
strielle Komplex wädrst immer rnehr'

Diese Kräfte haben kein Interesse an Si-
dr,erheit und Abrüstung. Der Frieden in
Europa kann nur gesidrert werden durdr
das einige Handeln der Arbeiterklas-
se, aller werktätigen Schidtten und <ier
fortsdrrittlidren Intelligenz.

Wir leisten unseren Beitrag für ein kol-
lektivers Sidrerheitssystem in Europa,
indem wir uns cinreihen irr die allgemei.
ne Bewegung für die Ratifizierung der
Verträge von lr4oskau und Warschau, rùr
die völkerred¡tlidre Anerkennung de¡
DDR, für eine Konferenz ùlrer Sicherheit

Mun konn der herrschenden Klosse dieses Londes vie-
les vorwerfen, o,ber nicht, doß sie in ihren Meîhoden
wöhlerisch isl, wenn es dorum geht, d¡e bestehende
Ausbeuterordnung zu schüTzen.

jüngstes Beispiel: Der Beschluß des SPD-Senots von
Homburg und der CDU-lqndesregierung von Schles-
wig-Holstein,,,linksrodikolen", sprich: demokrolischen
und soziqlisfischen lehrern, die Einsrellung in den Schul-
dienst zu verwe¡gern. Die offizielle Begründung dofiir ist
für die politischen Vertreter des Großkopitols löngst zur
Routine geworden. Sie wurde schon benulzt, um dos
Verbot der KPD und die Verobschiedung der Nol-
stondsgesetze zv rechtfertigen: die Verfossung müsse
geschützt werden. Die Begründung ist zyn¡sch, dosVor-
gehen brutol. Mon rechnel mit der Angsf um den Ar-
beitsplotz, um die berufliche Existenz, mon selzt quf
die Sorgen der lehrersïudenten um ihre Zukunft.Wenn
mon DKP und SPARTAKUS schon nicht verbielen konn,
so w¡ll mqn sie doch qn den Rqnd der legolitöf drük-
ken, sie isolieren. Wenn dos Zuckerbrot seine Funktion
nicht erfüllt, donn droht mon uns und ollen, die es
wsgen, für demokrolische Verönderungen e¡nzulreTen
mit der Peitsche. Wenn die politischen Argumente feh-
len, donn gibt es io immerhin noch eine Möglichkeit,
die Sludenlen vom SPARTAKUS fernzuholien, indem
mon d¡e Angsf schürt.

Doch die Rechnung hqT einen entscheidenden Fehler.
Die Herrschenden unterschöizen die Bereitschoff der
Studenten, für ihre politischen Tiele zu kömpfen, sie
unTerschötzen die Anziehungskroft des Mqrxismus und
die Ausdquer der Revolutionöre.

Und wenn die herrschende Klosse hoffr, SPARTAKUS
könne durch Beschlüsse, wie die von Homburg und
Kiel in die Defensive gedröngt werden, \Menn sie
gloubt, die morxistischen StudenTen zögen ietzT den
Kopf ein und worteten still und bescheiden ouf ,,besseres
Welter", so können wir den Herrschenden versichern:
wir wissen genou,'doß ihr nicht mochen könnt, wos ihr
wollt, doß die Störke des demokrqlischen Widerstonds
dqrüber entscheideï, ob dieser Beschluß zur Anwen-
dung komml oder nicht. Und wir wissen ouch, doß es
unsere Aufgobe isl, diesen Widerstond zu orgonisie-
ren - gerode ouch, im lnteresse unserer Genossen,
die spöfer ols lehrer im öffentliclren Dienst lötig seln
werden; trotz oller Beschlüsse.

Jürgen tsüscher
Den Widerstand

organ¡s¡eren !

über
30 000 demonstrlerten
Gegen das HRG dernonstrierten am

1. 12. nach einer vorläufigen - und
unvollständigen - Übersicht in
Kiel 2500
Hamburg 3000
Bremen 2500
Hannover '1500

Göttingen 1500

Bochum 500
Bonn 3000
Mainz 2000
Frankfurt 5000
München 1000
Stuttgart 3000
Karlsruhe 2500
Würzburg æ00
ln Bonn verbanden dle Demon'
slranten dle Manifestation mlt el'
ner Sammlung lür die stre¡kenden
Metallarbelter ln Baden-Würltem'
berg. Dle Sammlung erbracfite
DM 1000,-
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undr Zusammenarbeit in Europa. Die Ver_
wirklddruag djeser Sch¡itte würde gün_
stige Bedingungen schaffen, die realfdo_
närsten und aggressivsten Kräfte des
Großkapitals weiter zu isolieren und zu
konkreten Abrüstungsmatjnahmen ztr
kommen, die Mittel für so¿iale und bil-
dungspolitisctre Rer"ormen freisetzen wür-
den.

Wir leiste¡r unseren Beitrag für die Er_
kämpfung einer Europäisctren Fniedens_
ordnung, in dem wir konsequent gegen
aìle revanchistisdren, Völkerhaß predi-
gendten, militaristisctren Lehrinhalte an-
treten. Wir'fordern Bildung statt Bomben,
Der Kampf um rlie Verb,essenrng cler
Ârbeits- und Lebenr;beclingunge¡i der

Werktätigen und der Àujzublldenden
wird umso erfolgreictrer sein, je enger
er verbunden ist rnit dem Karnpf gegen
die Aufrüstungspolitik des Her¡n Sc{rnidt-
Sdrnauze, für ci:re Europäische Frieclens-
ordnung.

Marxismus contra imperialistische
Wissenschaft

Mit C.em I{RG sollen die traditionellen
reaktionären Lehrinhalte gesichert, soll
j,egliche systemkritische Veränderung ab-
geblockt weÍden. V.7ir bekommen eine
Ausbildung vermittelt, die so eng spe-
zialisiert ist - zudem noctr verkürzt und
stärker regle,mentiert werden soil - daß
wir im Beruf von Arbeitsplatzunsictrer-
heit bedroht sein werden, eine Ausbil-
dung, die keinesfalls zur organisierten
Inter,essenwahrnehmung Ín Ausbildung
und Beruf befähigt; eine Ausbildung, die
die ökonomisdren und politisdren Grund-
lagen jeglidr,er gesellsdrafflidren praxis
Ieugnet und damit die Erkenntnis der
Wirklichkeit versperrt. Wir beÈommen
Inhalte vorgesetzt, die die aus dem An-
tagonismus unserer Gesellsdraft entsprin-

genden Widersprüdrre und Konflikte ver_
decken bzw. r,egulieren sollen, die den
Menschen als den,,sachgesetzlidrkeiten
des Weltenlaufes,, unterworfenes'Wesren
darstellen, Gelehrt wird, daß dre Ge_
sdrictrte einzig und allein von Fürsten
und Königen, von Bankfürsten und Indu_
striekönigen gernacht wird, allers was von
den Massen komme vrerderblich sei und
in den Abgrund führe. Dabei ist es gera-
de ihre Herrsdraft, die Herrschaft der
Profitgeier und Rüstungshaie, die in die
Barbarei führt. Sie sind es dodr, die ver_
antwortlich sind für zwei imperialistisdre
Weltkri,ege dieses Jahrhunderts, sie sind
es, die den Fasdtismus hervorgebradrt
haben und sie sind es, die überall den
Befneiungskampf der Völker blutig und
barba¡isch 

- wie in Indochina- unter-
drücken. Mit ihrer menschenfeindlichen
trVissensdraft muß Schluß gemadrt wer_
den. Entsdrieden bekämpfen wir alle im-
perialistisctren, rassistisctren und gewerk_
sdraftsfeindlichen Lehrinhalte !

Der bürgerlichen Ideologie stellen wir
die Wissensd¡aft der Arbeiterklasse, den
Marxismus, gegenüber, Der Marxismus,
das ist die Wissensctraft des gesellschaft-
lichen. Fortschritts. Deshalb setzen wir
uns ein fùr die Berufung von maixisti_
schen Dozenten. Das Meinungsmonopol
der herrsdlenden Klasse muß gebrochen
worden. Marx an diie Hodlsctrrrle!

Alle Versud¡e, marxistische uncl andere
fortsctrrittlictre Dozenten und Lehrer mit
einem Berufsverbot zu belegen, müssen
wir entsdtieden abwehren. Haut dem
Benda auf die Pfoten - Schluß mit den
Berufsverbotenl ln jedem Seminar, in
jerler Vorlesung, werden wir die Frage
stellen: Wem nützt diese Wissens*ratì?

Wir werden den volksfeindlichen Cha-
rakter der traditionellen Lehrinhalte ent-
larven. Zu. den bürgerlidren Lehrveran-
staltungen werden wir Gegenveranstal_
tungen und Diskussionen organisieren.
Diese praktisdren Veränd,erungen der
Bildungsinhalte und -ziele sind es, die
die Herrschenden zu Recht fürchten,

Für demokratische Mitbestimmung

Mit dem HRG wollen sich die Herrschen-
den ein Instrument der politischen Diszi_
plinierung der Stud,enten sdraffen, Wi,e
im Betrieb den Arbeitervertretern, soll
an der Hochsdrule den Studentenvertre-
tern ein politisctr,er Maulkorb vorgebun-
den werden. In allen ges,eilsctrafilidren
Bereidren werden der arbeitenden Bevöl-
kerung, d,er arbeitenden und lernenden
Jugend Mitbestimmungsredrte verw.ei-
gert, Die Ursacüe für den zunehmenden
Abbau demokratisdrer Redrte, ist die zu-
nehmende Bewegung breiter Teile der
Brevölkerung, die immer .nehr sehen, daß
ihre Interessen nidrt mit denen der Mil-
lionäre übere,instimmen.

Sie haben den Kampf aufgenommen ge-
gen einen g'emeinsamen Feind: das Mo.
nopolkapital. Diese Erkenntnis d,er wirk-

lid¡en Verhältnisse muß von den 1,7010
der Bevölkerung, die über ?00/o des pro-
duktivvermögens verfügen, verhindert,
und diejenigen, die diese Erkenntnis be-
reits grewonnen haben, .unterdriickt wer-
den,

Für uns kann das nur die Konsequenz
haben, nodr e'ntsdliedener tlie de,ncl,ra-
tisdren Redrte zu verteidigen. Gemejn-
sam mit der Arbeiterklasstt, der Arbei_
terjugend und dr¬n Sdrülern kärnpfen wir
für fr'eie potitisdre und gewerkschafiliche
Betätigung in Betrieb, Schule und Hoch-
sdrule. Wir fordern: demokratische Mit-
bestimmung über alle Fragen der For-
sdtungs- und Beruf'rngspolitir, des Stu-
diums, der gesamten Hochschulpolitik
durctr die Hochsdrulangehörigen und die
Organisationen der Arbeitersdraft, der
Gewerkschaften.

Voraussetzung für die Errerdrung dieser

ft :ï,i'#:å,::'f"x',':i,::1,".""t,'îîlo,
denten. Verteidigen und stärken wir des-
halb die ASten, Fachscha{ten und den
vds!

Wenn wir diese Forderungen, die unse-
reD Interessen, den Bedürfnissen der
Lohnabhängigen und der Jugend Aus-
druck verleihen, aufstellen und dafür Be-
weEungen in Gang setzen, können wir
sùließlió die Madrt der Großkonzerne
brechenl

tlu Yetstiißl
gogil dus

GlundgeseE?

cenelurtell Crupperr l.resorrr-lers l-'ntàtigt.
Ai:s diescm Grunde rnuß lhre Fntlassung
aus dem Beamtenverrhültnis auf I-ìrobe be-
t.ieben wcrden. Mit Rücksic'ht auf das
noch nicht abç¡eschlossene Verfahren
nach ien Vorschriften des Personalver-
trctungsgesetzes ist es daher notwendig,
zrinäcl¡rt Ihre P¡obezeit bis zutn 31, März
1!72 ztt verlängeln.

Rechir¡irittelbcl:lut¡¡ìg :

Gegen diesen Bescheid hönnen Sie inner-
halJr eines Monats nach Bekannl:g;rbe bei
rl.er abscnclenclelr Bchölde V/id.erspmch
erhel¡el.

Gcbührerrhinrveis:

Das Widersp¡uchsve¡fahlen isi für den
Fall, daß es ganz oder teihveise crloÌg.
los bleibt, nacir $ 2 Absatz 2 Gebühren-
gesetz vom 9, Juni 1969 (Hamburgisdres
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 103)
gebührenpflichtig. Die Gebühl kann nach
Ziller 7 Bucbstabe c) der Anlage zum
Gebührengesetz bis zu 150,- DlvI betra-
gen. Dancben urerden etwa entstehende
bssondcre Ausiarlen nach $ 4 Gebi.ihren-
qcselz l:cr-lcl:r'rci.

lJi'. C latz
Í cnrt;rliicl<'or'

PubIkumswirhsam liündigIe Willy Brandt
in sciner Regierungserklärung an, sein
Motto laute ,,Mehr Demokratie wagen".
Von Demokratie ist nun nicht mehr die
Iìcde, wie solltc auch, wenn inan sich
gleichzeitig als ,,bester" Veiteidiger dcr
imperialistischen Besitz- und lvfadrtver-
hältniss,e gegenüber dem lvlonopolkapital
anpreisi. tblig geblieben ist allein
das ,,wagen". Man wagt den Abbau jeg-
licher demokratischer Rechte, man wagt
den Bruch des GrundEesetzes noch offe-
ner, man wagt die Beugung der Gesetze,
nur eins wagt man nicht, mehr Demokra-
tie.
Arn fortgeschrittensten zeigt sich nun der
Haml:ulger Senat. Aus d,er Analyse je-
nci' Wahlfarce dcr Bundesverfassungs-
lichter, bei der die sogenannte Unabhän-
giokeit der Gerichte offiziell zu Grabe
getragen wulde, hat der Hamburger Se-
nat die Konsequenzen gezogen und die
Zusammenlegung von Legislative, Exe-
cutive und Gerichtsbarkeit bcschlossen.
Womit enrllich sanlctioniert welCen sclì,
daß Verwaltungsbehörden die gemäß
Grundgesetz und Länderverfassungen den
Verfassungsgerichten zustehenden Ent-
scheidungen gleich selber beschließen.

lTntl cla man in Hamltrtrg nicht ge-

rade zimperlich ist, und sich die SPD

als führendc Partei profilieren will, wagt
lnan auch gleichzeitig eine Definition, wer
oder was alles verfassungsrvidrig ist:
Nicht die Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten Organisation, denn dann müßte
ja diese Organisation für verfassungs-
widrig erklärt werden, und dies wagf
man nun wiederum nicht, nein, die poli-

tische Betätigung für Organisationen, die
zwar ,legal, aber nicht erlaubt' (l) sincl
ist es. Folglich ist auch nicht die Mit-
gliedschaft das entscheidende Kriterium
rrnd folglich ist es auch uicht notwendiçr,
eine ,,Liste von Verl:änden aufzumachen."
Zwei Dinge û'agt der Hamburger Senat
jedoch. Erstens die auf Grund einer To-
trlitali:mus-Ideolo gie konstruierte Rechts-
gteich-Lirks-Denkweise in der Praxis nun
a'. ch anzurvenden. Senatssprecher Vogel:

Die NPD hat es bis jetzt eindeutig ver-
mieden, Dinge zu sagen, die eindeutic¡
l;esagen, daß sie das Grundgesetz besei-
tigen will.
Und zweitens wagen sie es nicht, Heihe
Gohl zu cntlass,en. Nur ihre Probezeit
rvird verlänEert. l-iaben tlie Herten nun
doch Àngst bekontnen?

In l-Iamburg haben zur Woche des llil-
dungsnotstandes Tattsende demonstriert
und ihrer Forcleruug nach mehr Demokra-
tie Nachdruch verliehen, ihre Solidarität
n-rit I-Ioìzer, I-Ienue und Laux bc]'-undet.
Àm 1. Dezembei' habcn im gesamten

Buncìcsgetrict ähnliche machl"volle De-
nonstrationcn stattgelunden und es !!'er-
clen nicht die letzten sein.

Ilolzel:, I-Ienne, Laux, Marion Nürnberg
uncl Itrcike Gohl werden ihre Anstellung
bokommen, der Abbau der demokrati-
sch:n Rcchte wird vcrhintlcl't werden'
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Vor 93 Jahren wurde das Bismarcksche
Soz¡alistengesetz ve¡-abschiedet. Es rich'
tetê s¡ch Eegen clie soz¡alist¡sche Arbei-
terbewegung. Die obige Karikatur aus
der damaligen Zeit komment¡erl, v'rie lrotz
der einschneidenden Maßnahmen die
ldeen des revolutionären Soziallsmus er-
starkten. Das Sozialistengesetz mußte 1890
zurückgenommen rverden.
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Behörde für Schule, Jugend und Berufs-
bildung

Fl¿u Heike Gohl, 2051 l-Ianburg C0
Rcktor-Ritter-Str. 29

Âktenzeichen: S 12

Datum: 23. Novc-mber 1971

lletri{ft: Verlängerung ihrer Probezeit

Sehr ge,ehrte F¡au Gohl!

Mit Wilkuug vom 23, November 1967
wuldcn Sie unter Berufung in das Beall-
teuverhältnis auf Probe zur Lehre¡in z.
A. ernannt. Gernäß $ 25 Absatz 1 der
Lchrerlaufbahnverordnung daue¡t die
P¡obez'eit frir Lehrer an Volks- und Real-
schulen iln Beamtenverhältnis auf Probc
vicr Jahrc. Die Probezeit würde also iu
Ihrem Falle am 23. November 1971 ab-
laufen. Nach Ablauf der Probezeit muß
der Dienstherr entscheiden, ob der Be-
amte in das Bcamtenverhältnis auf Le-
benszeit zu belufen ocler zu entlassen
ist.

Sie hab,en sich nach S 33 Absatz 1 Nr. 2

Htnl¡BG in der Probezeit hinsichtlich Ihrer
Eignung zum Beamten nicht bewährt. Zu
der erforderlichen Eignung gehört auch,
daß drr Beamte in seinem ganzen Ver'-
haltcn die Gewälu dafür bietet, daß er
jederzeit für dic freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung im Sinne des Grund-
gesetzcs eintritt. Diese Geu'ähr ist bei
Ihnen wegen lhrer politischen Betäti-
qung für die SDAJ und die DKP nicht
gegeben. Nach einer grundsätzlichen Ent-
scheidung des S,enats ist die Anstellung
cines Beamten auf Lebenszeit bei politi-
schen Aktivitäten des Bew,erbers in
rechts- oder linksradikalen Gruppen un-
zulässig. Das gilt erst recht dann, wcnn
der hamburgische Beamte im Erziehungs-
bereich tätig ist und wenn e¡ sich in den
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undr Zusammenarbeit in Europa. Die Ver_
wirklddruag djeser Sch¡itte würde gün_
stige Bedingungen schaffen, die realfdo_
närsten und aggressivsten Kräfte des
Großkapitals weiter zu isolieren und zu
konkreten Abrüstungsmatjnahmen ztr
kommen, die Mittel für so¿iale und bil-
dungspolitisctre Rer"ormen freisetzen wür-
den.

Wir leiste¡r unseren Beitrag für die Er_
kämpfung einer Europäisctren Fniedens_
ordnung, in dem wir konsequent gegen
aìle revanchistisdren, Völkerhaß predi-
gendten, militaristisctren Lehrinhalte an-
treten. Wir'fordern Bildung statt Bomben,
Der Kampf um rlie Verb,essenrng cler
Ârbeits- und Lebenr;beclingunge¡i der

Werktätigen und der Àujzublldenden
wird umso erfolgreictrer sein, je enger
er verbunden ist rnit dem Karnpf gegen
die Aufrüstungspolitik des Her¡n Sc{rnidt-
Sdrnauze, für ci:re Europäische Frieclens-
ordnung.

Marxismus contra imperialistische
Wissenschaft

Mit C.em I{RG sollen die traditionellen
reaktionären Lehrinhalte gesichert, soll
j,egliche systemkritische Veränderung ab-
geblockt weÍden. V.7ir bekommen eine
Ausbildung vermittelt, die so eng spe-
zialisiert ist - zudem noctr verkürzt und
stärker regle,mentiert werden soil - daß
wir im Beruf von Arbeitsplatzunsictrer-
heit bedroht sein werden, eine Ausbil-
dung, die keinesfalls zur organisierten
Inter,essenwahrnehmung Ín Ausbildung
und Beruf befähigt; eine Ausbildung, die
die ökonomisdren und politisdren Grund-
lagen jeglidr,er gesellsdrafflidren praxis
Ieugnet und damit die Erkenntnis der
Wirklichkeit versperrt. Wir beÈommen
Inhalte vorgesetzt, die die aus dem An-
tagonismus unserer Gesellsdraft entsprin-

genden Widersprüdrre und Konflikte ver_
decken bzw. r,egulieren sollen, die den
Menschen als den,,sachgesetzlidrkeiten
des Weltenlaufes,, unterworfenes'Wesren
darstellen, Gelehrt wird, daß dre Ge_
sdrictrte einzig und allein von Fürsten
und Königen, von Bankfürsten und Indu_
striekönigen gernacht wird, allers was von
den Massen komme vrerderblich sei und
in den Abgrund führe. Dabei ist es gera-
de ihre Herrsdraft, die Herrschaft der
Profitgeier und Rüstungshaie, die in die
Barbarei führt. Sie sind es dodr, die ver_
antwortlich sind für zwei imperialistisdre
Weltkri,ege dieses Jahrhunderts, sie sind
es, die den Fasdtismus hervorgebradrt
haben und sie sind es, die überall den
Befneiungskampf der Völker blutig und
barba¡isch 

- wie in Indochina- unter-
drücken. Mit ihrer menschenfeindlichen
trVissensdraft muß Schluß gemadrt wer_
den. Entsdrieden bekämpfen wir alle im-
perialistisctren, rassistisctren und gewerk_
sdraftsfeindlichen Lehrinhalte !

Der bürgerlichen Ideologie stellen wir
die Wissensd¡aft der Arbeiterklasse, den
Marxismus, gegenüber, Der Marxismus,
das ist die Wissensctraft des gesellschaft-
lichen. Fortschritts. Deshalb setzen wir
uns ein fùr die Berufung von maixisti_
schen Dozenten. Das Meinungsmonopol
der herrsdlenden Klasse muß gebrochen
worden. Marx an diie Hodlsctrrrle!

Alle Versud¡e, marxistische uncl andere
fortsctrrittlictre Dozenten und Lehrer mit
einem Berufsverbot zu belegen, müssen
wir entsdtieden abwehren. Haut dem
Benda auf die Pfoten - Schluß mit den
Berufsverbotenl ln jedem Seminar, in
jerler Vorlesung, werden wir die Frage
stellen: Wem nützt diese Wissens*ratì?

Wir werden den volksfeindlichen Cha-
rakter der traditionellen Lehrinhalte ent-
larven. Zu. den bürgerlidren Lehrveran-
staltungen werden wir Gegenveranstal_
tungen und Diskussionen organisieren.
Diese praktisdren Veränd,erungen der
Bildungsinhalte und -ziele sind es, die
die Herrschenden zu Recht fürchten,

Für demokratische Mitbestimmung

Mit dem HRG wollen sich die Herrschen-
den ein Instrument der politischen Diszi_
plinierung der Stud,enten sdraffen, Wi,e
im Betrieb den Arbeitervertretern, soll
an der Hochsdrule den Studentenvertre-
tern ein politisctr,er Maulkorb vorgebun-
den werden. In allen ges,eilsctrafilidren
Bereidren werden der arbeitenden Bevöl-
kerung, d,er arbeitenden und lernenden
Jugend Mitbestimmungsredrte verw.ei-
gert, Die Ursacüe für den zunehmenden
Abbau demokratisdrer Redrte, ist die zu-
nehmende Bewegung breiter Teile der
Brevölkerung, die immer .nehr sehen, daß
ihre Interessen nidrt mit denen der Mil-
lionäre übere,instimmen.

Sie haben den Kampf aufgenommen ge-
gen einen g'emeinsamen Feind: das Mo.
nopolkapital. Diese Erkenntnis d,er wirk-

lid¡en Verhältnisse muß von den 1,7010
der Bevölkerung, die über ?00/o des pro-
duktivvermögens verfügen, verhindert,
und diejenigen, die diese Erkenntnis be-
reits grewonnen haben, .unterdriickt wer-
den,

Für uns kann das nur die Konsequenz
haben, nodr e'ntsdliedener tlie de,ncl,ra-
tisdren Redrte zu verteidigen. Gemejn-
sam mit der Arbeiterklasstt, der Arbei_
terjugend und dr¬n Sdrülern kärnpfen wir
für fr'eie potitisdre und gewerkschafiliche
Betätigung in Betrieb, Schule und Hoch-
sdrule. Wir fordern: demokratische Mit-
bestimmung über alle Fragen der For-
sdtungs- und Beruf'rngspolitir, des Stu-
diums, der gesamten Hochschulpolitik
durctr die Hochsdrulangehörigen und die
Organisationen der Arbeitersdraft, der
Gewerkschaften.

Voraussetzung für die Errerdrung dieser

ft :ï,i'#:å,::'f"x',':i,::1,".""t,'îîlo,
denten. Verteidigen und stärken wir des-
halb die ASten, Fachscha{ten und den
vds!

Wenn wir diese Forderungen, die unse-
reD Interessen, den Bedürfnissen der
Lohnabhängigen und der Jugend Aus-
druck verleihen, aufstellen und dafür Be-
weEungen in Gang setzen, können wir
sùließlió die Madrt der Großkonzerne
brechenl

tlu Yetstiißl
gogil dus

GlundgeseE?

cenelurtell Crupperr l.resorrr-lers l-'ntàtigt.
Ai:s diescm Grunde rnuß lhre Fntlassung
aus dem Beamtenverrhültnis auf I-ìrobe be-
t.ieben wcrden. Mit Rücksic'ht auf das
noch nicht abç¡eschlossene Verfahren
nach ien Vorschriften des Personalver-
trctungsgesetzes ist es daher notwendig,
zrinäcl¡rt Ihre P¡obezeit bis zutn 31, März
1!72 ztt verlängeln.

Rechir¡irittelbcl:lut¡¡ìg :

Gegen diesen Bescheid hönnen Sie inner-
halJr eines Monats nach Bekannl:g;rbe bei
rl.er abscnclenclelr Bchölde V/id.erspmch
erhel¡el.

Gcbührerrhinrveis:

Das Widersp¡uchsve¡fahlen isi für den
Fall, daß es ganz oder teihveise crloÌg.
los bleibt, nacir $ 2 Absatz 2 Gebühren-
gesetz vom 9, Juni 1969 (Hamburgisdres
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 103)
gebührenpflichtig. Die Gebühl kann nach
Ziller 7 Bucbstabe c) der Anlage zum
Gebührengesetz bis zu 150,- DlvI betra-
gen. Dancben urerden etwa entstehende
bssondcre Ausiarlen nach $ 4 Gebi.ihren-
qcselz l:cr-lcl:r'rci.

lJi'. C latz
Í cnrt;rliicl<'or'

PubIkumswirhsam liündigIe Willy Brandt
in sciner Regierungserklärung an, sein
Motto laute ,,Mehr Demokratie wagen".
Von Demokratie ist nun nicht mehr die
Iìcde, wie solltc auch, wenn inan sich
gleichzeitig als ,,bester" Veiteidiger dcr
imperialistischen Besitz- und lvfadrtver-
hältniss,e gegenüber dem lvlonopolkapital
anpreisi. tblig geblieben ist allein
das ,,wagen". Man wagt den Abbau jeg-
licher demokratischer Rechte, man wagt
den Bruch des GrundEesetzes noch offe-
ner, man wagt die Beugung der Gesetze,
nur eins wagt man nicht, mehr Demokra-
tie.
Arn fortgeschrittensten zeigt sich nun der
Haml:ulger Senat. Aus d,er Analyse je-
nci' Wahlfarce dcr Bundesverfassungs-
lichter, bei der die sogenannte Unabhän-
giokeit der Gerichte offiziell zu Grabe
getragen wulde, hat der Hamburger Se-
nat die Konsequenzen gezogen und die
Zusammenlegung von Legislative, Exe-
cutive und Gerichtsbarkeit bcschlossen.
Womit enrllich sanlctioniert welCen sclì,
daß Verwaltungsbehörden die gemäß
Grundgesetz und Länderverfassungen den
Verfassungsgerichten zustehenden Ent-
scheidungen gleich selber beschließen.

lTntl cla man in Hamltrtrg nicht ge-

rade zimperlich ist, und sich die SPD

als führendc Partei profilieren will, wagt
lnan auch gleichzeitig eine Definition, wer
oder was alles verfassungsrvidrig ist:
Nicht die Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten Organisation, denn dann müßte
ja diese Organisation für verfassungs-
widrig erklärt werden, und dies wagf
man nun wiederum nicht, nein, die poli-

tische Betätigung für Organisationen, die
zwar ,legal, aber nicht erlaubt' (l) sincl
ist es. Folglich ist auch nicht die Mit-
gliedschaft das entscheidende Kriterium
rrnd folglich ist es auch uicht notwendiçr,
eine ,,Liste von Verl:änden aufzumachen."
Zwei Dinge û'agt der Hamburger Senat
jedoch. Erstens die auf Grund einer To-
trlitali:mus-Ideolo gie konstruierte Rechts-
gteich-Lirks-Denkweise in der Praxis nun
a'. ch anzurvenden. Senatssprecher Vogel:

Die NPD hat es bis jetzt eindeutig ver-
mieden, Dinge zu sagen, die eindeutic¡
l;esagen, daß sie das Grundgesetz besei-
tigen will.
Und zweitens wagen sie es nicht, Heihe
Gohl zu cntlass,en. Nur ihre Probezeit
rvird verlänEert. l-iaben tlie Herten nun
doch Àngst bekontnen?

In l-Iamburg haben zur Woche des llil-
dungsnotstandes Tattsende demonstriert
und ihrer Forcleruug nach mehr Demokra-
tie Nachdruch verliehen, ihre Solidarität
n-rit I-Ioìzer, I-Ienue und Laux bc]'-undet.
Àm 1. Dezembei' habcn im gesamten

Buncìcsgetrict ähnliche machl"volle De-
nonstrationcn stattgelunden und es !!'er-
clen nicht die letzten sein.

Ilolzel:, I-Ienne, Laux, Marion Nürnberg
uncl Itrcike Gohl werden ihre Anstellung
bokommen, der Abbau der demokrati-
sch:n Rcchte wird vcrhintlcl't werden'

\
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, *áûfrf.t¡mç&r¡tì, i ,(: fii{ '- rs!É #t fu!ñ, ¡ì
+ â¡* bùtri trr!rii'i1i-'

Vor 93 Jahren wurde das Bismarcksche
Soz¡alistengesetz ve¡-abschiedet. Es rich'
tetê s¡ch Eegen clie soz¡alist¡sche Arbei-
terbewegung. Die obige Karikatur aus
der damaligen Zeit komment¡erl, v'rie lrotz
der einschneidenden Maßnahmen die
ldeen des revolutionären Soziallsmus er-
starkten. Das Sozialistengesetz mußte 1890
zurückgenommen rverden.
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- Freie und Hansestadt Hamburg
Behörde für Schule, Jugend und Berufs-
bildung

Fl¿u Heike Gohl, 2051 l-Ianburg C0
Rcktor-Ritter-Str. 29

Âktenzeichen: S 12

Datum: 23. Novc-mber 1971

lletri{ft: Verlängerung ihrer Probezeit

Sehr ge,ehrte F¡au Gohl!

Mit Wilkuug vom 23, November 1967
wuldcn Sie unter Berufung in das Beall-
teuverhältnis auf Probe zur Lehre¡in z.
A. ernannt. Gernäß $ 25 Absatz 1 der
Lchrerlaufbahnverordnung daue¡t die
P¡obez'eit frir Lehrer an Volks- und Real-
schulen iln Beamtenverhältnis auf Probc
vicr Jahrc. Die Probezeit würde also iu
Ihrem Falle am 23. November 1971 ab-
laufen. Nach Ablauf der Probezeit muß
der Dienstherr entscheiden, ob der Be-
amte in das Bcamtenverhältnis auf Le-
benszeit zu belufen ocler zu entlassen
ist.

Sie hab,en sich nach S 33 Absatz 1 Nr. 2

Htnl¡BG in der Probezeit hinsichtlich Ihrer
Eignung zum Beamten nicht bewährt. Zu
der erforderlichen Eignung gehört auch,
daß drr Beamte in seinem ganzen Ver'-
haltcn die Gewälu dafür bietet, daß er
jederzeit für dic freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung im Sinne des Grund-
gesetzcs eintritt. Diese Geu'ähr ist bei
Ihnen wegen lhrer politischen Betäti-
qung für die SDAJ und die DKP nicht
gegeben. Nach einer grundsätzlichen Ent-
scheidung des S,enats ist die Anstellung
cines Beamten auf Lebenszeit bei politi-
schen Aktivitäten des Bew,erbers in
rechts- oder linksradikalen Gruppen un-
zulässig. Das gilt erst recht dann, wcnn
der hamburgische Beamte im Erziehungs-
bereich tätig ist und wenn e¡ sich in den
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Gewerkschaftliche
Orientierung und Orga-
nisation des studêh-
tischen Massenkampfes

In der Diskussion:

,,IJnter den Bcdingungen der wissenschaftlic.h-technischen Revolution,
die die lVissenchaft in eine unmittelbare Produktivkraft verwandelt,
wachsen in raschem Tempo Zahl und Bedeutung der in Produktion, For-
schung und Entwicklung tåitigen Techniker, Ingenieure und lVissen-
schaftler. Das Verhältnis von A.rbeiterklasse und wissenschaftlich-tech-
nischer Intelligenz und seine Entwicklungstendenzen sind darum erst-
rangige Fragen für die Strategie und Politik der Arbeiterbewegung".

(IV. Gerns)

stehenden Mögliôkeiten für den Auf-
stieg auf der Stufenleiter der betriebli-
chen Hierardrie. Was gesagt werden soll
ist, daß sidr ein zunehmender Annähe-
rungsprozeß an die Arbeits- und Lebens-
bedingungen der Kerngruppen der Ar-
b,eiterklass,e vollzieht.
Unbesdradet der Notwendigkeit, daß die
Hauptaktivität der sozialistischen Kräfte
auf das Industrieproletariat als Kern der
Arbeiterklasse - aufgrund s,einer zah-
lenmäßigen Stärke, Organisiertheit,
Kampferfahrung und Stellung im Produ}.-
tionsprozeß die entscheidende Kraft im
Klassenkampf - geridrtet btreibt, werden
die Chancen, die ner¡,en Sdtichten der
Arbeiterklasse aktiv in den Kampf der
Arbeiterbewegung einzubeziehen umso

künltige Lohnabhängige gleidrzeitig' ak-
tuell und perspektivisch, die Notwendlg-
keit des gemeinsamen Kampfes mit der
Arbeiterklasse auizuzeigen.

Massenkompf un der
Hothschule

2. Die Ausgaben für die soziale Sirhe-
rung der studentischen Lebensumstände,
die ökonomisù Teil der ,,toten l(osten"
für Bildungsausgaben sind und als solche
vom Stàat als ,,ideellen Gesarntkapitali-
sten" zt tragen wären, halten nidrt
Schritt mit den Ausgaben für den Hodr-
sdlulbau; das Monopol als Gewaltver-
hältnis führt dazu, daß auc}t im Ausbil-
dungssektor die sozialen Folgen der wis-
sensdraftlidl-tedrnisdr,en Revolution auf
die B'e{roff,enen abgewälzt werden'
Die soziale Herkunft eines großen Teils
der Studenten, ihre ldeologie vom sozia-
len Aufstieg, der sie im Beruf für den

ihnen in der Ausbildung auferlegten
Konsumverzicht entschädigen soll, ist
reine wesentliche Ursach,e, die die Studen-

I

Die materielle Grundlage der Eniialiung
des demokratisctren Massenkampfes ist
der antagonistische Widersprudr, den die
Bewältigung der wissrenschaftlidr-tech¡i-
schen Revolution unter staatsmonopoli-
stischen Produktionsverhältnissen zwi-
schen Monopolbourgeoisie und Studen-
teu hervorruft. Die Berufsperspektive der
übergroßen Mehrheit der Studenten wird

oo

Wissenschaft, Forschung und Ausbildung
geraten mehr als bisher in das unmittel-
bare FeId der Klassenauseinandersetzun-
gen. Die Frage: was wird geforscht? und
für wen wird geforscht? - we¡den zu'
nehmend widrtiger für die Arbeiüe,rklas-
se und die mit ihr in einem objektiven
Widerspruch zum Monopolkapital ste-
henden Massen und Sdrichten, so auctt
für dire Mehrheit der Intelligenz.
Die lvissenschaftlidr-technisdre Revolu-
tion ist die Triebkraft zw¡eier Prozesse,
aus deren Analyse sich die Konzeption
der gewerkschaftlichen Orientierung we-
sentlich ableitet.
1. Aus Veränderungen der Ausbildungs-
situation der Intelligenz, besonders hin-
sichtlich des Qualifikationsumfanges und
<l,er sozialen Lage.

Di,e inhaltliche Legitimation d,er gewerk-
schaftlictren Orientierung als integriertes
strategisdres Teilmom,ent sozialistisdrer
Politik ergibt sidr aber erst aus den

2. qualitativen Veränderungen der klas-
sronmäßigen þuordnung der Inüelligenz
im Klassenkampf, nachdem ihre Ausbil-
dunEssituation abgeschlossen und sie
in den gesamtgesellsd¡aftlidren Repro-
duktionsprozeß eingegliedert ist.

wie zu jenen Gruppen zu zählen ist, die
zwischen den beiden Hauptklassen der
kapitalistischen Gesellschaftsordnung
stehen.

Unterscheiden wir zunächst zwischen
s,eibständiger und lohnabhängiger Intel-
Iigenz, so muß bei der zweiten Gruppe
weiter differenziert werden zwisdten den
rler Monopolbourgeoisie aggregierten
Spitzenmanagern, der Gruppe, die zu ,ei-
ner Randschicht der Arbeiterklass,e g,e-

worden ist und im weiteren den Grup-
pen, die zwischen beiden stehen,

Betrachten wir im Croben tliese Unter-
gliede,rung in ihrer Dynamik so läßt sich
folgendes feststellen:

1. Derjenige Teil der Intelligenz, dem
Positionen des Spitzen- und mittleren
Managements in der Wirtschaft bzw.
entsprechende Positionen und Funktio-
nen im staatlidren oder übrigen gesell-
schaftlidren Bereidr offenstehen, ist (rela-
tiv) im Schwind,en.

2. Ebenso verhält es sidr, wenngleidr sich
dieser P¡ozeß nidrt iur gleidren Umfang
und in der gleidren Geschwindigkeit voll-
zireht, mit jener Intelligenzgruppe, dire
wie Ärzte, Rechtsanwälte und andere
Freiberufliche selbständig ihren Beruf
ausüben.

3. Den überwiegenden Teil der Hodr-
schul- und Fadrsdrulabsolventen (75-80
Proz,) erwartet jedodr eine Berufspe,r-
spektive, in der sie zum Verkauf ihrer

- allerdings besonders qualifiziertren 
-Ware Arbeitskraft gezwung,en sind. Ge-

messen am real,en gesellsdraftli:hen Sta-
tus früherer Akademikersctridrten ver-
stärken sidr hier in besdrleunigtem Maße
die mit Herkunft des Monopolkapitalis-

mus eingeleiteten Deklassierungsprozes-
se.

Diesen dritten Teil der lohnabhängigen
wissensdraftlich-technisdten Intelligenz
verbinden im wesentlichen zwei Fakto-
ren mit der Arbeiterklasse.
1. Da er von Besitz an bzw, Verfügungs-
gewalt über Produktionsmittel ausge-
schlossen ist, muß er seine Arbeitskraft
an die Kapitalisten verkaufen und wird
von diesem ausgebeutet. Ein wachsender
Teil, bes, Tedrniker und Ingenieure,
nimmt dabei im Produktionsprozeß di-
rekt 'an der Erzeugung von W'ert und
Mehrwert teil,
2. Die Stellung im System der gesell-
sdraftlichen Arbeit. Von den cntsdreiden-
d,en Klassenkriterlen her gibt es keine
wesentlidren Untersdriede zlvischen dem
Arbeiter am Fließband, dem Techniker,
der auf der Kommandobähne einer auto-
matischen Walzenstraße tätig ist, oder
dem Chemiker, der in einem Forsdrungs-
team in untergeordneter Funktion arbei-
tet.
Die individuclle Arbeit - früher Kenn-
zeichen der Tätigkeit der Intelligenz,
wird immer seltener. Sie verwandeln sidr
in geistige Detailarbeiter, in einzelne
Räd,er im Räderwerk der geistigen Teams
und Denkfabriken, die keinen direkten
llberblidc mehr über die Gesamtzusam-
rnenhänge haben,

Dabei soll nidrt gesagt sein, daß es zwi-
schen d,er lohnabhängigen Arbeiterklasse
keine Untersdriede mehr gäbe, wie die
Höhe des Arbeitslohnes, das untersdried-
liche Bildungsniveau, die primär geistige
Arbeit, die Herkunft aus größtenteils
kleinbürgerlichen Mittelschidrten oder
die, wenn audr im çringen Maße, be-

günstiger s'ein, je mehr ês der Partei der
Arbeiterklass'e und den Gewerksdlaften
Ee.lingt, einerseits stets die gemeinsamen
Klasséninteressm, die alle Gruppen der
Arbeiterklasse verbinden, in den Vorder-
grund zu stellen, andererseits aber auch
nicht die spezifischen Interessen der
lohnabhängigen wissenschaftlidt-techni-
sdren_Intelligenz zv übers'ehen.

In diesem Zusammenhang deliniert sidr
die politisdre Funktion des Konzepts der
gewerkschaftlidren Orientierung: Den
Studenten berelts an den Hochsd¡ulen im
Kampf um die Durchsetzung ihrer unmit-
telbaren Interessen als Studenten und zu-

zunehmend durdr staatsmonopolistische
Formierungs- und Regulierungseingriffe
in der Ausbildung an den Hochschulen
tangiert,
1. Der erhöhte Bedarf des Kapitals an
wissenschaftlich qualifizierten Arbeits-
kräfüm sowie ein kurzfristiges Verwer-
tungsinteresse führen zu einer Verkür-
zung der Studienzeiten, die die Studen-
ten aktuell einem erhöhten Leistungs-
druck aussetzt und perspektivisdt -
durch Einschränkung ih¡er Qualifikation

- die Möglidrkeit beruflicher Disponibi-
lität ve¡mindert bzw. den moralisdren
Verschleiß ihrer !!'are Arbeitskraft be-
schleunigt.

ten daran hindert, für ihre unmittelbarm
Interessen einzutreten,

Es gilt hier, die obJektlven gesellsdraft-
lidren Widersprüdre im Bewußtsein der
Stud,enten umzusetzen. In der Verbin-
dung des ökonomischen mit dem poll-
tisdr-ideologischen Kampf muß die grund-
sätztiche Interessengleiùheit mit der Ar'
beiterklasse aufgezelgt werden. Es muß
deutlich werden, daß grundlegende Ver'
besserungen nur bei tiefgreifenden Ver-
änderungen der gesellsdraftlidren Kråif-
teverhältnisse zugunsten der Arbeiter-
klasse zu erreichen seln werden.

Fortsetzung Seite B
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Bändnis Arbeiterklosse-
lntelligenz
Legt man die marxistisctr-leninistisdre
Klassendefinition zugrunde, können zu-
nächst folgendie Ergebni,sse als gesidre.rt
gelten: Die Intelligenz ist keine ökono-
misch selbständige Klassg sie ist viel-
mehr eine Schidrt, die sowohl zur Bour-
geoisie als audr zur Arbeiterklasse so-
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Gewerkschaftliche
Orientierung und Orga-
nisation des studêh-
tischen Massenkampfes

In der Diskussion:

,,IJnter den Bcdingungen der wissenschaftlic.h-technischen Revolution,
die die lVissenchaft in eine unmittelbare Produktivkraft verwandelt,
wachsen in raschem Tempo Zahl und Bedeutung der in Produktion, For-
schung und Entwicklung tåitigen Techniker, Ingenieure und lVissen-
schaftler. Das Verhältnis von A.rbeiterklasse und wissenschaftlich-tech-
nischer Intelligenz und seine Entwicklungstendenzen sind darum erst-
rangige Fragen für die Strategie und Politik der Arbeiterbewegung".

(IV. Gerns)

stehenden Mögliôkeiten für den Auf-
stieg auf der Stufenleiter der betriebli-
chen Hierardrie. Was gesagt werden soll
ist, daß sidr ein zunehmender Annähe-
rungsprozeß an die Arbeits- und Lebens-
bedingungen der Kerngruppen der Ar-
b,eiterklass,e vollzieht.
Unbesdradet der Notwendigkeit, daß die
Hauptaktivität der sozialistischen Kräfte
auf das Industrieproletariat als Kern der
Arbeiterklasse - aufgrund s,einer zah-
lenmäßigen Stärke, Organisiertheit,
Kampferfahrung und Stellung im Produ}.-
tionsprozeß die entscheidende Kraft im
Klassenkampf - geridrtet btreibt, werden
die Chancen, die ner¡,en Sdtichten der
Arbeiterklasse aktiv in den Kampf der
Arbeiterbewegung einzubeziehen umso

künltige Lohnabhängige gleidrzeitig' ak-
tuell und perspektivisch, die Notwendlg-
keit des gemeinsamen Kampfes mit der
Arbeiterklasse auizuzeigen.

Massenkompf un der
Hothschule

2. Die Ausgaben für die soziale Sirhe-
rung der studentischen Lebensumstände,
die ökonomisù Teil der ,,toten l(osten"
für Bildungsausgaben sind und als solche
vom Stàat als ,,ideellen Gesarntkapitali-
sten" zt tragen wären, halten nidrt
Schritt mit den Ausgaben für den Hodr-
sdlulbau; das Monopol als Gewaltver-
hältnis führt dazu, daß auc}t im Ausbil-
dungssektor die sozialen Folgen der wis-
sensdraftlidl-tedrnisdr,en Revolution auf
die B'e{roff,enen abgewälzt werden'
Die soziale Herkunft eines großen Teils
der Studenten, ihre ldeologie vom sozia-
len Aufstieg, der sie im Beruf für den

ihnen in der Ausbildung auferlegten
Konsumverzicht entschädigen soll, ist
reine wesentliche Ursach,e, die die Studen-

I

Die materielle Grundlage der Eniialiung
des demokratisctren Massenkampfes ist
der antagonistische Widersprudr, den die
Bewältigung der wissrenschaftlidr-tech¡i-
schen Revolution unter staatsmonopoli-
stischen Produktionsverhältnissen zwi-
schen Monopolbourgeoisie und Studen-
teu hervorruft. Die Berufsperspektive der
übergroßen Mehrheit der Studenten wird

oo

Wissenschaft, Forschung und Ausbildung
geraten mehr als bisher in das unmittel-
bare FeId der Klassenauseinandersetzun-
gen. Die Frage: was wird geforscht? und
für wen wird geforscht? - we¡den zu'
nehmend widrtiger für die Arbeiüe,rklas-
se und die mit ihr in einem objektiven
Widerspruch zum Monopolkapital ste-
henden Massen und Sdrichten, so auctt
für dire Mehrheit der Intelligenz.
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<l,er sozialen Lage.
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2. qualitativen Veränderungen der klas-
sronmäßigen þuordnung der Inüelligenz
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in den gesamtgesellsd¡aftlidren Repro-
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wie zu jenen Gruppen zu zählen ist, die
zwischen den beiden Hauptklassen der
kapitalistischen Gesellschaftsordnung
stehen.

Unterscheiden wir zunächst zwischen
s,eibständiger und lohnabhängiger Intel-
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worden ist und im weiteren den Grup-
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Managements in der Wirtschaft bzw.
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dieser P¡ozeß nidrt iur gleidren Umfang
und in der gleidren Geschwindigkeit voll-
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3. Den überwiegenden Teil der Hodr-
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spektive, in der sie zum Verkauf ihrer
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-Ware Arbeitskraft gezwung,en sind. Ge-

messen am real,en gesellsdraftli:hen Sta-
tus früherer Akademikersctridrten ver-
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die mit Herkunft des Monopolkapitalis-

mus eingeleiteten Deklassierungsprozes-
se.

Diesen dritten Teil der lohnabhängigen
wissensdraftlich-technisdten Intelligenz
verbinden im wesentlichen zwei Fakto-
ren mit der Arbeiterklasse.
1. Da er von Besitz an bzw, Verfügungs-
gewalt über Produktionsmittel ausge-
schlossen ist, muß er seine Arbeitskraft
an die Kapitalisten verkaufen und wird
von diesem ausgebeutet. Ein wachsender
Teil, bes, Tedrniker und Ingenieure,
nimmt dabei im Produktionsprozeß di-
rekt 'an der Erzeugung von W'ert und
Mehrwert teil,
2. Die Stellung im System der gesell-
sdraftlichen Arbeit. Von den cntsdreiden-
d,en Klassenkriterlen her gibt es keine
wesentlidren Untersdriede zlvischen dem
Arbeiter am Fließband, dem Techniker,
der auf der Kommandobähne einer auto-
matischen Walzenstraße tätig ist, oder
dem Chemiker, der in einem Forsdrungs-
team in untergeordneter Funktion arbei-
tet.
Die individuclle Arbeit - früher Kenn-
zeichen der Tätigkeit der Intelligenz,
wird immer seltener. Sie verwandeln sidr
in geistige Detailarbeiter, in einzelne
Räd,er im Räderwerk der geistigen Teams
und Denkfabriken, die keinen direkten
llberblidc mehr über die Gesamtzusam-
rnenhänge haben,

Dabei soll nidrt gesagt sein, daß es zwi-
schen d,er lohnabhängigen Arbeiterklasse
keine Untersdriede mehr gäbe, wie die
Höhe des Arbeitslohnes, das untersdried-
liche Bildungsniveau, die primär geistige
Arbeit, die Herkunft aus größtenteils
kleinbürgerlichen Mittelschidrten oder
die, wenn audr im çringen Maße, be-

günstiger s'ein, je mehr ês der Partei der
Arbeiterklass'e und den Gewerksdlaften
Ee.lingt, einerseits stets die gemeinsamen
Klasséninteressm, die alle Gruppen der
Arbeiterklasse verbinden, in den Vorder-
grund zu stellen, andererseits aber auch
nicht die spezifischen Interessen der
lohnabhängigen wissenschaftlidt-techni-
sdren_Intelligenz zv übers'ehen.

In diesem Zusammenhang deliniert sidr
die politisdre Funktion des Konzepts der
gewerkschaftlidren Orientierung: Den
Studenten berelts an den Hochsd¡ulen im
Kampf um die Durchsetzung ihrer unmit-
telbaren Interessen als Studenten und zu-

zunehmend durdr staatsmonopolistische
Formierungs- und Regulierungseingriffe
in der Ausbildung an den Hochschulen
tangiert,
1. Der erhöhte Bedarf des Kapitals an
wissenschaftlich qualifizierten Arbeits-
kräfüm sowie ein kurzfristiges Verwer-
tungsinteresse führen zu einer Verkür-
zung der Studienzeiten, die die Studen-
ten aktuell einem erhöhten Leistungs-
druck aussetzt und perspektivisdt -durch Einschränkung ih¡er Qualifikation

- die Möglidrkeit beruflicher Disponibi-
lität ve¡mindert bzw. den moralisdren
Verschleiß ihrer !!'are Arbeitskraft be-
schleunigt.

ten daran hindert, für ihre unmittelbarm
Interessen einzutreten,

Es gilt hier, die obJektlven gesellsdraft-
lidren Widersprüdre im Bewußtsein der
Stud,enten umzusetzen. In der Verbin-
dung des ökonomischen mit dem poll-
tisdr-ideologischen Kampf muß die grund-
sätztiche Interessengleiùheit mit der Ar'
beiterklasse aufgezelgt werden. Es muß
deutlich werden, daß grundlegende Ver'
besserungen nur bei tiefgreifenden Ver-
änderungen der gesellsdraftlidren Kråif-
teverhältnisse zugunsten der Arbeiter-
klasse zu erreichen seln werden.
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W-achseudes Gewicht für die Enifaltung
der Selbständigkeit der Studerrten, für
ihre fortschrittlichen sozialen Interessen
und für clie Einbeziehung breitestel Teile
cler Studentenschaft in den demokrati-
schen antimonopolistischen l(arnpf ge-
winnt die umfasseude , organisierte In-
teressenvertretung, So lassen sich für die
gcwelkschaf tliche Orientierung cles ËIoch-
scìlullcamp[cs zrr'ei wescntlic'[rc Schwcr'-
punkle festhalten, die si.ìr rvechselseitig
becl.ingen.

- Einrnal l'reißt cs Orientiernng auf eine
möglichst enge Zusammeiralbeit studen-
tischer Organe mit rlen Gelver-ksr:haften
und Orientierung auf die klassenbewußte
Mitarbeit in clen DGB-Gewerkschaften
im späüeren Beruf, unter anderem d¡,rrch

I{erstellung eines gelverkschaftlichen Be-
rvußtseins irn Sinne eines organisierten
und soliclarischen Vorgehens.
* Zum zweilen bedeutet cs aber, auf
ciner studentischen, urnfassenden und or-
ganisierten Inter:essenvertr,etung aufbau-
cn zu hönnen, die r¡'iecierum ,c¡st die
Volaussetzungen f til ein breites Bünd-
nis der Arbeiterhlasse mit clen Sll-uclenten
schafft. Es gilt hier, die Entr,ricklung und
den Ausbau des politischen Inhalts der
Organe cl,er ve¡faßten Studentenschaft
von ehemals stänclischen zu demokra-
tisch-antimonopolistischen, clie sich auf
aktive Mitarbeit ihrer Massentrasis stüt-
zen, voranzutr.eiben.
Dieser gerverkschaftlich organisierte
l(ampf an der Hochschule versteht als
Einheit: die Forderung nach Sidrerung
de; materiellen Voraussetzungen der
rvissenschaftlichen Arbeit, die Auseinan-
clersetzung um metlìodische Grundwerte,
zu selbständigen wissenschaftliclren Ar-
beiten anleitende Studiengänge und die
Forderung nach demol;':atischer Neube-
stimmung der Ziele und Iniìalte in Aus-
bildung nnd Forschung. Hier rvircl die
zentrale Bedeutung der z. T. quasi ge-
w,erkschaftlichen Organe deutlich, und
deutlich wird auciì, rvarum den rechtcn
Kräften in Wirtschaft und Politik rlnd ih.
ren Helfershelfern ên i!e; J¡i untl unter
den Studentcn gerade diese lnstituticrrlen
cin Dorn irn Attge sind.

,,ì¡t/ir führen clen Abrvehrhampf gegen
clie Liquidierungsversudre der Organe
der verfaßten Studentensdraft offensiv,
indem wir sie einsetzen als Organe dcs
demokratischen Massenkampfes an d,er
FIochschule." (Hauptreferat IJundes.Kon-
greß).

denen Organisationsfo¡men weiter-etrt-
wickelt w,erden, um nicht der demokrati-
sch.en Interessenvertretung durch die
Fachschaftsräte objektiv die einheitliche
Stoßrichtung zu nehmen und die Stuclen-
tensctraft zu desorientieren. Ein Organi-
sationsmodell für reine Fachschaft, das
auf dieser Grundlage aufbaut, muß davon
ausgehen, daß die Politik des Fachsdrafts-
rates (FSR) nicüt von einer irgendwie
entstandenen und zusarnmengesetzten
Basisgruppe, sondern von der Vollver-
sarnmlung der Fachschaft bestimmt wircl,
indem dicse rein Kandidatenkollektiv ¡nit
einem bestimmten Programm wählt, cles-
scn Politik u. a. auf ur.lhr.f¿rch irn Sc-
mester stattfindencìen Vollvelsarnmh¡n-
gen von del Studentenscilafl l<cntlollictt
uird Ji.orrigiert rverden liann.
Es muß erreicht welilcn, cìic :'r:isplitter-
I,en nnci unkoordiniertcn Aktivitätcn am
Fachbereich zusamrncnzufassen, größere
Transparenz und größele Mitwirkungs-
möç¡lichkeiten für dic StudentenscÏraften
zrt schaffen. Der Kommunikationsfiuß
zwischen FSR und Studentenschaft muß
cntsc:heidend verbcssert werden, damit
zum einen clie FSR-Politik besser umge-
setzt lverclen kann, zum anderen, um die
Disknsgionen t',nd Probleme in der Stu-
dentcnschaft ,,aktueller" in den FSR tra-
-qen zu ktinnen.
Die Diskussionon über die zentralen ¡ro-
litischen Aktivitäten werden über die ge-
nerell öffentlichc FSR-Sitzung nnd clar-

tiber hinaus übcr clic ,,erlveiterie FSR-
Sitzrrng" geftihrt.
Ein rvichtiger tsestanclteil rìer. FS_politik
rvelche konkretere Problerne politisch
aulgreift, sollte auch die Arbeit in den
I-Iochschulgremien sein. Zum einen er-
Îåihrt das Org-Modell eine Stärkung, je
l¡reiter sein Arbeitsfalcl angelerJt ist, zum
andcren wircl die Grernienpolitik umso
rvirksamer, je besser sie in das Orr;-Mo-
tleìl integriert ist.

I)as Org-Modell ulr-rfaßi Ar.beitsgrr.ippcir
mit verschiedener Aufctabenstcllr_urq U::-
rrmgänglich wird die Einrichtunr.l vo jì
AGs zul dit'ektcn Untcrstützung clcs FSIì,
r,¡ie llochschulpolitik (I{RG, Bildungspla-
nung usw.), Berufsperspelitive, Studicl-
reforrn, Offentlichkeitsarbeit o. ä., sein.
Schließlich sollten Studi,enhollektive,,krl-
tisctre Gruppen", u.a., die ihre Basis und
ihr Arbeitsfeld clirekt in den Lehrveran-
sta.ltungen haben, koorcliniert, in eincu-r
Zusailmeuhang gebracht rurd effehiivicrt
lverclen,

Mit dem Org-lvlodell wcrdcn di¿ Vor.rr¡¡;-
setzungen verbessert, eine stärkere ir.:¡.-
einheitlichung clcr FS-Potitii< auch ariI
Flochschulebene z!,elmöglichen. Dics
kann in Zusarnmenarbeit mit dem ASi:\
z. B. über ,eine häufigere Versammlur:g
allcr Factrschaftsräte erfolgen, auf <lcr-
tìie Schwerpunl<te für das kommcnrje Sc-
r-¡cster oder ein cinheitlidres Vorgchcn
::r bcs[immtcn liochschulpo]itischen Fra_
r c:r diskutiert uncl festgelegt t,,erclen.
Ùbenegional hêißt das, im Rairmen clcr.
Fachkonferenzen und Projektbereiche crls
vrls Aktivitäten und Beteiligung zu er-
höhcn uncl dic gsnìeinsamen Aktionszic-
le zu artikuliercn.

So lvir<l crreicht, daß auch in nationalcm
Rahrnen riber die ASten und den vds
cin geschlossenes und damit weitaus wir-
liungsvollcres Vorgeh,:n erleidrtcrt .r.r,irti.

Die Vorteilc des Org-Modells sir¡rl a'sc
zusammengofaßt folgende :

- Es ist gel:r.rnden und legitimiert cìurch
Ecschli.issc rler VV aller Studenten
einer Fachschaften, Es hat dort scine
Basis.

- Es ermöglicht die ständiç¡e Diskussion
jn den AGs oder direkt mit dcr¡r
FSR über dessen lolitik.

- Es errnöglicht clamit clie direlite l(orr-
trolle clcs FSR.

-- Es bceirdet die losgelöstc tircrnieupo-
litik, indem es diese in clas allgrnl:ino
Arbeitsprogramm stoilt.

- Es ist offen für alle autolonren A(ls
in Seminaren o. ä.

- Die kolìseciuêtìte politiscL.e, lll¿tel.ieile
rind sozialc I¡ltctrcssctrvcrl.Ì'etung ar-
fährt eine sra¡ke Verl;rerterung ihr+r
Basis. (Im Org-Modell Ccrrnanistik an
der Llamburger Uni arl-¡eitetr tibcr ?0.
Studeuten mit,)

-- Die studentische lul.cressonvertretung
im Sinne von steilr¡ertretenclsr Be-
rnith'.rnç¡ um lnatcriellc Irlcichternn-

gen aller Art durch einige alleinge-
bli,eLrene Funktionäre gehört der Ver-
gangenheit an,

- Dadurch, daß eine größere Anzahl von
Studenten an die politisdre Arbeit
herangeführt uud mit den Sdrwierig-
keiten konfrontiert wird, ihre Vorstel-
lungen durchzusetzen, wird bei gro-
ßen Teilen eine Politisierung einge-
leitet, die positive Rüd<wirkungen auf

, die politisdren Hodrsùulgruppen und
damit audr auf den MSB SPARTAKUS
hat.

- Das Org-Mod:ell ermöglidrt oder vrer-
bessert die einheitliche Stoßriôtung
des demokratisdren Kampfes.

Ist mit der Entwicklung einer umfassen-
den organisierten studentisdren Interes-

senvertretung mit antimonopolistisdler
Zielridrtung die entscheidende Voraus-
setzung des demokratisdr,en Massen-
kampfes mit gewerksdraftlidrer Orientie-
rung erftillt, so gilt es doù audr, die
direkten Verbindungen von Studenten-
sdraft und Gewerksd¡aften zu intensivie-
ran.
Es gerht einmal darum, den Standpunkt
der Gewerksó.aften zu Fragen der Hoó-
sóulpolitik wirksamer an den Hodrsdru-
len zum Ausdrudr kommen zu lassen,
zum anderen darum, an der Diskussion
und Erarbeitung von hoósdrulpoliti-
sdren Konzeptionen und Einzelvorsdrlä-
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W-achseudes Gewicht für die Enifaltung
der Selbständigkeit der Studerrten, für
ihre fortschrittlichen sozialen Interessen
und für clie Einbeziehung breitestel Teile
cler Studentenschaft in den demokrati-
schen antimonopolistischen l(arnpf ge-
winnt die umfasseude , organisierte In-
teressenvertretung, So lassen sich für die
gcwelkschaf tliche Orientierung cles ËIoch-
scìlullcamp[cs zrr'ei wescntlic'[rc Schwcr'-
punkle festhalten, die si.ìr rvechselseitig
becl.ingen.

- Einrnal l'reißt cs Orientiernng auf eine
möglichst enge Zusammeiralbeit studen-
tischer Organe mit rlen Gelver-ksr:haften
und Orientierung auf die klassenbewußte
Mitarbeit in clen DGB-Gewerkschaften
im späüeren Beruf, unter anderem d¡,rrch

I{erstellung eines gelverkschaftlichen Be-
rvußtseins irn Sinne eines organisierten
und soliclarischen Vorgehens.
* Zum zweilen bedeutet cs aber, auf
ciner studentischen, urnfassenden und or-
ganisierten Inter:essenvertr,etung aufbau-
cn zu hönnen, die r¡'iecierum ,c¡st die
Volaussetzungen f til ein breites Bünd-
nis der Arbeiterhlasse mit clen Sll-uclenten
schafft. Es gilt hier, die Entr,ricklung und
den Ausbau des politischen Inhalts der
Organe cl,er ve¡faßten Studentenschaft
von ehemals stänclischen zu demokra-
tisch-antimonopolistischen, clie sich auf
aktive Mitarbeit ihrer Massentrasis stüt-
zen, voranzutr.eiben.
Dieser gerverkschaftlich organisierte
l(ampf an der Hochschule versteht als
Einheit: die Forderung nach Sidrerung
de; materiellen Voraussetzungen der
rvissenschaftlichen Arbeit, die Auseinan-
clersetzung um metlìodische Grundwerte,
zu selbständigen wissenschaftliclren Ar-
beiten anleitende Studiengänge und die
Forderung nach demol;':atischer Neube-
stimmung der Ziele und Iniìalte in Aus-
bildung nnd Forschung. Hier rvircl die
zentrale Bedeutung der z. T. quasi ge-
w,erkschaftlichen Organe deutlich, und
deutlich wird auciì, rvarum den rechtcn
Kräften in Wirtschaft und Politik rlnd ih.
ren Helfershelfern ên i!e; J¡i untl unter
den Studentcn gerade diese lnstituticrrlen
cin Dorn irn Attge sind.

,,ì¡t/ir führen clen Abrvehrhampf gegen
clie Liquidierungsversudre der Organe
der verfaßten Studentensdraft offensiv,
indem wir sie einsetzen als Organe dcs
demokratischen Massenkampfes an d,er
FIochschule." (Hauptreferat IJundes.Kon-
greß).

denen Organisationsfo¡men weiter-etrt-
wickelt w,erden, um nicht der demokrati-
sch.en Interessenvertretung durch die
Fachschaftsräte objektiv die einheitliche
Stoßrichtung zu nehmen und die Stuclen-
tensctraft zu desorientieren. Ein Organi-
sationsmodell für reine Fachschaft, das
auf dieser Grundlage aufbaut, muß davon
ausgehen, daß die Politik des Fachsdrafts-
rates (FSR) nicüt von einer irgendwie
entstandenen und zusarnmengesetzten
Basisgruppe, sondern von der Vollver-
sarnmlung der Fachschaft bestimmt wircl,
indem dicse rein Kandidatenkollektiv ¡nit
einem bestimmten Programm wählt, cles-
scn Politik u. a. auf ur.lhr.f¿rch irn Sc-
mester stattfindencìen Vollvelsarnmh¡n-
gen von del Studentenscilafl l<cntlollictt
uird Ji.orrigiert rverden liann.
Es muß erreicht welilcn, cìic :'r:isplitter-
I,en nnci unkoordiniertcn Aktivitätcn am
Fachbereich zusamrncnzufassen, größere
Transparenz und größele Mitwirkungs-
möç¡lichkeiten für dic StudentenscÏraften
zrt schaffen. Der Kommunikationsfiuß
zwischen FSR und Studentenschaft muß
cntsc:heidend verbcssert werden, damit
zum einen clie FSR-Politik besser umge-
setzt lverclen kann, zum anderen, um die
Disknsgionen t',nd Probleme in der Stu-
dentcnschaft ,,aktueller" in den FSR tra-
-qen zu ktinnen.
Die Diskussionon über die zentralen ¡ro-
litischen Aktivitäten werden über die ge-
nerell öffentlichc FSR-Sitzung nnd clar-

tiber hinaus übcr clic ,,erlveiterie FSR-
Sitzrrng" geftihrt.
Ein rvichtiger tsestanclteil rìer. FS_politik
rvelche konkretere Problerne politisch
aulgreift, sollte auch die Arbeit in den
I-Iochschulgremien sein. Zum einen er-
Îåihrt das Org-Modell eine Stärkung, je
l¡reiter sein Arbeitsfalcl angelerJt ist, zum
andcren wircl die Grernienpolitik umso
rvirksamer, je besser sie in das Orr;-Mo-
tleìl integriert ist.

I)as Org-Modell ulr-rfaßi Ar.beitsgrr.ippcir
mit verschiedener Aufctabenstcllr_urq U::-
rrmgänglich wird die Einrichtunr.l vo jì
AGs zul dit'ektcn Untcrstützung clcs FSIì,
r,¡ie llochschulpolitik (I{RG, Bildungspla-
nung usw.), Berufsperspelitive, Studicl-
reforrn, Offentlichkeitsarbeit o. ä., sein.
Schließlich sollten Studi,enhollektive,,krl-
tisctre Gruppen", u.a., die ihre Basis und
ihr Arbeitsfeld clirekt in den Lehrveran-
sta.ltungen haben, koorcliniert, in eincu-r
Zusailmeuhang gebracht rurd effehiivicrt
lverclen,

Mit dem Org-lvlodell wcrdcn di¿ Vor.rr¡¡;-
setzungen verbessert, eine stärkere ir.:¡.-
einheitlichung clcr FS-Potitii< auch ariI
Flochschulebene z!,elmöglichen. Dics
kann in Zusarnmenarbeit mit dem ASi:\
z. B. über ,eine häufigere Versammlur:g
allcr Factrschaftsräte erfolgen, auf <lcr-
tìie Schwerpunl<te für das kommcnrje Sc-
r-¡cster oder ein cinheitlidres Vorgchcn
::r bcs[immtcn liochschulpo]itischen Fra_
r c:r diskutiert uncl festgelegt t,,erclen.
Ùbenegional hêißt das, im Rairmen clcr.
Fachkonferenzen und Projektbereiche crls
vrls Aktivitäten und Beteiligung zu er-
höhcn uncl dic gsnìeinsamen Aktionszic-
le zu artikuliercn.

So lvir<l crreicht, daß auch in nationalcm
Rahrnen riber die ASten und den vds
cin geschlossenes und damit weitaus wir-
liungsvollcres Vorgeh,:n erleidrtcrt .r.r,irti.

Die Vorteilc des Org-Modells sir¡rl a'sc
zusammengofaßt folgende :

- Es ist gel:r.rnden und legitimiert cìurch
Ecschli.issc rler VV aller Studenten
einer Fachschaften, Es hat dort scine
Basis.

- Es ermöglicht die ständiç¡e Diskussion
jn den AGs oder direkt mit dcr¡r
FSR über dessen lolitik.

- Es errnöglicht clamit clie direlite l(orr-
trolle clcs FSR.

-- Es bceirdet die losgelöstc tircrnieupo-
litik, indem es diese in clas allgrnl:ino
Arbeitsprogramm stoilt.

- Es ist offen für alle autolonren A(ls
in Seminaren o. ä.

- Die kolìseciuêtìte politiscL.e, lll¿tel.ieile
rind sozialc I¡ltctrcssctrvcrl.Ì'etung ar-
fährt eine sra¡ke Verl;rerterung ihr+r
Basis. (Im Org-Modell Ccrrnanistik an
der Llamburger Uni arl-¡eitetr tibcr ?0.
Studeuten mit,)

-- Die studentische lul.cressonvertretung
im Sinne von steilr¡ertretenclsr Be-
rnith'.rnç¡ um lnatcriellc Irlcichternn-

gen aller Art durch einige alleinge-
bli,eLrene Funktionäre gehört der Ver-
gangenheit an,

- Dadurch, daß eine größere Anzahl von
Studenten an die politisdre Arbeit
herangeführt uud mit den Sdrwierig-
keiten konfrontiert wird, ihre Vorstel-
lungen durchzusetzen, wird bei gro-
ßen Teilen eine Politisierung einge-
leitet, die positive Rüd<wirkungen auf

, die politisdren Hodrsùulgruppen und
damit audr auf den MSB SPARTAKUS
hat.

- Das Org-Mod:ell ermöglidrt oder vrer-
bessert die einheitliche Stoßriôtung
des demokratisdren Kampfes.

Ist mit der Entwicklung einer umfassen-
den organisierten studentisdren Interes-

senvertretung mit antimonopolistisdler
Zielridrtung die entscheidende Voraus-
setzung des demokratisdr,en Massen-
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rung erftillt, so gilt es doù audr, die
direkten Verbindungen von Studenten-
sdraft und Gewerksd¡aften zu intensivie-
ran.
Es gerht einmal darum, den Standpunkt
der Gewerksó.aften zu Fragen der Hoó-
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gen in den Gewerksdraften üeilzuneh-
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Auf dieser gewerksdraftlidren Ebene ist
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Dazu müssen die in der raclikaldemok¡a-
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Beitrag von Hugo Madrelett auf
dem Düsseldorfer Parteitag der
DKP über die Streiksituation in
Baden-\Mürttemberg:

Im Berid¡t an den ParteÍtag wurde be-
reits zu den Problemen und zu den For-
derungen ausführlidr gesprodlen, um die
es in der gegenwärtigen Lohnbewegung
in der Metallindustri,e geht. In über B0
Betrieben von Baden-Wùrttemberg strei-
ken gegenwärtig 120 000 Metallarbeiter.
Diesem Streik der Metallarbeiter ging
elno ïIrabqtimmùnq voralts, in der erst-
nl¿lls arrrh rlie Angestelllen r:inliezoqen

wu¡den. Ich glaube, es ist ein Ausdrudc sudre, das Wreihnadrtsgeld nidrt auszu-
wactrsender Bewußtseins, wenn in einer zahlen, wurde von den Arbeitern und
soldren Urabstimmung von Arbeitern Ang'estellten nidrt so honoriert, wie sie
rrnd Angestellte,n fast 90 0/o sid¡ für den es sidÌ gedaút haben, sondern die Ar-
Streik um di,e 1l 0/o Lohn- und Gehalts-l lbeiter und Angestellten stehen einheit-
erhöhung ausgesprodren haben. Dieser lidr in dieser Front und führen ednhelt-
hohe Grad drer Einmütigkeit widerspie- lidr den Kampf um ¡hre Forderungen. Es

gelt siú Jetzt gegenwåirtig in der Praxis streiken gegenwärtig in Bad,en-Wtirttem-
vor den Toren der Betriebe in Baden- berg OrganisÍerte und Unorganlsierte, es

Württernberg. Die Konzrnherren haben streiken Kommunisten, Sozialdemokra-
sidr wieder eittmat gründlidr verreónet. ten, Christen und Parte¡lose. Und wer
Ihr Gesdråift mit d¬r Angst, in der Presse die soziale Lage der ausländisdren Ar-
und im Fems'ehen immei wieder hodrge, beiter kennt, der wlrd besonders hodr

Jaggt, mit dem Gespenst der Krise, mit einzusdrätzen wissen, daß mit den deut'
Aibeitspletzverìusl, ihre Erpressungsvcr- schen ,Arbeitern, mit detr r-rerltschen Md'
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tallarbeitern, alle auslåi¡disdleu Arbeiter,
z. B. aus ltalien, Spanien, Grieùe¡land,
de'r Türkei und anderer Lä¡der solida-
risch den Kampf aufgenommen haben.

Aktionseinheit in der Praxis
Es gibt in uuserem Land kein Beispiel,
wo es dem Monopolkapital gelungen ist,
diese solidarisdre Streikf¡ont audr nur
in irgendeiner Weise zu ersóüttern. Und
wer immer vom Parteivorstand der SPD
die Behauptung aufgestellt hat, ,,es g¿ibe

keine Gemeinsamkeiùe¡r zwisdren Kom-
munisteu und Sozialdemokraten, es gäbe
keine Beweise ftir die von de¡ DKP an-
gestrebte Aktionseinhelt", der soll einmal
hèute vor die Eetriebe in Baden-Wtirt-
teberg gehen, der soll einmal heute vor
die Betriebe in Baden-Württemberg g+
hen.

Dort wird er die Aktionseinheit in
der Praxis bestätigt finden. Er wird
die Gemelnsamkeiten sehen, die So-
zialdemokraten und Kommunisten ha-
ben, wenn sie gemeinsam in den Streik-
komitees die Maßnahmen besdrließen,
die unûe¡ den gegenwärtigen Bedingun-
geer im Kampf gegen das Monopolkapital
notwendig sind.

Was unsere Fartei in ihrem Tbesenent-
wurf zur wirtsùaftlld¡eu Entwi&lung,
ziim monopolkapitalistisùen System, zur
Rolle der Arbeite¡klasse und zur Rolle
der Deutsóen Kommunistisòen Partei in
deq Klassenauselnaude'rõetzu¡¡gen dar-
gelegt hat, wird durô den Streik prak-
tlsô be$riesen. Unse¡s Genossinuen und
Genossen Metallarbeiter, die in die¡em
Streik an hervorrageuder Stelle ihre
kommunistÍsd¡ie Pfliôt in und mit den
Gewerkschaften erfüllen, grü8en den Par-
teitag auf eine ganz besondere Art. Sle
lelsten in dlesen Tagen dnen praktisöen
hervorragenden Beitrag zur Thesend¡s-
kussion uuserer Partel, sie pra&tiziereo
diese These¡r bereits uûd beweisen die
Riôtigkeit dieser Thesen tagtËigliÖ im
praktisdren Streikkampf. Unsere Genos-
sen Delegierten, die Drorgen bzw. über-
morgen eben aufgrund dieses Streiks
hlerherkommen werden, werden dlese
ihre Erfahrungen selbst auf dem Partei'
tag vermitteln. Die Metallindustrlelle,¡
von Baden-Württemberg bielten 0 0/¡ für
vertretbar, für wirtsúaftlicb vertretbar.
Sie besaßen die Freôheit zu sagenr \reûn
wir 4,5 0/o anbieten, dann nur, weil wil
ein soziales Gew¡ssen haben. Sie boten
also 4,5 0/0, bei der Tatsaôe, daß berelts
in vergangenen Jahr äber 6 0/o Preiser-
böhungen übr die Bühne gegangen slnd
u¡d bei der Tatsaúre, daß sie selbst zu'
geben, daß es im vergangenen Jahr eine
Produktivitåtsteigerung von über 5olo

tú der Metallindustrie gegebe,n hat. D. h.
also, ihr Angebot vou 4,50/o ist praktisóer
Lbhnabbau. Wir haben in Betriebszeitu¡'
geer die Reónung aufgemaùt. Wir haben
dis Gesóäftsberiùte auseinandergenom'
men, dle Profite naôgewiesen. Wir ha-
bqn aber auù den Arbeltern vorgereô'

lc

net, z. B. wer 800,- Mark Brutto be-
kommt, wer 1200,- Mark brutto be-
komnt, was- wird e¡ bei 4,5 o/o haben.
Wir sind zu der Reônung gekommen,
ohne Berüd<sidrtigung jetzt der Arbeits-
produktivität, allein aufgrund des Kaufr
kraftverlustes, daß bel 4,5 0/0, wie die Un-
ternehner es anbieteu, über 30,- Mark
und mrehr monatlidr an eóten effektiven
Verlusten herauskommt. Das ist das
Problem, warum unse¡e Kumpels gegen-
wärtig in den Betrieben so empört sind
und so ,einheitliô in diesem Kampf ste-
hen. Die Unùernebmer habèn jetzt be-
sôlossen, eine Aussperrung durdrzufüh-
reo, uud zwa¡ 200 Unternehmer b,esúlie
ßen ftir etwa lOmal soviel Betriebe, da8
rund 380 000 Metallarbeitér ab beute
nacht 0 Ubr auf die Straße gesetzt w¬r-
den. Idr habe soeben Meldungen aus
Baden-Wúrttembredg b¬ikomñsn, worin
die Antwort der Metallarb.eiter an heuti-
gen Tage zum Ausdrudr gekomnen ist.

Gestern fand in Stuttgart eine Funktio-
närskouferenz von 350 Betriebsfunktio-
nåiren statt. Dort wurden Aktionen ge-
gen die Aussperrung besólossen. ttreute
haben in Göttingen alle Metallbetriebe
von 1l - 12 Uhr gestreikt. In Ludwigs-
burg streiken ab 15 Ubr alle Metallbe-
triebe. In Heilbronn ist heute naór¡ittag
ein frühzeitiger Arbeitssùluß. Es wird
ei¡rre Ðemonstration aUeû Metallarbeiter
durógeführt, uit ansôlie8ender Kund-
gebuag. In Karlsruhe wird ab 14 Uhr die
Arbeit niedergelegt uud ist un 15 Uhr
eine Kundgebung und Denoustration In
Mannhein dasselbe¡ 14 Uhr Arbeitsnie-
derleguag, 15 Uhr Demonstration. In
Heidelberg wird eine Stunde vor Be-
triebssôluß die Arbeit niedergelegt, fin-
det um 1ô Ubr eine Deuo¡stration u¡d
Kundgebung statt,. Id¡ glaubg diese A¡t-
wort ei¡eo Tag vor der Auss¡errung ist
ei! Ber,veis dafür, da8 die Arbeiter niót
bereit sind, diese Aussperruag der, Me-
talliudustriellen einfad¡ binzu¡ehuen.
(Beifall)

Diese P¡ovokation mit der .{ussperrung
maót deutlich, audr uater der von der
SIPD geführten Regierung existiert unein-
gesóränkt die Her¡sùaft des Monopol-
kapitals. Der MiEbrauù wirtsúaftliòer
Maó.t, des Privateigentums ân den Pro-
duktionsmitteln iu immer weniger Hän-
den beweist, daß es in dieser Lohnbewe-
gung niót nur um Mark uud Pfennige
geht. Es ist desbalb auô uotwendig, da8
dieser Provokatio¡ der Metallindustriel-
len mit der Aussperrung eine e¡böhte
Form der Solidarität entgegengestellt
w4erden muß. Das ist keine Angelegen-
heit mehr nur der Metallarbeiter oder
der Metallarbeiter von Baden-Württem-
berg, das.ist eine Angelegenheit aller
Metallarbeiter, aller Industrieøweige, bis
hlnein ln die öTV. (Beifall)

Neue Formen des Kampfes wählen

Hier wurde bereits im vorhergehendreo
Diskussionsbeitrag die polltisdten Motive
gesogt. Hier sollen Maßstäbe gesetzt

r,rrerden, ökouomisùe und politisôe Ma8.
Etäbd gegen die ganze Arbeiterklasse
der Bundreerepublik. Deshalb gehört also
den Metallarbeitern die aktive Solid¿ri-
tät all,er Gewerksóaften des DGB. Und
unsere Aufgabe als Kommunisten lst es,
in eben diesen Gewerlsùaften dafür zu
sorgen, daß diese aktive Solidarität orga-
nisie¡t wird. Ió glaubre, es wä¡e auô gar
nicht sóled¡t,wenn wir unser,en Genos-
sen enpfehlen würdan, mit den Arbei-
tem in den ausgesperrten Betrieben zu
spreóen, daß sie andere Formen des
Kampfes ebenfalls hier wählen. Idr mei-
ne, da8 wir in diesen Betrieben, wo die
Arbeiter ausgespeiÌt werden, den Be-
legsóaften empfehlen sollten, den Kampf
daruo zu fühnen, da8 die Produktion i¡
diesen Bertriebeu fortgesetzt wird. Es
wird gestreikt, wo wir wolle¡r und e6
wir'd gearbeitet, wo wir wollenl (Beifall)
Nur so kön¡en wir deutlidr maóen, da8
die Millionen stärker sind als die Millio-
näre, denn hier liegt die qro8e Verantf \
wortung uûserer Partei in ãen Betriebe¡"!
Hier liegt die große Verantwortuag bei
der Erarbeitung voD Betriebszeitu¡gen
und bei der uündli&en Agitation uuse-
rer Genossen in den Betrieben und Ge-
werksdrafùen. Iù glaube, Genossinnen
und Genossen, dall es niôt gut wäre,
wenn id¡ heute hier zu einigen Details
Stellung nehmen würde. Morgeu fräh
kommen die e¡sten Genossl¡rne¡r und
GeDossen, die unmittelbar in den St¡eits-
lokal,eo gearbeitet haben. Ió glaube, die
sind "m besten g¬¬¡guet dafür, hier dem
Parteitag ihre praktisóen Erfahrungen
aus dem St¡eik zu vermitteln.

OSTERREICH
Wien (DPA) - Der österreiôlsdre Bu¡-
deskanzler Bruno Kreisky hat siù für
die baldige Einberufung einer Konferenz
zur Vorbereitung einer europäisùen Sl-
drerheitskonfsrenz ausgesproôen. In ei-
nem Interview sagte Kreisky, ,seiner An-
sidrt, naó seien die Dinge so weit ge-
reift, daß es Zeit sei, eine soló,e vorbe-
reitende Konferenz abzuhalten. Auf die
Frage, ob sidr seine Regierung fä¡ Wien
als Konferenzort einsetzen werde, ant-
wortete Kreisky, niemand in Oeeterreló
wolle den Finnen und damit Helsinhi den
Rang streitig madren,

Die Aufmerksamkeit, mit der die CDU
die Vorgåinge in Bonn beobadrtet, und
das Ausmaß der Hetze, mit der sie
SPARTAKUS, der in diesem Kampf den
Studenten eine klare Perspektive bi,etet'
von der Studentensdtaft zu isolieren ver-
sucht, zeigen, daß dùe CDU in Bonn
ein Exempel für die gesamte BRD sta-
tuieren will.

Das Ziel formulierte CDU-MdB Hans
Didrgans in einem von cler BAK ans
Lidrt der Offentlidrkeit gezerrten Ge-
heimrsdrreiben:,,Einige Länder meinen,
daß sie mit einer organisierten, wenn
auch revolutionär gesonnenen Studen'
tensdraft immer noch besser führen als
mit Studenten, die als Gruppe überhaupt
nidrt redrtlidr faßbar wäre¡r."

Die Ausfühne,nden sind der RCDS, die
ADM, eine mit dem RCDS personell und
finanziell verflochtene Sammlung kor-
porierter Sdrläger und Nidrtsnutze, und
der ,,Bund gegen Freiheit und Wissen-
scl¡aft,'r

Die Methode ist infam. Nadrdem die für
das NRW-Hodrschulgesetz vorgesehens
offene Zersdrlagung d,er verfaßten Stu-
dentenschaft VS) vor zwei Jah¡en am
massiven Widerstand der NRW-Studen'
ten gesctreitert war, 'soll nun versudrt
werden, an den einzeln:en Hod¡sdrulen
mit raffinierten Mitteln dasselbe Ziel zu
erreichen. Die vom Hodrsdrulgesetz vor-
gesdrriebenen undemokratisd¡en Paritätpn
(32 Professoren, 16 Assistenten, 24 Stu-
denten, S,,nidrtwissensdraftlidre" Mitar-
beiter) im SK, der die Umsetzung des
Hodrsdrulgesetzes in die Boruler Univer-
sität zur Aufgabe hat, schienen es dem
RCDS leidrt zu machen, im sdrwarzen
Bündnis mlt d,en Professoren über die
Köpfe der Studenten hinweg ihre elgen-
ständige' Inter:essenvertretung zu liqui-
dieren.

Die Methode des Redrtsblocks im SK,
ohue viel Federlesens in konsequenter
Mehrheitspolitik jeden Reformansatz
schon im Keim zu erstid(en, ließ die
Zersdr,lagung der VS für die SK-Sit-
zung vom 6.11, 7l voraussehen.

Konvent gesprengt
Über 500 Studenten folgten einem Auf-
ruf des MSB SPARTAKUS und verhin-
derten die liguidatorische Besdrlußfas-
sung des SK durdr Sprengung der Sltz-
ung. Denn sie kannten die von DSU-
Koester in erfreulicher Offenheit formu-
lierte Absidrt der studentisdren nnd pro-
fessoralen Reaktion - ,,Die Vorstellung
von RCDS, DSU usw., die Studentenbe-
wegung politisdr, d. h. mit dem Stimm-
zettel bekämpfen zu köonen, hat sich
låingst als IllusÍon erwiesen. Als einzlg
realistisdre Alternative verbleibt der ge-
setzgeberische Eingriff von atrßen" (DUZ,
Juni?l) - und hatten die Demagogie
der Rechten durchsctaut.

Weil diese nämlidr aus Erfahrung wis-
sen, welchen Wiederstand der Plan der
offenen Zersùlagung der VS l¡ei dm:
Stud,enten hervorruft, versncùen sre, den
Studenten in folgender Weise ihren
braunen Sand Ín die Augen zu streuen,

Verbal wird die VS, d. h. ihre körper-
sd¡aftliche Organisation beibehalten. Aus
dies¬r teilkörpersdlaftlidlen Organisation
der Studenten leitet man die angebliùe
Notwendigkeit ab, daß die Gesamtkör-
persdraft Universität (spridr: der SK)
audr die innere Struktur dei Teilkörpei-
sdraft in e¡rtsdreidendem Maße bestim-,
men müsse, und versucht so, die Eigen-
ständigkeit der studentisdren Interessen:'ì
vertretung aufzuheben, indem dÍe Ver-.
treter der Studentisdren Selbstverwal-'
tung (Fadrsdraftsverbände und SP) durô
Personalunion in die Gremien der Uni-
versitätsverwaltung integriert werderi,
Dire Beitragshobeit, die politisùe Zensur
über die finanzielle Flanke aussdrließt'
wird ebenfalls aufgehoben.

Artgst vor der

t ,,Ðemokratie - zertampelt sie!" - Unter diesem Motto, so der hodr-
schulpolitisdre Spredrer der NR\ü-Landtagsfraktion der CDU, Brügge-
mann, habe in der Bonner Uni tler MSB Spartakus mit terroristisdren
Methoden die Reformarbeit des Satzungskonvents (SK) behindert. Ge-
gen die Weiterverbreitung dieser für jeden nachprüfbar falsehen Be-
hauptung läuft eine einstweilige Verfügung; sie macht indes deutlich,
mit welchen Mitteln dic politische und publizistiche Reaktion den Kampf
der Bonner Studenten um die Erhaltng ihrer eigenständigen fnteressen-
Interessenvertretung diffamiert.
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tallarbeitern, alle auslåi¡disdleu Arbeiter,
z. B. aus ltalien, Spanien, Grieùe¡land,
de'r Türkei und anderer Lä¡der solida-
risch den Kampf aufgenommen haben.

Aktionseinheit in der Praxis
Es gibt in uuserem Land kein Beispiel,
wo es dem Monopolkapital gelungen ist,
diese solidarisdre Streikf¡ont audr nur
in irgendeiner Weise zu ersóüttern. Und
wer immer vom Parteivorstand der SPD
die Behauptung aufgestellt hat, ,,es g¿ibe

keine Gemeinsamkeiùe¡r zwisdren Kom-
munisteu und Sozialdemokraten, es gäbe
keine Beweise ftir die von de¡ DKP an-
gestrebte Aktionseinhelt", der soll einmal
hèute vor die Eetriebe in Baden-Wtirt-
teberg gehen, der soll einmal heute vor
die Betriebe in Baden-Württemberg g+
hen.

Dort wird er die Aktionseinheit in
der Praxis bestätigt finden. Er wird
die Gemelnsamkeiten sehen, die So-
zialdemokraten und Kommunisten ha-
ben, wenn sie gemeinsam in den Streik-
komitees die Maßnahmen besdrließen,
die unûe¡ den gegenwärtigen Bedingun-
geer im Kampf gegen das Monopolkapital
notwendig sind.

Was unsere Fartei in ihrem Tbesenent-
wurf zur wirtsùaftlld¡eu Entwi&lung,
ziim monopolkapitalistisùen System, zur
Rolle der Arbeite¡klasse und zur Rolle
der Deutsóen Kommunistisòen Partei in
deq Klassenauselnaude'rõetzu¡¡gen dar-
gelegt hat, wird durô den Streik prak-
tlsô be$riesen. Unse¡s Genossinuen und
Genossen Metallarbeiter, die in die¡em
Streik an hervorrageuder Stelle ihre
kommunistÍsd¡ie Pfliôt in und mit den
Gewerkschaften erfüllen, grü8en den Par-
teitag auf eine ganz besondere Art. Sle
lelsten in dlesen Tagen dnen praktisöen
hervorragenden Beitrag zur Thesend¡s-
kussion uuserer Partel, sie pra&tiziereo
diese These¡r bereits uûd beweisen die
Riôtigkeit dieser Thesen tagtËigliÖ im
praktisdren Streikkampf. Unsere Genos-
sen Delegierten, die Drorgen bzw. über-
morgen eben aufgrund dieses Streiks
hlerherkommen werden, werden dlese
ihre Erfahrungen selbst auf dem Partei'
tag vermitteln. Die Metallindustrlelle,¡
von Baden-Württemberg bielten 0 0/¡ für
vertretbar, für wirtsúaftlicb vertretbar.
Sie besaßen die Freôheit zu sagenr \reûn
wir 4,5 0/o anbieten, dann nur, weil wil
ein soziales Gew¡ssen haben. Sie boten
also 4,5 0/0, bei der Tatsaôe, daß berelts
in vergangenen Jahr äber 6 0/o Preiser-
böhungen übr die Bühne gegangen slnd
u¡d bei der Tatsaúre, daß sie selbst zu'
geben, daß es im vergangenen Jahr eine
Produktivitåtsteigerung von über 5olo

tú der Metallindustrie gegebe,n hat. D. h.
also, ihr Angebot vou 4,50/o ist praktisóer
Lbhnabbau. Wir haben in Betriebszeitu¡'
geer die Reónung aufgemaùt. Wir haben
dis Gesóäftsberiùte auseinandergenom'
men, dle Profite naôgewiesen. Wir ha-
bqn aber auù den Arbeltern vorgereô'

lc

net, z. B. wer 800,- Mark Brutto be-
kommt, wer 1200,- Mark brutto be-
komnt, was- wird e¡ bei 4,5 o/o haben.
Wir sind zu der Reônung gekommen,
ohne Berüd<sidrtigung jetzt der Arbeits-
produktivität, allein aufgrund des Kaufr
kraftverlustes, daß bel 4,5 0/0, wie die Un-
ternehner es anbieteu, über 30,- Mark
und mrehr monatlidr an eóten effektiven
Verlusten herauskommt. Das ist das
Problem, warum unse¡e Kumpels gegen-
wärtig in den Betrieben so empört sind
und so ,einheitliô in diesem Kampf ste-
hen. Die Unùernebmer habèn jetzt be-
sôlossen, eine Aussperrung durdrzufüh-
reo, uud zwa¡ 200 Unternehmer b,esúlie
ßen ftir etwa lOmal soviel Betriebe, da8
rund 380 000 Metallarbeitér ab beute
nacht 0 Ubr auf die Straße gesetzt w¬r-
den. Idr habe soeben Meldungen aus
Baden-Wúrttembredg b¬ikomñsn, worin
die Antwort der Metallarb.eiter an heuti-
gen Tage zum Ausdrudr gekomnen ist.

Gestern fand in Stuttgart eine Funktio-
närskouferenz von 350 Betriebsfunktio-
nåiren statt. Dort wurden Aktionen ge-
gen die Aussperrung besólossen. ttreute
haben in Göttingen alle Metallbetriebe
von 1l - 12 Uhr gestreikt. In Ludwigs-
burg streiken ab 15 Ubr alle Metallbe-
triebe. In Heilbronn ist heute naór¡ittag
ein frühzeitiger Arbeitssùluß. Es wird
ei¡rre Ðemonstration aUeû Metallarbeiter
durógeführt, uit ansôlie8ender Kund-
gebuag. In Karlsruhe wird ab 14 Uhr die
Arbeit niedergelegt uud ist un 15 Uhr
eine Kundgebung und Denoustration In
Mannhein dasselbe¡ 14 Uhr Arbeitsnie-
derleguag, 15 Uhr Demonstration. In
Heidelberg wird eine Stunde vor Be-
triebssôluß die Arbeit niedergelegt, fin-
det um 1ô Ubr eine Deuo¡stration u¡d
Kundgebung statt,. Id¡ glaubg diese A¡t-
wort ei¡eo Tag vor der Auss¡errung ist
ei! Ber,veis dafür, da8 die Arbeiter niót
bereit sind, diese Aussperruag der, Me-
talliudustriellen einfad¡ binzu¡ehuen.
(Beifall)

Diese P¡ovokation mit der .{ussperrung
maót deutlich, audr uater der von der
SIPD geführten Regierung existiert unein-
gesóränkt die Her¡sùaft des Monopol-
kapitals. Der MiEbrauù wirtsúaftliòer
Maó.t, des Privateigentums ân den Pro-
duktionsmitteln iu immer weniger Hän-
den beweist, daß es in dieser Lohnbewe-
gung niót nur um Mark uud Pfennige
geht. Es ist desbalb auô uotwendig, da8
dieser Provokatio¡ der Metallindustriel-
len mit der Aussperrung eine e¡böhte
Form der Solidarität entgegengestellt
w4erden muß. Das ist keine Angelegen-
heit mehr nur der Metallarbeiter oder
der Metallarbeiter von Baden-Württem-
berg, das.ist eine Angelegenheit aller
Metallarbeiter, aller Industrieøweige, bis
hlnein ln die öTV. (Beifall)

Neue Formen des Kampfes wählen

Hier wurde bereits im vorhergehendreo
Diskussionsbeitrag die polltisdten Motive
gesogt. Hier sollen Maßstäbe gesetzt

r,rrerden, ökouomisùe und politisôe Ma8.
Etäbd gegen die ganze Arbeiterklasse
der Bundreerepublik. Deshalb gehört also
den Metallarbeitern die aktive Solid¿ri-
tät all,er Gewerksóaften des DGB. Und
unsere Aufgabe als Kommunisten lst es,
in eben diesen Gewerlsùaften dafür zu
sorgen, daß diese aktive Solidarität orga-
nisie¡t wird. Ió glaubre, es wä¡e auô gar
nicht sóled¡t,wenn wir unser,en Genos-
sen enpfehlen würdan, mit den Arbei-
tem in den ausgesperrten Betrieben zu
spreóen, daß sie andere Formen des
Kampfes ebenfalls hier wählen. Idr mei-
ne, da8 wir in diesen Betrieben, wo die
Arbeiter ausgespeiÌt werden, den Be-
legsóaften empfehlen sollten, den Kampf
daruo zu fühnen, da8 die Produktion i¡
diesen Bertriebeu fortgesetzt wird. Es
wird gestreikt, wo wir wolle¡r und e6
wir'd gearbeitet, wo wir wollenl (Beifall)
Nur so kön¡en wir deutlidr maóen, da8
die Millionen stärker sind als die Millio-
näre, denn hier liegt die qro8e Verantf \
wortung uûserer Partei in ãen Betriebe¡"!
Hier liegt die große Verantwortuag bei
der Erarbeitung voD Betriebszeitu¡gen
und bei der uündli&en Agitation uuse-
rer Genossen in den Betrieben und Ge-
werksdrafùen. Iù glaube, Genossinnen
und Genossen, dall es niôt gut wäre,
wenn id¡ heute hier zu einigen Details
Stellung nehmen würde. Morgeu fräh
kommen die e¡sten Genossl¡rne¡r und
GeDossen, die unmittelbar in den St¡eits-
lokal,eo gearbeitet haben. Ió glaube, die
sind "m besten g¬¬¡guet dafür, hier dem
Parteitag ihre praktisóen Erfahrungen
aus dem St¡eik zu vermitteln.

OSTERREICH
Wien (DPA) - Der österreiôlsdre Bu¡-
deskanzler Bruno Kreisky hat siù für
die baldige Einberufung einer Konferenz
zur Vorbereitung einer europäisùen Sl-
drerheitskonfsrenz ausgesproôen. In ei-
nem Interview sagte Kreisky, ,seiner An-
sidrt, naó seien die Dinge so weit ge-
reift, daß es Zeit sei, eine soló,e vorbe-
reitende Konferenz abzuhalten. Auf die
Frage, ob sidr seine Regierung fä¡ Wien
als Konferenzort einsetzen werde, ant-
wortete Kreisky, niemand in Oeeterreló
wolle den Finnen und damit Helsinhi den
Rang streitig madren,

Die Aufmerksamkeit, mit der die CDU
die Vorgåinge in Bonn beobadrtet, und
das Ausmaß der Hetze, mit der sie
SPARTAKUS, der in diesem Kampf den
Studenten eine klare Perspektive bi,etet'
von der Studentensdtaft zu isolieren ver-
sucht, zeigen, daß dùe CDU in Bonn
ein Exempel für die gesamte BRD sta-
tuieren will.

Das Ziel formulierte CDU-MdB Hans
Didrgans in einem von cler BAK ans
Lidrt der Offentlidrkeit gezerrten Ge-
heimrsdrreiben:,,Einige Länder meinen,
daß sie mit einer organisierten, wenn
auch revolutionär gesonnenen Studen'
tensdraft immer noch besser führen als
mit Studenten, die als Gruppe überhaupt
nidrt redrtlidr faßbar wäre¡r."

Die Ausfühne,nden sind der RCDS, die
ADM, eine mit dem RCDS personell und
finanziell verflochtene Sammlung kor-
porierter Sdrläger und Nidrtsnutze, und
der ,,Bund gegen Freiheit und Wissen-
scl¡aft,'r

Die Methode ist infam. Nadrdem die für
das NRW-Hodrschulgesetz vorgesehens
offene Zersdrlagung d,er verfaßten Stu-
dentenschaft VS) vor zwei Jah¡en am
massiven Widerstand der NRW-Studen'
ten gesctreitert war, 'soll nun versudrt
werden, an den einzeln:en Hod¡sdrulen
mit raffinierten Mitteln dasselbe Ziel zu
erreichen. Die vom Hodrsdrulgesetz vor-
gesdrriebenen undemokratisd¡en Paritätpn
(32 Professoren, 16 Assistenten, 24 Stu-
denten, S,,nidrtwissensdraftlidre" Mitar-
beiter) im SK, der die Umsetzung des
Hodrsdrulgesetzes in die Boruler Univer-
sität zur Aufgabe hat, schienen es dem
RCDS leidrt zu machen, im sdrwarzen
Bündnis mlt d,en Professoren über die
Köpfe der Studenten hinweg ihre elgen-
ständige' Inter:essenvertretung zu liqui-
dieren.

Die Methode des Redrtsblocks im SK,
ohue viel Federlesens in konsequenter
Mehrheitspolitik jeden Reformansatz
schon im Keim zu erstid(en, ließ die
Zersdr,lagung der VS für die SK-Sit-
zung vom 6.11, 7l voraussehen.

Konvent gesprengt
Über 500 Studenten folgten einem Auf-
ruf des MSB SPARTAKUS und verhin-
derten die liguidatorische Besdrlußfas-
sung des SK durdr Sprengung der Sltz-
ung. Denn sie kannten die von DSU-
Koester in erfreulicher Offenheit formu-
lierte Absidrt der studentisdren nnd pro-
fessoralen Reaktion - ,,Die Vorstellung
von RCDS, DSU usw., die Studentenbe-
wegung politisdr, d. h. mit dem Stimm-
zettel bekämpfen zu köonen, hat sich
låingst als IllusÍon erwiesen. Als einzlg
realistisdre Alternative verbleibt der ge-
setzgeberische Eingriff von atrßen" (DUZ,
Juni?l) - und hatten die Demagogie
der Rechten durchsctaut.

Weil diese nämlidr aus Erfahrung wis-
sen, welchen Wiederstand der Plan der
offenen Zersùlagung der VS l¡ei dm:
Stud,enten hervorruft, versncùen sre, den
Studenten in folgender Weise ihren
braunen Sand Ín die Augen zu streuen,

Verbal wird die VS, d. h. ihre körper-
sd¡aftliche Organisation beibehalten. Aus
dies¬r teilkörpersdlaftlidlen Organisation
der Studenten leitet man die angebliùe
Notwendigkeit ab, daß die Gesamtkör-
persdraft Universität (spridr: der SK)
audr die innere Struktur dei Teilkörpei-
sdraft in e¡rtsdreidendem Maße bestim-,
men müsse, und versucht so, die Eigen-
ständigkeit der studentisdren Interessen:'ì
vertretung aufzuheben, indem dÍe Ver-.
treter der Studentisdren Selbstverwal-'
tung (Fadrsdraftsverbände und SP) durô
Personalunion in die Gremien der Uni-
versitätsverwaltung integriert werderi,
Dire Beitragshobeit, die politisùe Zensur
über die finanzielle Flanke aussdrließt'
wird ebenfalls aufgehoben.

Artgst vor der

t ,,Ðemokratie - zertampelt sie!" - Unter diesem Motto, so der hodr-
schulpolitisdre Spredrer der NR\ü-Landtagsfraktion der CDU, Brügge-
mann, habe in der Bonner Uni tler MSB Spartakus mit terroristisdren
Methoden die Reformarbeit des Satzungskonvents (SK) behindert. Ge-
gen die Weiterverbreitung dieser für jeden nachprüfbar falsehen Be-
hauptung läuft eine einstweilige Verfügung; sie macht indes deutlich,
mit welchen Mitteln dic politische und publizistiche Reaktion den Kampf
der Bonner Studenten um die Erhaltng ihrer eigenständigen fnteressen-
Interessenvertretung diffamiert.
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Fär dte Fadrschaftsvorständie bedeutel
dag

- Sie werden nidrt mehr direkt von der
Vollversamlung gewählt;

- Sie können nidrt mehr durù. kon-
struktives Mißtrauensvotum abgewåhlt
d. h. wirksam kontrollirert werden.

- Sie sind nidrt mehr an die Weisun-
gen der Vollvrersammlung gebunden.

Das Studentenparlament (SP) wird durctr
die Personalunion zu politisdrem Wohl-
verhalten gezwungen, da $ 14 HSRG für
die Mitglieder von Universitätsgremien
folgende Bestimmungen enthält:
.- Sie sind auf ein fiktives Gesamtin-

teresse det' Universität verpflictrtet;

- Sie sind zur konstruktiven Mitarbeit
an der Durúführung und Urnsetzung
zentraler, ohne Kontrolle der Betrof-
fenen,erarbeiteter Pläne verpflidrtet;

- Sie gehen bei jeder prinzipiellen
Opposition das Risiko der Krimina-
lisierung ein,

Dlese Glelùsôaltung der studentisdren
Organe wlirde im betrleblictren Bereldr
dle Gleldrsdraltung der Llquldation der
Gewerksùaften bedeuten mit der Be-
grllndung, die Arbeiter håiften Ja in den
Bstrlebsräten die Möglidrkelt, ihre Inte-
ressen effektlv und selbständig zu ver-
trctenl

Chronologie
Wie SPARTAKUS in Bonn im Bündnis
mit dem SHB dem Massenkarnpf gcgon
die Reaktion führte, maq eiue Chrono-
logie der Ereignisse verder:tlichen.

Móntag, 8, 11. 71 : Nadr der ersten SÞren-
gung erscüienen über 1000 Studentern zur
Sitzung d,es SK und fordertcn offene
Diskussion tiber die anstehenclen Fragen.
Angesidrts der Konfrontation mit der
Öffentliókeit erklärte der SK-Vorsitzen.
de die Sitzung für gesprengt, nicht,
ohne vorl¡ier besdrließen zu lassen, daß
jede einer vom ihm als qesprengt de-
klarierten Sitzung folS¡crrde Sitzung rricht
öffentlictr stattzufin,len habe.

Freitag, 11. 11.: Auf Arrtr.ag von MSR
und SHB besdrloß das SP mit 3/4-Mehr-
beit, in der Studentenschaft ,eine Urab-
stimmung in der Zeit vom 23. - 26. ll.
durdrführen zu lassen mit der Frage, ob
die Studenten ùbier die Organisation
ihrer Interessenvert¡etung selbst abzu-
stimmen wünschten, Das SP forderte den
SK auf, seine Entsiheidung bis zum Er-
gebnis der Urabstimmung zurüctczustel-
len,

Inzwisdren hatten zahlreicie Solidari-
tåtsadressen von DKP, MSB-Gruppen,

t2

SPD, Betriebsräten, Gewerksdraften und
ASten den Studenten gezeigt, daß sie
in ihrem Kampf um die Erhaltung ihrer
eigenständigen Interessenvertretung der
Unterstützung der demokratisdren Kräfte
aller gesellsdraftlidren Be¡eiCre sidrer
sein könnm.

Montag, 15. 11.: Hatte der Redrtsblock
im SK geglaubt, sich in geographisdrer
Isolation und im Dunkel der Nichtöffent-
liùkeit dem Drudc der öffentlidren Mei-
nung der Studenten entziehen. zu kön-
en, b,ewies reúne disziplinierte Demon-
stration Hunderter Studenten zum ent-
legenen Tagungsort das Gegenteil,
Durctr gesctridrte Argumentationstaktik
innerhalb des SK gelang es, das Gre-
mium daran zu hindern, der Urabstim-
mung zuvorzukommen.

Dienstag, 16.11.: Diese Sitzung des SK
mußte u'ieder öffentlidr stattfinrien, Dem
Drud< der über 1000 Studenten zählen-
de,n öffentlichkeit war es zu verdanken,
daß im SK über die Fragen der VS zum
ersten Mal inhaltlidr debattiert wurde.
Die ,,Argumente" der nahezu zur Spradr-
losigkeit verurteilten Rectrte zersdrmol-
zen wie Butter in der Sonne. Deshalb
Iieß die Rechte kurz vor Ende der Sit-
zung, nadrdem sie einen Antrag auf Ver-
tagung und Bildung einer Kommission
diskussionslos niedergestimmt hatte,
eirren Assistenten den Antrag auf sofor-
tige Abstimmung stellen, Die Gegenre-
de des Bonner Prorektors u. WRK-Präsi-
denten Grfinwald ging sdron im Ge-
sdrrei der Reúten unter, AIs aus der
Edre der notorisdren Sctnveiger von
RCDS und ADM Gegenstände flogen,
war die Sitzung gesprengt.

Mittwodr, l7,ll.z Da dte Uni an diesem
Ïag (Buß- und Bettag) geschlossen rvar,
glaubte der SK seine nidrtöffenth<fre
Sitzung wie die öffentlid¡,en in der Aula
abhalten zu können - ein Fehlsdrluß,
hatten sich dodr sdron,eine halbe Stundie
vor Sitzungsbeginn Hunderte von Stu-
denten Zugang zur Aula versdrafft. Eine
geschlossene Fludrt des SK vor der
Öffentlictìkeit per Bus zum bekn¡nten
Tagungsort wurde erfolgreich vereitelt,
Kurz entsdrlossen begab sidr der redrte
Kern mit einigen Vasallen zu Fuß oder
per Taxi dorthin und tagte unter Aus-
sd¡luß nicht nur der öffentlidlkeit, son-
dern audr unter Aussctrluß fast der Hälf-
te der SK-Mitglieder den Liquidations-
besdrluß für die Fadrbereidrsebene
unter illegalen Bedingungen.

Sonntag, 2l.ll.: Der vom SP für die
Durchführung der Urabstimmung ge-

wãhlfe Ausgdiuß faßte den Besdrluß, dle
Durdrführung der Urabstimmung bis zur
näùsten SP-Sitzung auszusetzen und
dem SP eire neue Fragestellung vorzu-
sdrlagen, Da es dern SK gelungen ist,
wenn audr unter illegalen Bedingungen,
dem Ergebnis der Urabstimmung zuvor-
zukomnren, kann die Fragestellung nidrt
mehr nur den Willen der Studrenten nach
selbständiger Entsdreidung über die Or-
ganisation ihrer Interessenvertretung be-
treffen, sondern muß das liquidatorisdre
Modell dem demokratisdren gegenüber-
stellen. SPARTAKUS wird diesen An-
trag im SP unterstützen,

Rote Zellen i'm
Tick-Zsck-Kurs
Das Verhalten d,er Roten Zellen in dieser
Auseinandersretzung war von einer Wi-
dersprüùlidrkeit nach der anderen ge-
kennzeidrnet. Der klaren Linie des
SPARTAKUS setzten sie ein be,harrlidres
Zi*,-Zadr entgegen. Erst die Sprengun-
gen als putschistisch verurteilend, nah-
men sie sehr bald daran teil, um rück-
wirkend neue Einsdrätzungen zu bieteni
zwÍsdrendurdr vergeblich Streikparolen
ausgebend, um sÍdr an die Spitze der Be-
wegung zu setzen, blieb ihnen nidrts
anderes übrig, als sidr immer wieder
an SPARTAKUS, SHB und die studenti-
sdren Massen anzuhängen.

Auf die entschlossenen demokratisdlren
Aktionen der Bonner Studenten reagier-
ten der Bonner BFdW-Rektor und der
SK-Vo¡sitzende mit Kriminalisierung ein-
zelner Genossen und mit Disziplinar-
maßnahmen, die Bonner Lokalpresse und
das zur Neutralítät verpflictitete Nadr-
ricütenblättchen der Uni mít Diffamie-
rungenr \rerleumdungen und Lügen.

Die Urabstimmung der Bonner Studenten
wird d,em SK zeigen, daß er seinen
hastig durùgezogenen Beschluß gegen
die Mehrheit der Bonner Studenten ge-
faßt hat, daß dÍe Studentenschaft eine
Revidi,erung erwartet und der geplanten
fiersdrlagung der Eigenständigkeit des'
SP ,erneut verståirkten Widerstand ent-
gegen setzen wird. SÍe wird eine ManÍ-
festation gegen rechts sein, sie wird den
Vertretern von Fadrschaften und ASIA
gegen alle Kriminalisierungsversuche den
Rüd<en stärken und der Bevölkerung
entgegen d,en Presseverleumdungen
klarmadren, wie das Kräfteverhältnis in
der Bonner Universität wirklich aussieht.

In einer vom Vorsitzenden des
rlan<istischen Shrdentenbundes
-SPARTAKUS, Christoph Strawe,

unterzeiehneten Adresse richtete
der Bundesvorstand des MSB fol-
gonde Grüße an den Díisseldorfer
Parteitag der DKP:

Werte Genosser¡

im N¡men der fagt 2000 Mltglieder des
Marxietisôen Studentenbundes SPARTA-
KUS überbringen wir Eurem Parteitag
herzlióe t(ampfesgrü8e.

Der Düsseldorfer Parteltag der Deutsôen
Kommunistisúen Partei ist niùt nur eiio
bedeutender Meilensteiu im Leben der
Partei, sondern ist von zentraler Bedeu-
tung für die Arbeiterklasse der Bundes-
republik und für die gesamte demokrati-
sdre und antiimperialistisdre Bewegung,
zu der aud¡ die fortsú¡ittliôe Studenten-
bewegung gehört.

Seit der Konstituierung der DKP vor
zwei Jahren und begünstigt duró ihr Wir-
ken hat sidr diese Studentenbeweguug
kongolidiert, i¡t die Zabl der Studenten

gewaó,sen, die in der Weltansòauung
der Kommunisten, dem Marxismus-Leni-
nisnus, Antwort auf ihre Fragen suùen,
die siù im Kampf für ihre sozialen und
politisóen Interessen mit der Arbeiter-
klasse, der Hauptkraft des gesellsctraft-
lidren Fortsôritts verbünden.

Die herrsú.ende Klasse muß mit Sdrrek-
ken erkennen, daß ihre Absiôt, durd¡ die
Só,ürung arbeiterfeindliùer Vorurteile
und Elitetheorien die Intelligenz von der
A¡beiterklasse zu trennen, immer mehr
durd¡kreuzt v/erden, daß sidr immer grö-
ßere Teile der Studentensòaft, enttäusôt
über die Politik der herrsdrenden par-
teien, den Marxisten zuwenden. Deshalb
greift de zur Methode der Diskriminie-
rung und der Verbotsdrohungen gegen
die marxistisùe Arbeiterpartei, die DKp,
und den Marxistisdren Studentenbund
SPARTAKUS.

An den Hodrsdrulen unseres Landes geht
es gegenw¿irtig darum, diese Angriffe auf
die demokratisdren Freiheiten zurüdczu-
weisen und die demokratisóen Forde-
rungen der Masse der Studenten gegen
das reaktionäre Hoôsóulrahuengeretz

der Bonner Regierung kåimpferisô zu vèr-
treten. Mit diesem Gesetz sollèn die
Hoùsóulen vollståindig den Profit- und
Maôtinteressen des Monopolkapitals un-
tergeordnet werden. Die demokratisôen
Studentenorganisationen haben deshalb
für den 1. Dezember zu De¡nonstrationen
in 16 Städten der BRD au,fgerufen.

Werte Genossen,

die DKP ist die einzige Partei, die ein
Hodrsôulprogrâm!¡ entwiù.elt hat, das
die gemeinsamen antimonopolistisùen
Interessen des arbeiteuden Volkes und
der Studenten zun Inhalt hat. Der Mar-
xistisùe Studenl,enbund SPARTAKUS hat
deshalb sú.on auf seinem Gründungskon-
greß die solidarisóe Verbundenheit mit
der DKP, die Gemeinsamkeit der marxi-
stisùen Theorie und des sozialistisclren
Ziels unterstrióen.

Diese Gemeinsamlreit hat sió im Kampf
für eine demokratisdre Hodrsùule, ftir
Frieden, Demokratie und Sozialismus be-
währt.

Es lebe die Deutsdre Kommunistisdle pa¡-
tei und lhr Dil¡¡eldorfer Parteltag.
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Fär dte Fadrschaftsvorständie bedeutel
dag

- Sie werden nidrt mehr direkt von der
Vollversamlung gewählt;

- Sie können nidrt mehr durù. kon-
struktives Mißtrauensvotum abgewåhlt
d. h. wirksam kontrollirert werden.

- Sie sind nidrt mehr an die Weisun-
gen der Vollvrersammlung gebunden.

Das Studentenparlament (SP) wird durctr
die Personalunion zu politisdrem Wohl-
verhalten gezwungen, da $ 14 HSRG für
die Mitglieder von Universitätsgremien
folgende Bestimmungen enthält:
.- Sie sind auf ein fiktives Gesamtin-

teresse det' Universität verpflictrtet;

- Sie sind zur konstruktiven Mitarbeit
an der Durúführung und Urnsetzung
zentraler, ohne Kontrolle der Betrof-
fenen,erarbeiteter Pläne verpflidrtet;

- Sie gehen bei jeder prinzipiellen
Opposition das Risiko der Krimina-
lisierung ein,

Dlese Glelùsôaltung der studentisdren
Organe wlirde im betrleblictren Bereldr
dle Gleldrsdraltung der Llquldation der
Gewerksùaften bedeuten mit der Be-
grllndung, die Arbeiter håiften Ja in den
Bstrlebsräten die Möglidrkelt, ihre Inte-
ressen effektlv und selbständig zu ver-
trctenl

Chronologie
Wie SPARTAKUS in Bonn im Bündnis
mit dem SHB dem Massenkarnpf gcgon
die Reaktion führte, maq eiue Chrono-
logie der Ereignisse verder:tlichen.

Móntag, 8, 11. 71 : Nadr der ersten SÞren-
gung erscüienen über 1000 Studentern zur
Sitzung d,es SK und fordertcn offene
Diskussion tiber die anstehenclen Fragen.
Angesidrts der Konfrontation mit der
Öffentliókeit erklärte der SK-Vorsitzen.
de die Sitzung für gesprengt, nicht,
ohne vorl¡ier besdrließen zu lassen, daß
jede einer vom ihm als qesprengt de-
klarierten Sitzung folS¡crrde Sitzung rricht
öffentlictr stattzufin,len habe.

Freitag, 11. 11.: Auf Arrtr.ag von MSR
und SHB besdrloß das SP mit 3/4-Mehr-
beit, in der Studentenschaft ,eine Urab-
stimmung in der Zeit vom 23. - 26. ll.
durdrführen zu lassen mit der Frage, ob
die Studenten ùbier die Organisation
ihrer Interessenvert¡etung selbst abzu-
stimmen wünschten, Das SP forderte den
SK auf, seine Entsiheidung bis zum Er-
gebnis der Urabstimmung zurüctczustel-
len,

Inzwisdren hatten zahlreicie Solidari-
tåtsadressen von DKP, MSB-Gruppen,

t2

SPD, Betriebsräten, Gewerksdraften und
ASten den Studenten gezeigt, daß sie
in ihrem Kampf um die Erhaltung ihrer
eigenständigen Interessenvertretung der
Unterstützung der demokratisdren Kräfte
aller gesellsdraftlidren Be¡eiCre sidrer
sein könnm.

Montag, 15. 11.: Hatte der Redrtsblock
im SK geglaubt, sich in geographisdrer
Isolation und im Dunkel der Nichtöffent-
liùkeit dem Drudc der öffentlidren Mei-
nung der Studenten entziehen. zu kön-
en, b,ewies reúne disziplinierte Demon-
stration Hunderter Studenten zum ent-
legenen Tagungsort das Gegenteil,
Durctr gesctridrte Argumentationstaktik
innerhalb des SK gelang es, das Gre-
mium daran zu hindern, der Urabstim-
mung zuvorzukommen.

Dienstag, 16.11.: Diese Sitzung des SK
mußte u'ieder öffentlidr stattfinrien, Dem
Drud< der über 1000 Studenten zählen-
de,n öffentlichkeit war es zu verdanken,
daß im SK über die Fragen der VS zum
ersten Mal inhaltlidr debattiert wurde.
Die ,,Argumente" der nahezu zur Spradr-
losigkeit verurteilten Rectrte zersdrmol-
zen wie Butter in der Sonne. Deshalb
Iieß die Rechte kurz vor Ende der Sit-
zung, nadrdem sie einen Antrag auf Ver-
tagung und Bildung einer Kommission
diskussionslos niedergestimmt hatte,
eirren Assistenten den Antrag auf sofor-
tige Abstimmung stellen, Die Gegenre-
de des Bonner Prorektors u. WRK-Präsi-
denten Grfinwald ging sdron im Ge-
sdrrei der Reúten unter, AIs aus der
Edre der notorisdren Sctnveiger von
RCDS und ADM Gegenstände flogen,
war die Sitzung gesprengt.

Mittwodr, l7,ll.z Da dte Uni an diesem
Ïag (Buß- und Bettag) geschlossen rvar,
glaubte der SK seine nidrtöffenth<fre
Sitzung wie die öffentlid¡,en in der Aula
abhalten zu können - ein Fehlsdrluß,
hatten sich dodr sdron,eine halbe Stundie
vor Sitzungsbeginn Hunderte von Stu-
denten Zugang zur Aula versdrafft. Eine
geschlossene Fludrt des SK vor der
Öffentlictìkeit per Bus zum bekn¡nten
Tagungsort wurde erfolgreich vereitelt,
Kurz entsdrlossen begab sidr der redrte
Kern mit einigen Vasallen zu Fuß oder
per Taxi dorthin und tagte unter Aus-
sd¡luß nicht nur der öffentlidlkeit, son-
dern audr unter Aussctrluß fast der Hälf-
te der SK-Mitglieder den Liquidations-
besdrluß für die Fadrbereidrsebene
unter illegalen Bedingungen.

Sonntag, 2l.ll.: Der vom SP für die
Durchführung der Urabstimmung ge-

wãhlfe Ausgdiuß faßte den Besdrluß, dle
Durdrführung der Urabstimmung bis zur
näùsten SP-Sitzung auszusetzen und
dem SP eire neue Fragestellung vorzu-
sdrlagen, Da es dern SK gelungen ist,
wenn audr unter illegalen Bedingungen,
dem Ergebnis der Urabstimmung zuvor-
zukomnren, kann die Fragestellung nidrt
mehr nur den Willen der Studrenten nach
selbständiger Entsdreidung über die Or-
ganisation ihrer Interessenvertretung be-
treffen, sondern muß das liquidatorisdre
Modell dem demokratisdren gegenüber-
stellen. SPARTAKUS wird diesen An-
trag im SP unterstützen,

Rote Zellen i'm
Tick-Zsck-Kurs
Das Verhalten d,er Roten Zellen in dieser
Auseinandersretzung war von einer Wi-
dersprüùlidrkeit nach der anderen ge-
kennzeidrnet. Der klaren Linie des
SPARTAKUS setzten sie ein be,harrlidres
Zi*,-Zadr entgegen. Erst die Sprengun-
gen als putschistisch verurteilend, nah-
men sie sehr bald daran teil, um rück-
wirkend neue Einsdrätzungen zu bieteni
zwÍsdrendurdr vergeblich Streikparolen
ausgebend, um sÍdr an die Spitze der Be-
wegung zu setzen, blieb ihnen nidrts
anderes übrig, als sidr immer wieder
an SPARTAKUS, SHB und die studenti-
sdren Massen anzuhängen.

Auf die entschlossenen demokratisdlren
Aktionen der Bonner Studenten reagier-
ten der Bonner BFdW-Rektor und der
SK-Vo¡sitzende mit Kriminalisierung ein-
zelner Genossen und mit Disziplinar-
maßnahmen, die Bonner Lokalpresse und
das zur Neutralítät verpflictitete Nadr-
ricütenblättchen der Uni mít Diffamie-
rungenr \rerleumdungen und Lügen.

Die Urabstimmung der Bonner Studenten
wird d,em SK zeigen, daß er seinen
hastig durùgezogenen Beschluß gegen
die Mehrheit der Bonner Studenten ge-
faßt hat, daß dÍe Studentenschaft eine
Revidi,erung erwartet und der geplanten
fiersdrlagung der Eigenständigkeit des'
SP ,erneut verståirkten Widerstand ent-
gegen setzen wird. SÍe wird eine ManÍ-
festation gegen rechts sein, sie wird den
Vertretern von Fadrschaften und ASIA
gegen alle Kriminalisierungsversuche den
Rüd<en stärken und der Bevölkerung
entgegen d,en Presseverleumdungen
klarmadren, wie das Kräfteverhältnis in
der Bonner Universität wirklich aussieht.

In einer vom Vorsitzenden des
rlan<istischen Shrdentenbundes
-SPARTAKUS, Christoph Strawe,

unterzeiehneten Adresse richtete
der Bundesvorstand des MSB fol-
gonde Grüße an den Díisseldorfer
Parteitag der DKP:

Werte Genosser¡

im N¡men der fagt 2000 Mltglieder des
Marxietisôen Studentenbundes SPARTA-
KUS überbringen wir Eurem Parteitag
herzlióe t(ampfesgrü8e.

Der Düsseldorfer Parteltag der Deutsôen
Kommunistisúen Partei ist niùt nur eiio
bedeutender Meilensteiu im Leben der
Partei, sondern ist von zentraler Bedeu-
tung für die Arbeiterklasse der Bundes-
republik und für die gesamte demokrati-
sdre und antiimperialistisdre Bewegung,
zu der aud¡ die fortsú¡ittliôe Studenten-
bewegung gehört.

Seit der Konstituierung der DKP vor
zwei Jahren und begünstigt duró ihr Wir-
ken hat sidr diese Studentenbeweguug
kongolidiert, i¡t die Zabl der Studenten

gewaó,sen, die in der Weltansòauung
der Kommunisten, dem Marxismus-Leni-
nisnus, Antwort auf ihre Fragen suùen,
die siù im Kampf für ihre sozialen und
politisóen Interessen mit der Arbeiter-
klasse, der Hauptkraft des gesellsctraft-
lidren Fortsôritts verbünden.

Die herrsú.ende Klasse muß mit Sdrrek-
ken erkennen, daß ihre Absiôt, durd¡ die
Só,ürung arbeiterfeindliùer Vorurteile
und Elitetheorien die Intelligenz von der
A¡beiterklasse zu trennen, immer mehr
durd¡kreuzt v/erden, daß sidr immer grö-
ßere Teile der Studentensòaft, enttäusôt
über die Politik der herrsdrenden par-
teien, den Marxisten zuwenden. Deshalb
greift de zur Methode der Diskriminie-
rung und der Verbotsdrohungen gegen
die marxistisùe Arbeiterpartei, die DKp,
und den Marxistisdren Studentenbund
SPARTAKUS.

An den Hodrsdrulen unseres Landes geht
es gegenw¿irtig darum, diese Angriffe auf
die demokratisdren Freiheiten zurüdczu-
weisen und die demokratisóen Forde-
rungen der Masse der Studenten gegen
das reaktionäre Hoôsóulrahuengeretz

der Bonner Regierung kåimpferisô zu vèr-
treten. Mit diesem Gesetz sollèn die
Hoùsóulen vollståindig den Profit- und
Maôtinteressen des Monopolkapitals un-
tergeordnet werden. Die demokratisôen
Studentenorganisationen haben deshalb
für den 1. Dezember zu De¡nonstrationen
in 16 Städten der BRD au,fgerufen.

Werte Genossen,

die DKP ist die einzige Partei, die ein
Hodrsôulprogrâm!¡ entwiù.elt hat, das
die gemeinsamen antimonopolistisùen
Interessen des arbeiteuden Volkes und
der Studenten zun Inhalt hat. Der Mar-
xistisùe Studenl,enbund SPARTAKUS hat
deshalb sú.on auf seinem Gründungskon-
greß die solidarisóe Verbundenheit mit
der DKP, die Gemeinsamkeit der marxi-
stisùen Theorie und des sozialistisclren
Ziels unterstrióen.

Diese Gemeinsamlreit hat sió im Kampf
für eine demokratisdre Hodrsùule, ftir
Frieden, Demokratie und Sozialismus be-
währt.

Es lebe die Deutsdre Kommunistisdle pa¡-
tei und lhr Dil¡¡eldorfer Parteltag.
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aa Íer Exemplarischer Fall
Sofort nadr Bekanntwerclen de¡ Slrafe
für Otto Wagner bildeten sidr Aktions-
komitees ,,Freiheit für Otto lMagner" in
Frankfurt und Marburg, in denen sidr
vor allem Gerwerksdralten zusi¡mmenge-
sdrlossen (öTV, IG Drud< und Papier,
DGB und KJA), sowíe Jungsozialisten,
SDAJ, DKP rrnd der MSB SPÄRTAKUS
(wobei das längst nidrt alle Organisatio-
nen siud). Bemerkenswert ist, da6 die
öTV zum ersten llal aktives Intere'sse
und Engagement on der Erhåimpfung de-
mokratisdrer Rechte und Freiheiten für
Soldaten entwid<elt hat. Die Aktions-
komitees bewerteten folgeri<*ttig den
Fall Otto Wagner als ,exemplarischen
Fall in der Auseinandersetzung in der
Bundeswehr. I)ie Forclerunç¡en und Posi-
tionen, die in den Ko¡nitees entwickelt
'wurden, welsen die Perspektive einer
låingerfristigen Zusammenarbeit im anti-

tnilitaristischen Kampf uuf.

Ço schrieb cler DcB-Kreisvorstand alr
Bundesverteidigungsnrinister Schlnidt u.
a.: ,,Der DGB-Kreisvorst¿tnd errvartet von
Ihnen, Herr Minister, entsdriedenes EÍn-
treten und fordert:

-- 
sofortige Aufhebung der Disziplinar-
strafen gegen Otto Wagner

- sofortige Entlassung des Bataillons-
kommandeurs Wirth

- Reùt auf freie politische Betätigung
fiir alle Soldaten."

SolÍdaritätserklärungen rvtrrden vo4 den
Delegierten des l¿ntlesbezirks Hessen
zum Gewerksdraftsta.r der TG Druck unrl

I

Papier abEegeben, von der IG Druck 'rn¡l
Papier Bezirk Marburg, r-on den I{JAs
Frankfurt, Wiesbaden und Marburg, vttn
der SDAJ-NRW, vom DKP.-Landesvor-
stand, von Soldaten aus Erndtebrück, unt
nur einige zu nennen.

Weiterhin veranstalteten die Aktions-
komitees am 23, 11. unter der l.osung

,,Demokratren contra Nlilitdrismtls" ein
Wirth-Tribunal in Marbrrrg. 400 Kolle'
gen und Genossen kon¡ten dazu nicht
elngeladen we'rden, weil die Stadthaile
hoffnungslos überfüllt ¡r¡ar.

Diese Solidarität und aktive U¡¡terstüt-
zung zeigt, daß Otto Wagner und mit
ihm alle fortschrittlidren Soldaten in
ihrem Kampf nicht alleir, stehen, sondern
die breite d.emokratisdle Bewegnrng in
der BRD auf ihrer Seite haben.

fsolierungsversuche
Um die breite Welle der Solidaritåt zu

stoppen, verschleppten sie z. B' Otto
tv\¡agner nach llannoçersdr-Munden. Aber
audr dort demonstrierie die SDAJ vor
der Kaserne, Cder Fleurop weigert sich'

Blt¡men für Otto l.Vagner zu l¡efördern'
Dennoch erreichen ihn täglich eine Viel-
zahl von Briefen und Karten.
Die Demokraten in dcr Bundesweh¡ sind
nirtrt zu isotÌeren odcr mundtot zu ma-

dren, dLenn sie führen ihren Kampf nidtt
allein. Ihre Forderung nadr freíer ge'
werkschaftlicher und politisdrer Betäti-
gung lvird von uns allen getragen, sei es

von den Arbeitern im Betrieb z. B. im
Kampl gegren das BVG, sei 'es von den
Studeriten z. B. im Kampf gegen das
HRG. Deshalb unterstützen wir aktiv die
Studie ,,Soldat '70" mit Forderungen wie:

- Freie Betätigung aller demokratisdren
Organisationen in der Bundeswehr

- Entfernung aller Vorgesetzten, dio der
Hitler-Cliqu:e dienten und weiterhin
an ihrer reaktionären Gesinnung fest-
halten

- Sofortiger Austritt aus der NATO.
Mitwirkung der Bundesrepublik an
der Sdtaffung,eines gesamt-europäi-
sò.en Sidrerheitssystems,

Deshalb sind wir solidarísch mit allen
antimilitaristisd¡en Soldaten. Einerseits
unterstützen wir ihre Aktionen durdr Mit-
arbeit anZeitungen und durchFlugblät.

ter, durdr gemeinsane Kongresse und De-
monstr.ationen und durdr die gemeinsame
Erarbeitung der Strategie und Taktik des
antimilitaristisdren Kampfes. Anderer-.
seits kämpfen wir konkret an unserem ,

Arbeitsplatz gegen Militarisierung der
Wissensdraft und gegen Kriegsforsôung,
gegen revanùistiscùe und nationalistisùe '

Lehrinhalte und gegen die Elnführung.
des Wehrkundeunterrictts

Nur durdr wad¡sende Kraft der Arbedter-
klasse und die Stärkung ihrer Positio¡ren
in allen gesellsdraftlictren Bereiôen kön-
nen auctr dernok¡atisd¡e Strukturen Ín der
Bundeswehr erkämpft werden.

In diesem Sinne führen wir dsn autimili:
taristisdren Kampf als widttigsten Be-
standteil d'es antiimperialistisdren Kamp'
fes.

in UniÍorm

Otto VÍagner ist Mitglied der DKP,
der SDAJ und aktiver Gewerk-
schafter. Vor seiner Einberufung
war er Jugendvertreter seiner
Lehrfirma, Vorsitzender des DGB-
Kreisjugendaussehusses in Frank-
furt, Delegierter der IG Drud¡ und
Papier im Bezirk Frankfurt.In der
Bundeswehr wurde er zum Ver-
trauensmann des 2. Fernmeldeba-
taillons 2 in der Tannenbergkaser-
ne in Marburg gewählt.

Sein Bataillonskommandeu¡ Oberstleut-
nant Wirth, hi,elt anläßlidr der Rekruten-
vereidigung eine Rede, in der er auf
übelste Art und Weise das Menetekel
der ,,Gefahr aus dem Osten,, an die
Waud malte, den Anspruó nach ,,unver-
zichtbarer lMeltl¡errsdraft'¡ der SU her-
aufzitierte, um von den Rekruten ,,in
dieser e'rnsten Stunde ein Hödrstmaß
an Kampfkraft und Einsatzbereitsdraft,,
zu fordern. Aber der Feind steht für
Wirth nicht nur im Osten: ,,Auch in un-
senem Staat machen sidr mehr und mehr
Kräfte breit, vom Ostren eingesdrleust
und unterstützt, die unsere freiheittidr-
demokratisdre Grundordnung zerstören
wollen. Es sind dies die Anardristen, An-
ti-Autoritåine, Kommunisten und Mao-
isten sowie rot¡e Eellen, die sidr d.ie
Ideen des Marxismus und Leninismus
zu eigen gemadrt haben. Wirtschaft und
Industrie sind bereits unterwandert. In
Universitäten, Schulen, Geridrten und
Behörden sitzen diese Kommunisten be-
reÍts in einflußreid¡en Positionen. Auf
kommunistisdren Parteischulen und Aka-
demien der DKP in unseren Gro8städten
we¡den diese Kräfte für ihre subve'rsive
Tåitigkeit gesóult, um als nützlidre ldio-
ten für den Kommunismus in unserem
Staate Wegbereiter zu sein. Audr in un-
seren¡ Bataillon gibt es Soldaten, die im
Untergrund wühlen und zersetzende Tä-
tigkeiten ausüben, um so das Ve,rtrauen
zu ihren Vorgesetzten zu untergraben.

Das, meine Soldaten, sind Tatsaúien, vor
denen Sie niôt dùe Augen versdrließen
dürfen. Diese Tatsadren beweisen, daß
die Sowjets nadr wie vor die Ausdeh-
nung ihres Machtbereidrs anstreben. Un-
sere Siôerhelt und unsere Freiheit ¡i¡d

bedroht, und die Verte.idigung dieser
unserer Sidrerheit und Freiheit ist Auf-
gabe und Ffliùt aller Bürger. Der Wahl-
spruch der NATO: Wadrsamkeit ist der
Preis der Freiheit, muß audr weiterhinr
fùr uns Gültigkeit bleiben." O
Eepressionen lür Demokraten
Diese ,,Waclsamkeit" sieht so aus:
Die Unterzeióner der demokratiscl¡en
Webrstudie ,,Soldat '70" mußten in den
Knast, Soldaten, die sidr für ihre Ver-
breitung einsetzen und nadr ihren P¡in-
zipien in der Bundeswehr arbeiten, er-
fahren täglidr verstärkte Repressionen.
So audr Otto Wagner: Er dremonstrierte
am Jahrestag des Überfalls auf die So-
wjetunion vor einer Veranstaltung der
DKP in Uniform für die Ratifizierung der
Verträge von Moskau und Warsúau:
Reaktion von oben: 21 Tage versdrärfte
Ausgangssperre.
Er nahm am Kongreß der SDAJ und des
MSB in Btemen gegren Ausbeutung, Un-
terdrückung und Krieg in Uniform teil
und verb¡eitete eine Stellungnahme zu
der o. e. Wirth-Rede: 21 Tage Bau.
Otto Wagner gehört zu denjenigen in
der Bundeswehr, die die Funktion einel
Arm:ee im imp,erialistischen Staat erkannF
haben und die sidr einer weiteren Aus-
höhlung der Grundredrte - speziell für
Soldaten - entgegenstellen, Gerade weil
die Bundeswehr ein zu widttiges Madrt-
instrument darstellt, arbeiten sie in ihr,
klëiren ibre Karneraden über den aggres,
siven Charakter und über den revanùi-
stisdren Gêist der ,,Sdrule der Nation,,
auf und entfalten antimilitaristisúe Ak-
tionen.
Naô dei ung:eheuerlichen Rede des
Oberstleutnant Wirth zeichnete Otto
Wagner verantwortlicb. für die Zeitung
des,,Arbeitskreises demokratisdrer Sol-
daten'l, in der er naùwies, daß Wi¡th
gegren den Art, 22 GG und gegen den
Inhalt der Verträge von Moskau und
Warsóau verstoßen hat und leitet dar-
aus ab: ,,Wir braudren keinen Bataillons-
kommandeur, der junge Soldaten auf
den ,,Fall Rot" dressiert, um sie bei dem
sogenannien Inneren Notstandsfall als
abgeriótete Béfehlsempfäng,er ztr be-.,

nutzen. Ió forde,re Sie deshalb auf: T¡e-
ten Ste zuräd<I"

Fakten und Zahlen zu den Rüstungskosten

SPD-Wahlplakat yon 1950. - Heule werden
unter o¡îêm sozlaldemokratlsc'ren,,Ver-
te¡dlgungs"-M¡n¡ster, unler dem Noske-
lmllator Helmut S<fimidt, iunge De¡ntÞ
kraten ln der Bundeswehr von nat¡on¡ll-
stlsdren Offlzleren drangsallert und dlf-
lamlerl. Wer llir Völkerverständlgung und
dle Rat¡f¡zlerung der Verlräge von Moa-
kau und Warsdrau einlritt, wie Otto Wag-
nêr, wandêrl In den ,,Bau". Trotzdem
wådÉt bel vielen Bundeswehrsoldaten die
Elneldtt, daB gegen den Gelst dee Re-
yancfilgmus Front gemac-ht werden muß.

Der Bun,deehaushall 1972 sieht im
Einzelplan 14 Bundeswehr
24.219.000.000,- DM vor. Steigerung
gegen,über 1971: 2.403.000.0æ,- DM
oder lf o/0.

Zusammen mit den Ausgaben lür ZIvl-
len Ersatzdien'st (72.000.000,- DM), für
BesaÞungslruppen (700.900.000,- DM)
und zivile Verteidigung (373.¡læ.000,-
DM) sind das 25.365.3ü1.ü)0,- DM
(25,3 Milliarden).

Rüstungsousgoben pro Tog olso:
ó9.512.370,- DM
I Koserne oder 2 Kronkenhöuser
Kosten einer Bundeswehr-Kasernè ti¡r
1 000 Mann mit Standort-Nebenanlagen':
53.000.000,- DM. (Han'delsblatt, 26. 10.

1970).

Kosten eines modern eÌngericfiteten
Kran,ken,hauses: 20.000.@0,- DM.

50 Kasernen mit 50.000 U'nterkun tsplät-
zen ,,benötigt" die Bundeswehr noch,
sollen also noch gebaul werden. Ge-
samtkosten: 2 650.000.00d,- DMr - der Ge-
genwert für 100 Krankenhäuser (womit
der Kranken'haus-Fehibestand ln, Cer
Bundesrepu,blik restlos ü.berwunden
werden könnte) und 162 Sanatorlen mit
100 Plätzen (1 Sanatorium: 4.0(X).000,-
DM).

I Storfighterflugplotz
oder 100 km Strqße
1 FlugplaÞ fûr 2 Staffeln Starfighter
F-]04 G kostet 120.000,000,- DM.
(Handels la T, 26. 10. 70).
Die Kosten für 1 km Autostraßo, 20 m

breit: 1.200.000,- DM.
Der Gegenwert eines Starfighterflug-
platzes also: 100 km Autostraße.
1 Starfighter kostet 9.000.000,- DM
(lndustriekurier, 20. 8. 70).

Mit 140 abgestürzten Starfightern gln-
gen 1.260.000.000,- DM verloren
mehr als Smal soviel, wie d,ie Bundes-
reglerung 1972 lür Zwecke des Umwelt-
schuEes ausgeben wlll (220.0@.0@,-
DM).

1 U-Boot oder ó Schulen
1 U.Boot kostet 50.0@.000,- DM
(lndustrlekurier, 20. 8. 70).
1 Hauptschule mit Turnhalle erfordert
an Bau,kosten 1200.000,- DM.
Gegegtwert,eines U-Bootes also ô Haupt-
schulen,mit Turn'hallen.
1 Versorgungsdepot der Bundeswehr
(5OCD Tonnen) kostet 15.000.000,- DM.
Gegenwert: Fast 2 Hauptschulen.

I Pqnzer ,rleopord l"
oder ll Wohnungen
1 Panzer Typ ,,Leopard l" Stück-
prels: 1.1@.000,- DM.
1 Dreizimmerwohnung - Baukosten:
100.000,- DM.
I Panzer ,,Leopord l" gleich 11 modern
eingerichtete 3-Zimmer-Wohnu n gen.
Bisher kassìerte die Rüstungsindustrie
(vor allem d'ie zum Flick-Konzern ge-
hörenden Krauss-Maffel, München)aus
der 

"Leopard"-Produktion 
2.000.000.000

DM. : Gegênwert: 20.000 moderne
3-Zimmer-Wohnungen.I
I ,,Phqntom'f,Jäger
oder 33 Kindergörten
1,,Phantom"-Jagdflugzeug, Stückpreis:
23.000.000,- DM.
1 Kindergarten für 3 Gru'ppen:
700,000,- DM.
Für 1 ,,Phantom".Jäger könnten also 33
Kindergärten gebqut werden.
Die Bundeswehr hat in den USA 88

,,Phantom" bestellt.
bk v. 4. 11. 71
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aa Íer Exemplarischer Fall
Sofort nadr Bekanntwerclen de¡ Slrafe
für Otto Wagner bildeten sidr Aktions-
komitees ,,Freiheit für Otto lMagner" in
Frankfurt und Marburg, in denen sidr
vor allem Gerwerksdralten zusi¡mmenge-
sdrlossen (öTV, IG Drud< und Papier,
DGB und KJA), sowíe Jungsozialisten,
SDAJ, DKP rrnd der MSB SPÄRTAKUS
(wobei das längst nidrt alle Organisatio-
nen siud). Bemerkenswert ist, da6 die
öTV zum ersten llal aktives Intere'sse
und Engagement on der Erhåimpfung de-
mokratisdrer Rechte und Freiheiten für
Soldaten entwid<elt hat. Die Aktions-
komitees bewerteten folgeri<*ttig den
Fall Otto Wagner als ,exemplarischen
Fall in der Auseinandersetzung in der
Bundeswehr. I)ie Forclerunç¡en und Posi-
tionen, die in den Ko¡nitees entwickelt
'wurden, welsen die Perspektive einer
låingerfristigen Zusammenarbeit im anti-

tnilitaristischen Kampf uuf.

Ço schrieb cler DcB-Kreisvorstand alr
Bundesverteidigungsnrinister Schlnidt u.
a.: ,,Der DGB-Kreisvorst¿tnd errvartet von
Ihnen, Herr Minister, entsdriedenes EÍn-
treten und fordert:

-- 
sofortige Aufhebung der Disziplinar-
strafen gegen Otto Wagner

- sofortige Entlassung des Bataillons-
kommandeurs Wirth

- Reùt auf freie politische Betätigung
fiir alle Soldaten."

SolÍdaritätserklärungen rvtrrden vo4 den
Delegierten des l¿ntlesbezirks Hessen
zum Gewerksdraftsta.r der TG Druck unrl

I

Papier abEegeben, von der IG Druck 'rn¡l
Papier Bezirk Marburg, r-on den I{JAs
Frankfurt, Wiesbaden und Marburg, vttn
der SDAJ-NRW, vom DKP.-Landesvor-
stand, von Soldaten aus Erndtebrück, unt
nur einige zu nennen.

Weiterhin veranstalteten die Aktions-
komitees am 23, 11. unter der l.osung

,,Demokratren contra Nlilitdrismtls" ein
Wirth-Tribunal in Marbrrrg. 400 Kolle'
gen und Genossen kon¡ten dazu nicht
elngeladen we'rden, weil die Stadthaile
hoffnungslos überfüllt ¡r¡ar.

Diese Solidarität und aktive U¡¡terstüt-
zung zeigt, daß Otto Wagner und mit
ihm alle fortschrittlidren Soldaten in
ihrem Kampf nicht alleir, stehen, sondern
die breite d.emokratisdle Bewegnrng in
der BRD auf ihrer Seite haben.

fsolierungsversuche
Um die breite Welle der Solidaritåt zu

stoppen, verschleppten sie z. B' Otto
tv\¡agner nach llannoçersdr-Munden. Aber
audr dort demonstrierie die SDAJ vor
der Kaserne, Cder Fleurop weigert sich'

Blt¡men für Otto l.Vagner zu l¡efördern'
Dennoch erreichen ihn täglich eine Viel-
zahl von Briefen und Karten.
Die Demokraten in dcr Bundesweh¡ sind
nirtrt zu isotÌeren odcr mundtot zu ma-

dren, dLenn sie führen ihren Kampf nidtt
allein. Ihre Forderung nadr freíer ge'
werkschaftlicher und politisdrer Betäti-
gung lvird von uns allen getragen, sei es

von den Arbeitern im Betrieb z. B. im
Kampl gegren das BVG, sei 'es von den
Studeriten z. B. im Kampf gegen das
HRG. Deshalb unterstützen wir aktiv die
Studie ,,Soldat '70" mit Forderungen wie:

- Freie Betätigung aller demokratisdren
Organisationen in der Bundeswehr

- Entfernung aller Vorgesetzten, dio der
Hitler-Cliqu:e dienten und weiterhin
an ihrer reaktionären Gesinnung fest-
halten

- Sofortiger Austritt aus der NATO.
Mitwirkung der Bundesrepublik an
der Sdtaffung,eines gesamt-europäi-
sò.en Sidrerheitssystems,

Deshalb sind wir solidarísch mit allen
antimilitaristisd¡en Soldaten. Einerseits
unterstützen wir ihre Aktionen durdr Mit-
arbeit anZeitungen und durchFlugblät.

ter, durdr gemeinsane Kongresse und De-
monstr.ationen und durdr die gemeinsame
Erarbeitung der Strategie und Taktik des
antimilitaristisdren Kampfes. Anderer-.
seits kämpfen wir konkret an unserem ,

Arbeitsplatz gegen Militarisierung der
Wissensdraft und gegen Kriegsforsôung,
gegen revanùistiscùe und nationalistisùe '

Lehrinhalte und gegen die Elnführung.
des Wehrkundeunterrictts

Nur durdr wad¡sende Kraft der Arbedter-
klasse und die Stärkung ihrer Positio¡ren
in allen gesellsdraftlictren Bereiôen kön-
nen auctr dernok¡atisd¡e Strukturen Ín der
Bundeswehr erkämpft werden.

In diesem Sinne führen wir dsn autimili:
taristisdren Kampf als widttigsten Be-
standteil d'es antiimperialistisdren Kamp'
fes.

in UniÍorm

Otto VÍagner ist Mitglied der DKP,
der SDAJ und aktiver Gewerk-
schafter. Vor seiner Einberufung
war er Jugendvertreter seiner
Lehrfirma, Vorsitzender des DGB-
Kreisjugendaussehusses in Frank-
furt, Delegierter der IG Drud¡ und
Papier im Bezirk Frankfurt.In der
Bundeswehr wurde er zum Ver-
trauensmann des 2. Fernmeldeba-
taillons 2 in der Tannenbergkaser-
ne in Marburg gewählt.

Sein Bataillonskommandeu¡ Oberstleut-
nant Wirth, hi,elt anläßlidr der Rekruten-
vereidigung eine Rede, in der er auf
übelste Art und Weise das Menetekel
der ,,Gefahr aus dem Osten,, an die
Waud malte, den Anspruó nach ,,unver-
zichtbarer lMeltl¡errsdraft'¡ der SU her-
aufzitierte, um von den Rekruten ,,in
dieser e'rnsten Stunde ein Hödrstmaß
an Kampfkraft und Einsatzbereitsdraft,,
zu fordern. Aber der Feind steht für
Wirth nicht nur im Osten: ,,Auch in un-
senem Staat machen sidr mehr und mehr
Kräfte breit, vom Ostren eingesdrleust
und unterstützt, die unsere freiheittidr-
demokratisdre Grundordnung zerstören
wollen. Es sind dies die Anardristen, An-
ti-Autoritåine, Kommunisten und Mao-
isten sowie rot¡e Eellen, die sidr d.ie
Ideen des Marxismus und Leninismus
zu eigen gemadrt haben. Wirtschaft und
Industrie sind bereits unterwandert. In
Universitäten, Schulen, Geridrten und
Behörden sitzen diese Kommunisten be-
reÍts in einflußreid¡en Positionen. Auf
kommunistisdren Parteischulen und Aka-
demien der DKP in unseren Gro8städten
we¡den diese Kräfte für ihre subve'rsive
Tåitigkeit gesóult, um als nützlidre ldio-
ten für den Kommunismus in unserem
Staate Wegbereiter zu sein. Audr in un-
seren¡ Bataillon gibt es Soldaten, die im
Untergrund wühlen und zersetzende Tä-
tigkeiten ausüben, um so das Ve,rtrauen
zu ihren Vorgesetzten zu untergraben.

Das, meine Soldaten, sind Tatsaúien, vor
denen Sie niôt dùe Augen versdrließen
dürfen. Diese Tatsadren beweisen, daß
die Sowjets nadr wie vor die Ausdeh-
nung ihres Machtbereidrs anstreben. Un-
sere Siôerhelt und unsere Freiheit ¡i¡d

bedroht, und die Verte.idigung dieser
unserer Sidrerheit und Freiheit ist Auf-
gabe und Ffliùt aller Bürger. Der Wahl-
spruch der NATO: Wadrsamkeit ist der
Preis der Freiheit, muß audr weiterhinr
fùr uns Gültigkeit bleiben." O
Eepressionen lür Demokraten
Diese ,,Waclsamkeit" sieht so aus:
Die Unterzeióner der demokratiscl¡en
Webrstudie ,,Soldat '70" mußten in den
Knast, Soldaten, die sidr für ihre Ver-
breitung einsetzen und nadr ihren P¡in-
zipien in der Bundeswehr arbeiten, er-
fahren täglidr verstärkte Repressionen.
So audr Otto Wagner: Er dremonstrierte
am Jahrestag des Überfalls auf die So-
wjetunion vor einer Veranstaltung der
DKP in Uniform für die Ratifizierung der
Verträge von Moskau und Warsúau:
Reaktion von oben: 21 Tage versdrärfte
Ausgangssperre.
Er nahm am Kongreß der SDAJ und des
MSB in Btemen gegren Ausbeutung, Un-
terdrückung und Krieg in Uniform teil
und verb¡eitete eine Stellungnahme zu
der o. e. Wirth-Rede: 21 Tage Bau.
Otto Wagner gehört zu denjenigen in
der Bundeswehr, die die Funktion einel
Arm:ee im imp,erialistischen Staat erkannF
haben und die sidr einer weiteren Aus-
höhlung der Grundredrte - speziell für
Soldaten - entgegenstellen, Gerade weil
die Bundeswehr ein zu widttiges Madrt-
instrument darstellt, arbeiten sie in ihr,
klëiren ibre Karneraden über den aggres,
siven Charakter und über den revanùi-
stisdren Gêist der ,,Sdrule der Nation,,
auf und entfalten antimilitaristisúe Ak-
tionen.
Naô dei ung:eheuerlichen Rede des
Oberstleutnant Wirth zeichnete Otto
Wagner verantwortlicb. für die Zeitung
des,,Arbeitskreises demokratisdrer Sol-
daten'l, in der er naùwies, daß Wi¡th
gegren den Art, 22 GG und gegen den
Inhalt der Verträge von Moskau und
Warsóau verstoßen hat und leitet dar-
aus ab: ,,Wir braudren keinen Bataillons-
kommandeur, der junge Soldaten auf
den ,,Fall Rot" dressiert, um sie bei dem
sogenannien Inneren Notstandsfall als
abgeriótete Béfehlsempfäng,er ztr be-.,

nutzen. Ió forde,re Sie deshalb auf: T¡e-
ten Ste zuräd<I"

Fakten und Zahlen zu den Rüstungskosten

SPD-Wahlplakat yon 1950. - Heule werden
unter o¡îêm sozlaldemokratlsc'ren,,Ver-
te¡dlgungs"-M¡n¡ster, unler dem Noske-
lmllator Helmut S<fimidt, iunge De¡ntÞ
kraten ln der Bundeswehr von nat¡on¡ll-
stlsdren Offlzleren drangsallert und dlf-
lamlerl. Wer llir Völkerverständlgung und
dle Rat¡f¡zlerung der Verlräge von Moa-
kau und Warsdrau einlritt, wie Otto Wag-
nêr, wandêrl In den ,,Bau". Trotzdem
wådÉt bel vielen Bundeswehrsoldaten die
Elneldtt, daB gegen den Gelst dee Re-
yancfilgmus Front gemac-ht werden muß.

Der Bun,deehaushall 1972 sieht im
Einzelplan 14 Bundeswehr
24.219.000.000,- DM vor. Steigerung
gegen,über 1971: 2.403.000.0æ,- DM
oder lf o/0.

Zusammen mit den Ausgaben lür ZIvl-
len Ersatzdien'st (72.000.000,- DM), für
BesaÞungslruppen (700.900.000,- DM)
und zivile Verteidigung (373.¡læ.000,-
DM) sind das 25.365.3ü1.ü)0,- DM
(25,3 Milliarden).

Rüstungsousgoben pro Tog olso:
ó9.512.370,- DM
I Koserne oder 2 Kronkenhöuser
Kosten einer Bundeswehr-Kasernè ti¡r
1 000 Mann mit Standort-Nebenanlagen':
53.000.000,- DM. (Han'delsblatt, 26. 10.

1970).

Kosten eines modern eÌngericfiteten
Kran,ken,hauses: 20.000.@0,- DM.

50 Kasernen mit 50.000 U'nterkun tsplät-
zen ,,benötigt" die Bundeswehr noch,
sollen also noch gebaul werden. Ge-
samtkosten: 2 650.000.00d,- DMr - der Ge-
genwert für 100 Krankenhäuser (womit
der Kranken'haus-Fehibestand ln, Cer
Bundesrepu,blik restlos ü.berwunden
werden könnte) und 162 Sanatorlen mit
100 Plätzen (1 Sanatorium: 4.0(X).000,-
DM).

I Storfighterflugplotz
oder 100 km Strqße
1 FlugplaÞ fûr 2 Staffeln Starfighter
F-]04 G kostet 120.000,000,- DM.
(Handels la T, 26. 10. 70).
Die Kosten für 1 km Autostraßo, 20 m

breit: 1.200.000,- DM.
Der Gegenwert eines Starfighterflug-
platzes also: 100 km Autostraße.
1 Starfighter kostet 9.000.000,- DM
(lndustriekurier, 20. 8. 70).

Mit 140 abgestürzten Starfightern gln-
gen 1.260.000.000,- DM verloren
mehr als Smal soviel, wie d,ie Bundes-
reglerung 1972 lür Zwecke des Umwelt-
schuEes ausgeben wlll (220.0@.0@,-
DM).

1 U-Boot oder ó Schulen
1 U.Boot kostet 50.0@.000,- DM
(lndustrlekurier, 20. 8. 70).
1 Hauptschule mit Turnhalle erfordert
an Bau,kosten 1200.000,- DM.
Gegegtwert,eines U-Bootes also ô Haupt-
schulen,mit Turn'hallen.
1 Versorgungsdepot der Bundeswehr
(5OCD Tonnen) kostet 15.000.000,- DM.
Gegenwert: Fast 2 Hauptschulen.

I Pqnzer ,rleopord l"
oder ll Wohnungen
1 Panzer Typ ,,Leopard l" Stück-
prels: 1.1@.000,- DM.
1 Dreizimmerwohnung - Baukosten:
100.000,- DM.
I Panzer ,,Leopord l" gleich 11 modern
eingerichtete 3-Zimmer-Wohnu n gen.
Bisher kassìerte die Rüstungsindustrie
(vor allem d'ie zum Flick-Konzern ge-
hörenden Krauss-Maffel, München)aus
der 

"Leopard"-Produktion 
2.000.000.000

DM. : Gegênwert: 20.000 moderne
3-Zimmer-Wohnungen.I
I ,,Phqntom'f,Jäger
oder 33 Kindergörten
1,,Phantom"-Jagdflugzeug, Stückpreis:
23.000.000,- DM.
1 Kindergarten für 3 Gru'ppen:
700,000,- DM.
Für 1 ,,Phantom".Jäger könnten also 33
Kindergärten gebqut werden.
Die Bundeswehr hat in den USA 88

,,Phantom" bestellt.
bk v. 4. 11. 71
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+
Herzlicher Höndedruck zwischen
Le Duon, Erster Sekretör des ZK der
Porteí der Werktötigen Vietnoms
und Leonid Breshnew boim XXIV.
Poriei!¡g der KPdSU ¡n Moskou,
April 71.

lismus, die Hauptkraft des Weltimperir=
lismus, der Fetnd Nr. I der ges¡mten
Mensdrheft.

Das vietnamesisóe Volk dürstet naó
Friedieo, doô mu8 dieser Friede e¡relùt
werden unter den Bediugungen eòter
Unabhängigkeit und F¡eiheit. . .

Die Laos-Frage collte auf der Grundlage
des von der Patriotisôéù Front vòn
Laos ertr 27. April lgTl vorgesdlagenèn
5-Punkte-Progranuns zur politisùeo Re-
gelung sowie der VorsóIäge vom 22,
Ju¡i 1971 gelöst werden, Das kambo-
dsùanisdre Problem sollte genå8 der
Del¡laration von Prinz Norodom Siha¡ouk
vom 23. MÊirz 1970 sowie dem potiüsùen
Programn der Nationalea Einheitsfront
Kambodsóas gelöst werden.

Das vietnamesisöe VoIk verwirkliôt
das heilige Vermðdrtnts Präsident Ho
Chi Minhs. Es ist lest entsdrlosseo, denr
Iftmpf gegen die am¿rikanisóen Inpe-
rialisten für die Rettung der Heimat bts
znm endgültigen Sieg zu führen.,,
Le Duan hob bcrvor, da8 die Völker
Vietnams u¡d der Sowjetunion seit ge-
raumer Zeit durù feste Bande des prole- .
tarisôen Inter¡ationalismus verbundet
sind, und bemerkte: ,Das vietnamesisöe

.VoIk wird tü¡ alle Zeiteu der großeo,
wertvollen und effektiven Hilfe einge

. denk sein, die Partei, Regierung undrvolk @r SowJetunion ihn Ím Wider-
standskampf geEen die französisdren Ko-
lonialisten geleistet haben und weiùerhln
im gegonwtirtigen Kampf gegen die ame-
rikanisôen Aggressoren, für die Rettung
der Heimat und für den AuIbau des So-
zialismus leisterr. Wie zuvor sind die
Partei der Werktätigen Vietnams und
die Regierung der DRV entsdrlossen, al-
les von ihnen Abhängende zu tun, damit
die große Freundsåaft und die Kampfes-
solidarität zwisdren den beiden Parteien
und Völkern erstarken und erblühen.

Der Jetzige Besuô der sowjetisdren Par-
tei- und Regierungsdelegation in Viet-
nam Íst ein Ereignis von großer Widrtig-
keit, er ist 'ein neuer Sdrritt vorwärts in
der Entwiddung der Beziehung zwisôen
den Parteien, &egierungen und Völkern
unsêrer beiden Länder. Wir sind davon
überzeugt, daß di,eser Besuó Volk und
Armee unseres Landes zu immer neuen
großen Siegen lnspirieren, die brüderli-
dren Gefühle der Völker unserer Låinder
stärken wird."

haÍtes
aus

I Bayern
['

Wöhrend quf Bundesebene dos
reoktionöre Hochschulrohmengesetz

- (HSRG) ouf uns zurolh, werden ¡n
Olgtt. bereits,die Weiihen für eine
-lönderspezifische Konkretisierung

dieses Gesetzes gestellt. Die quf
Drud< der CDU/CSU und der sie
trogenden Wirtschoftskreise erfolg-
te Ausweilung der Lönderkompe'
lenzen zeit¡gt ihre Folgen,

Le Duan: Die Macht der Sowietunion ist
eine zuverlässige Garantie
für die revolutionäre Saclre der Völker

0,
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Sdron im September dieses Jahres hatte
der ,,parteilose", aber sehr wohl partei-
Itôe bayerisdre Kultusminis,ter Maier
Hlnweise auf das zu e¡wartende baye-
rlsdre Hodrsdr,ulgesetz gegeben. Die
Stoßridrtung seiner Vorstellungen war
durdr den Hinweis auf das Vorbild --
das saarlåindisdre Hodtsdrulgesetz
mehr als deuUid¡: ein allmädttiger Prä-
stdent, der sidr in ,,Wissensdraft", ,,lMirt-
sdraft" oder dem ,,öffentlidten Leben"
verdient gemadrt hat. Studentisdre Mit-
bestimmung soll auf ein Minimum redu-

- 
ziefi und damit zur Wirkungslosigkeit

fverurteilt werden.

,,Rote eliminleren"
Der Parteitag där CSU vom 15.-17' Ok-
tober dieses Jahres bradrte weitere Hin-
weise auf das, was die demokratische
Studentenbewegung aus dieser Ecke in
nådrster Zukunft zu erwarten hat, Mart
verzidrtet auch hier - ebenso wie a'¡f :

dem CDU-Parteitag in Saarbrüd<en '- .

darauf, dstaillierte Ausführungen zur l

Hoôsdrulpolitik zu madren; dodr Offent-,
lidrkeit und Parteivolk sollten auf kom-
menden Auseinandersetzungen vorberei-
tet und auf den harten l{urs der Partei
eingesdrworen werden, Dem Vorsitzen-
den der CSU-Landesgrupe im Bundestag,,
Ridrard Stücklen, oblag die Aufgabe, in
der Manier des kalten Kriegers gegen
demokratisdre Studenten und Wissen-
sd¡aftler Front zu madren. Im Katalog
der Fragen, in denen die engere Zusam-.
menarbeit zwischen CSIJ-Landesgruppe,
Landtagsfraktion und Landesregierung
besonders notwendig sei, nannte Stüd<.-
len an erster Stelle die Hocfusdrulpolitik;

Moiers Kultusbürokrotie: ,,Dieses Modell konn ich den Bonner HRG-Plo-
nern nur ons Herz legen. Absolut mitbestimmungsfeindlich. Von den lJnter-
neh mern beguto chtetl Ergebnis : sehr em pfehbnãweit.t'

t7

Im Rahmen des offiziellen Besu-
ches einer sowjetischen Partei-
und ßegierungsdelegation unter
Leitung von Nikolai Podgorny in
der Demokratischen Bepublik
Vietnam sprachen auf einer gro-
ßen Kundgebung am 4. Oktober in
Hanoi N. Podgomy und der Erste
Sekretär des ZK der Partei der
IVerktätigen Vietnams, Le l)uan.
Le Duan fährte unter anderem
aus:

,,In der SowJetuolon wlrd ln lmmer gö-
Serem Maßstab und lmmer rasôerem
Tempo die materlell-tedrnisd¡e Basls des
Kommunismus gresdraffm. Die Maôt der
SowJetunion, der sozlallstisdren Lãnder
lst elne zuverlässige Garantie ftir die
revolutlonä¡e Sadre der Völker, madrt
die provokatorisdten und aggressiven
Intrigen des Imperialismus, mit den USA
an der Spitze, zunidrte, sdrützt Frieden
und Sidrerrheit in der ganzeu Welt.

Das vietnamesisd¡e Volk freut sidr aus
gaDzer Seele über die glänzende,n Siege
des Sowjetvolkes, die einen begeistern-
den Faktor in seinem revolutionären
Kampf darstellcn. Wir wünsdren der¡¡
sowJetisùen Volke nodr größere Erfolge
bei der Erfüllung des vom XXIV. Par-
teltag der KPdSU besdrlossenen 9. Fünf-
Jahresplanes, dessen Zlel es ist, das So-
wJetvolk auf dem Weg des Aufbaues

tai

des Kommunismus nodr weiter vorwärts
zu brlngen.
Ende September haben die USA mit star-
ken Kräften der Luftwaffe viele didrtbe.
sÍedelte Bezirke Nordvietnams bombar-
diert und damit neue Verbredren gegen
das vietnamesisdre Volk ve¡übt. Damit
haben die USA die ûeÍerlidre Ve,rpflidr-
tung, die sie übernommen hatten, die
Bombardierung und Besdrießung des Ter-
ritoriums der DlìV vollkommen einzu-
stellen, gebrodren, haben sie die ôffentli-
dre Meinung der tr^,/elt, die fär Frieden
und Geredrtigkeit ist, dreist herausge-
fordert. VoIk und Regierung der DRV
-¡idrte¡ an die Imperialisten die sôarfe
Warnung: Die Demok¡atisdre Republik
Vietnam ist ein unabhåingiger Staat. Das
Territorium der DRV ist unantastbar,
Ar¡nee und Volk der DRV sind erfällt
von unbeugsamer Entsd¡lossenheit, alle
Ansùläge der USA auf die Souveränität
und Sidrerheit der DRV gebührend ab-
zuwehren. . .

In der gegenwärtigen Epodre wird das
Volk, entsdrlossen, Ftrerr seines Sdrick-
sals zu se,in, zusammençsdrlossen zum
Kampf, geleitet von einer riôtigen poli-
tisd¡en Linie, gest{itzt auf die Unterstüt-
zung und Hilfe der sozialistisd¡en Län-
der, auf di,e revolutionären Kräfte und
die fortgesdrrittenen Völker der ganzen
IMelt, jedern beliebigen Aggressor unbe-
dingt eine Niederlage zuzufügen, und
sei es sogar der amerikanisdre Imperia-

I
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Herzlicher Höndedruck zwischen
Le Duon, Erster Sekretör des ZK der
Porteí der Werktötigen Vietnoms
und Leonid Breshnew boim XXIV.
Poriei!¡g der KPdSU ¡n Moskou,
April 71.
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lismus, der Fetnd Nr. I der ges¡mten
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Nach einem Lamento über die unzultng-
lidren Maßnahmen und clie ncÔ unzu'
långlicheren Ergebnisse des Bundes und
<ier Länder auf dem Bildungssektor appel-
lierte Stüctlen absdrließend: ,,Es muß

sidrergestetlt werden, daß die Milliarden-
beträge, die für Hodrschulen und Uni-
vefsitãten ausgegeben werden' nidrt zur
Sctiaffung von Brutstätten revolutionärer
KräJte dienen." Es sei nictrt nu¡ die Frei-
hèit von Forsdrung und Lehre sldrerzu-
stellen, sondern auch - und hier sehe

aaf HsRc keine ausreidrenden Bestim-
mungen vor - die ,,Freiheit des Ler-
nens". \Mas wir darunter zu verstehen
haben, machte Stüdden wenig später in
klarer Spradre deutlidr: ,,Stoppt die ro-
ten Fahnenträger an den Universitâten'

Wi¡ müssen diese Kräfte ellmlnie-
r e n - andere Stundenten warten sdron
lange auf ihre Studienplätze"' Ordnungs-
redrt und Relegation werden damit er-

neut als ultima ratio gegen fortsduitt-
lidre Studenten besdrworen. Jene Stu-

denten, die im letzten Semester an der

Mündrner Universität ve¡sudrt hatten'
ihre Interessen gegen den Rektorkandi-
daten der reaktionären Ordinarienmehr-
heit und Maier-Spezi Lobkowicz geltend

zu madren, wurden von dem redlten
Sdrarfmadrer als ,,rote Ho¡den und Links-
fascüisten" diffamiert.

Institutionelle Maßnahmen gegen den

zunehmenden Einfluß demokratisdrer und

sozialistisdler Studenten vorzusdrlagen,
blieb der Jungen Union überlassen' Mit
dem Hinweis auf das Bonner Beispiel'
wo die Einführung der Brlefwahl ,,ein
bre,iteres politi,sdles Meinungsspek-
f¡s¡l" - nämlidr RCDS und ADM - ge-

br¡idrt habe, forderte ihr Sprecher, dle

Briefwahl in das Bayerisdre Hodrsdtul-
gesetz aufzunehmen. Das undemokrati'
ã.h" S6./o-eoorum des HSRG (ç 16) bie-

tet Bayerns Christdemokraten keine
ausreidrende Gewähr,'die Kapitalinter-
essen ungehindert durdrsetzen zu können'

Wie so oft, wettn es gilt, unliebsame Kri
tiker mundtot ztr madren, muß die

,,schweigende Mehrheit" herhalten' Der

Àntrag wurde mit Unterstützung Maiers

an dai Parteipräsidium und die zustån-

digen Kommissionen übe¡wiesen'

Inzwisdren haben jedodr die Bonner

Kommilitonen bewiesen, daß man sidt
gegen die Madrensdraften reaktionärel
Étüd"nten und Professoren erfolgreidt
zur Wehr setzen kann. Das mag Maier
eine \Marnung sein.

Parallelen zum BVG

Der Ende November der rJffentlidrkeit

vorgelegte,,Entwurf einer Verordnung
der*Regãtung der Verfassung der U:river-

sitäl Àugsburg" zeigt, daß das Reper-

toire studentenfei¡r'dlidrer Maßnahmen

der bayerisctren,,Kultur"politiker k!1:
o"r*"g, erschöpft ist. Der Hauptangriff
sotl wãiterhin der Forderung nadr qua-

lifizierter Mitbestimmung von wissen-

sùâftlidren Mitarbeitern und Studenten
gelten, So lst es audr nur konsequent'
wenn das Kultusministerium selnen Ent'
wurf folgendermaßen anpreist: ,,f)ie Uni-
versität soll kein wissensdraJtlidter El-
fenbeinturm sein, sondern ein modern
verwalteter Großbetrieb, in dem die Er-
kenntnisse der Wissensdraft optimal ge-

wonnen und vermittelt werden." (FR 19'

11., S. 23). Die Parallele zum reaktionä-
ren Betriebsverfassungsgesetz dråingt

sió hier auf. Geleitet werden soll die-

ser ,,Betrieb" von einem in ,,Wissen-
sdaft, Wirtsdraft oder Verwaltung" er'
fahrenen Präsidenten. Seine Befugnisse

sind so weitreidrend, daß er selbst kolle'
giale Organe auÍlösen und Neuwahlen

ãnsetzen kann. Einem Kuratorium, des-

sen Aufgaben niùt näher definÍert sind,

gehören u' a. an 3 Landtagsabgeord-
nete, eln Vertreter des ,,Freundeskreises
der Universität', in dem in der Regel

die ortsansässige Industrie tonangebend
ist, und für die Universität lediglidr der

Präsident, In den vier Präsidialaussdtüs-
sen fär ,,Lehre und Studenten", ,,For-
sdrung und wl,ssensdra,ftlidren Naô'-
wudrsi, ,,Kontaktstudium" und für ,,Or'
ganisatiorl, Verwaltung und Bauwesen"

ãi"¿ ¿ie Orina¡ien stark überrepräsen-
tie¡t. In Fragen der Forsdrung und des

Kontaktstudiums haben weder Studen-

ten nodr wissensùaftlidres Personal

Mitbestimungsredrte, die beiden ande-

ren Aussdrtisse sind nadr Sdrlüssel

5:2:2:2 zusammengesetzt. Für die Fadt-

bereiôe, die übrigens in Fragen der Fo¡-

schungsfragen nur ein Vorsdrlagsredrt
aler Habiliiierten haben, gilt der Sdtlùs-

sel 6:3:2:1. Die Studentensdraft alsKör-
oersdraft mit eigenen Selbstverwal-
iungsredrten soll abgesdrafft werden'

Unser Kampf gegen 'das Hodrsdrulrah'
mengesetz, das eine soldre bayerisdre

Variãnte möglidrt madrt, hat bereits be-

gonnen. Die Forderungen des Spartakus

- nadr gesetzliôer Verankerung der
Studentensòaft

_. gegen staatlidr verordneten Mit'
wirkungszwang

- gegen jeglidres Ordnurrgßredrt

- gegen das undemokratisdre 500/o-

Quorum

gilt es audr gegen Maier zu behaupten'
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Evolution und Bevolution in der

Weltgeschidrte

Mit elf Beiträgen nahmhafter Historiker
der DDR zur Diaiektik von Evolution und
Revolution in den versdtiedenen Epodren
von der Antike bis zur Gegenwart. Jì
facit-R¬ihe ?, brosòiert 204 Setten 6,- -

Das neue facit-Ileft Nr. 25

enth¿ilt folgende Îhemen: i:

Jürgen Büsdrer: Marx an die Uni; Steffen
Lebidorff : Bildungspolitil aus einem Gr'rß

-'stidrpunkte zu prinziplellen und aktuel-
len Frãgen der Bildungspolitik des BRD-

Imperiaiismus¡ Arbatow: Zur ideologi-
sdren Strategie des Imperialismus¡ Rai-
mund Teismann: Lateinamerika - Revolu-
tionstheorien der Dritten Welt¡ u' a.

ea. 70 Seiten., grõßeres Format, neue

Aufmaóung, 2,50 DM.

Im Abonnemetrt kostet das Heft 2,- DM
zuzügllò Porto

Der historisehe Materialismus und

die Parteilietrkeit der realistischen
Literatur I r

von F. W, Plesken

facit-Reihe 9, ca' 40 Seiten, ca. 1,50 DM

Hiermit bestelle iù . . ' .Exemplar(e) von

FACIT Nr. 25

Hiermit abonniere iù .' . . Exemplar(c)

von FACIT ab Nr. . , . . bis auf Widerruf'

Name

Vorname

Straße

Untersdrrift

Sdridren an:

FACIT, 53 Bonn, Colmantstr. 32

Ztt dem gleietren Zeiþunkt, an
deim den Hoetrse.hulen mit dem
Hochschulrahmengesetr ci¡a
Zwangsjadre verordnet werden
soll, hat die Bundesregierung ein
Betriebsverfassungsgesetz verab-

, schieden lassen, das in keiner ìMei-
se die Rechte der Arbeiter und ih-
rer Gewerksehaften stärkt. Da es
in beitlen Fällen um die Stabilisie-
rung und Effektivierung der Herr-
schaft des Monopolkapitals geht,
gibt es deutliehe Parallelen zwi-
schen HRG und Betriebsverfas-
sungsgesetz (BVG).

Die Inte'ressenvertreter der Arbeiter und
Studenten sollen durdr eine ,,Friedens-
pflidrt" sidr einem fiktiven Allgemein-
wohl unterordnen,

0 2 (1) BVG lautet: Arbeitgeber und Be-
triebsrat arbeiten unter Beadrtung d,er
geltenden Tarifverträge vertrauensvoll
und im Zusamrnenwirken mit den im
Betrieb vertretenen Gewerksd¡aften und
ArbeitEebervereinigungen zum Wohl der

-

Arbeit¡rehmer und des Betrlebs zusatn'

$ 74 ,,Grundsätze für die Zusammenar-
beit" (2) legt fest: Maßnahmen des Ar-
beitskampfes zwisdle¡¡ Arbeitgeber und
Betriebsrat sind unzulässlgi. . . Arbeit-
geber und Betrlebsrat haben Betätigun-
geu zu unterlassen, durù die der Ar-
beltsablauf oder der Frieden des Betrie-
bes beeintråidrtigt werden.

Sie haben jedoó parùeipolitlsôe Betäti-
gung im Betrieb zu unterlassen;. . .

Im HRG sind die ,,Grundsätze der Mit-
wirkung" folgendermaßen bestimmt: $ 14
(3) Die Mitglieder eines Gremiums ha-
ben durdr ihre Mitarbeit dazu beizutra-
gen, daß das Gremium seine Àufgaben
wirksam erfüllen kann. Das Nähere über
die Pfliòten der Mitglieder wlrd durdt
Gesetz geregelt.

Dies wir.d in der Begründung zum Reg.-
Entwurf ealäutert:,Diese VerpfliÔtung
bedeutet, daß die Mitglieder der Hodt-
sdruls zu kooperativem Ve¡halten mit
dem Ziel verpfliùtet sind, daß die Hodt-
sóule ihre Aufgabe,n erfüllen ka¡n,"

Ein zusätzlidrer Maulkorb wird ArbeÍter-
und Studentenvertretern durd¡ die
Sdrweige- und Geheimhaltungspflidtt
vorgebunden.

Im $ 79 BVG heißt es:

Dire Mitglieder und Ersatzmitglieder des
Betriebsrates sind verpflidrtet, Betriebs-
oder Gesdräftsgehreimnisse, die ihnen
wegen ihrer Zugehörigkeit zum Betriebs-
rat bekannt geworden und vom Arbeit-
geb'er ausdrtid<lich als geheimhaltungsbe'
dürftig bezeidrnet worden sind, nidrt zu
offenbaren und nÍdrt zu ven¡'erten.

Dasselbe ist im HRG intendiert. In der
Begründung zu $ 14 (3) wird unve¡hùllt
erklärt: ,,Die Pflidrt zur Teilnahme an
den Sitzungen, zur Versctrwiegenheit
über Angelegenheiten, die nidrt öffent-
lictr beraten wurden und andere Pflidr'
ten, die ihnen als Träger einer Funktion
einer Selbstverwaltung obliegen, müssen
nadr Satz 2 im einzelnen geregelt wer'
den. Das Gesetz hat ferner zu tegeùn,
weld¡e Reùtsfolgen an die Verletzung
dieser Pllidrten greknüpft werden."

Durdr das Wiederaufleben des berüótig-
ten Ordnungsredlts werden die Studen'
ten d;en gleidren Bedingungen wie ihre
Kollegen in den Betrieben (s. audr S l2l
BVG) unterworfen.

In $ 14 (2) HRG will die Bundesregie'
rung den Hodrsdrulen das Prinzip der

,,funktionsgereùten Mitw¡rkung" auf-
oktroyieren, Das bedeutet, da8 ln Fragen
der Forsôung und der Berufungen die

Mitbestimmungsredrte der Studenten na-
hezu auf Null gesdrraubt werden, Damit
soll verhindert werden, daß die imperia-
listisdÌe Forsdrung aus den Hodrschulen
verdrängt, und fortsdrrittlidre Hodrsdrul-
lehrer berufen werden. Au& im BVG
gibt es so etwas wie funktionsgeredrte
Mitwlrkung. ,,\Merr aus politisdrer Über-
zeugrug Demokratie will, muß versu-
òen, ihre Grundsätze funktionsgeredrt
audr im Bereidr der Arbeitswelt zu prak-
tizieren." (Prof. Ernst Sdlellenberg, SPD,
Bundestagsdebatte). Das sieht dann so
ôus:

$ 90 Der Arbeitgeber hat den Betriebs-
¡at über die Planung l. von Neu-, Um-
und Erweiùe,rungsbauten von Fabrika-
tions-, Verwaltungs- und sonstigen be-
trieblidren Råiumen,

2, von tedrnÍsdlen Anlagen,

3. von A¡beitsverfahren und Arbeitsab-
läufen oder

4. der Arbeitsplätze
rectrtzeitig zu unterricütqn und die vor-
gesehenen Maßnahmen. . , mit ihm zu
beraten.

Vergleichl BVG-HRG

Zwei Seiten

t
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T

Der Arbeiter. Dos Großkopitol ver-
weigert ihm iede echte Mitbestim-
mung. Der Bundestog verobschie-
dete ein Betriebsverfossungsgeselz,
dos die Rechte der Arbeiter und
ihrer Orgonisolionen im Betrieb
weiter crbboue. Der Lohnkompf in
Boden-Württembero zeiol iedoch.
doß immer größeie Teilð där Arl
beiterklosse bereit sind, für ihre ln-
teressen zu kömpfen.

Der Student. Arbeiter und Studen-
len hoben den gleichen Gegner:
dos GroßkopitollDos von de; Re-
gierung vorgelegte Hochschulroh-
mengeselz soll den ollesbestim-
mendon Einfluß der Monopole ouf
den Wissenschoffs- u. Ausbildungs-
bereich lückenlos obsichern. Der
Kompf der fortschriltlichen Studen-
len gegen dos reoklionöre HRG
hot mit dem 1. 12. eine Slufê er-
reicht.
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Nach einem Lamento über die unzultng-
lidren Maßnahmen und clie ncÔ unzu'
långlicheren Ergebnisse des Bundes und
<ier Länder auf dem Bildungssektor appel-
lierte Stüctlen absdrließend: ,,Es muß

sidrergestetlt werden, daß die Milliarden-
beträge, die für Hodrschulen und Uni-
vefsitãten ausgegeben werden' nidrt zur
Sctiaffung von Brutstätten revolutionärer
KräJte dienen." Es sei nictrt nu¡ die Frei-
hèit von Forsdrung und Lehre sldrerzu-
stellen, sondern auch - und hier sehe

aaf HsRc keine ausreidrenden Bestim-
mungen vor - die ,,Freiheit des Ler-
nens". \Mas wir darunter zu verstehen
haben, machte Stüdden wenig später in
klarer Spradre deutlidr: ,,Stoppt die ro-
ten Fahnenträger an den Universitâten'

Wi¡ müssen diese Kräfte ellmlnie-
r e n - andere Stundenten warten sdron
lange auf ihre Studienplätze"' Ordnungs-
redrt und Relegation werden damit er-

neut als ultima ratio gegen fortsduitt-
lidre Studenten besdrworen. Jene Stu-

denten, die im letzten Semester an der

Mündrner Universität ve¡sudrt hatten'
ihre Interessen gegen den Rektorkandi-
daten der reaktionären Ordinarienmehr-
heit und Maier-Spezi Lobkowicz geltend

zu madren, wurden von dem redlten
Sdrarfmadrer als ,,rote Ho¡den und Links-
fascüisten" diffamiert.

Institutionelle Maßnahmen gegen den

zunehmenden Einfluß demokratisdrer und

sozialistisdler Studenten vorzusdrlagen,
blieb der Jungen Union überlassen' Mit
dem Hinweis auf das Bonner Beispiel'
wo die Einführung der Brlefwahl ,,ein
bre,iteres politi,sdles Meinungsspek-
f¡s¡l" - nämlidr RCDS und ADM - ge-

br¡idrt habe, forderte ihr Sprecher, dle

Briefwahl in das Bayerisdre Hodrsdtul-
gesetz aufzunehmen. Das undemokrati'
ã.h" S6./o-eoorum des HSRG (ç 16) bie-

tet Bayerns Christdemokraten keine
ausreidrende Gewähr,'die Kapitalinter-
essen ungehindert durdrsetzen zu können'

Wie so oft, wettn es gilt, unliebsame Kri
tiker mundtot ztr madren, muß die

,,schweigende Mehrheit" herhalten' Der

Àntrag wurde mit Unterstützung Maiers

an dai Parteipräsidium und die zustån-

digen Kommissionen übe¡wiesen'

Inzwisdren haben jedodr die Bonner

Kommilitonen bewiesen, daß man sidt
gegen die Madrensdraften reaktionärel
Étüd"nten und Professoren erfolgreidt
zur Wehr setzen kann. Das mag Maier
eine \Marnung sein.

Parallelen zum BVG

Der Ende November der rJffentlidrkeit

vorgelegte,,Entwurf einer Verordnung
der*Regãtung der Verfassung der U:river-

sitäl Àugsburg" zeigt, daß das Reper-

toire studentenfei¡r'dlidrer Maßnahmen

der bayerisctren,,Kultur"politiker k!1:
o"r*"g, erschöpft ist. Der Hauptangriff
sotl wãiterhin der Forderung nadr qua-

lifizierter Mitbestimmung von wissen-

sùâftlidren Mitarbeitern und Studenten
gelten, So lst es audr nur konsequent'
wenn das Kultusministerium selnen Ent'
wurf folgendermaßen anpreist: ,,f)ie Uni-
versität soll kein wissensdraJtlidter El-
fenbeinturm sein, sondern ein modern
verwalteter Großbetrieb, in dem die Er-
kenntnisse der Wissensdraft optimal ge-

wonnen und vermittelt werden." (FR 19'

11., S. 23). Die Parallele zum reaktionä-
ren Betriebsverfassungsgesetz dråingt

sió hier auf. Geleitet werden soll die-

ser ,,Betrieb" von einem in ,,Wissen-
sdaft, Wirtsdraft oder Verwaltung" er'
fahrenen Präsidenten. Seine Befugnisse

sind so weitreidrend, daß er selbst kolle'
giale Organe auÍlösen und Neuwahlen

ãnsetzen kann. Einem Kuratorium, des-

sen Aufgaben niùt näher definÍert sind,

gehören u' a. an 3 Landtagsabgeord-
nete, eln Vertreter des ,,Freundeskreises
der Universität', in dem in der Regel

die ortsansässige Industrie tonangebend
ist, und für die Universität lediglidr der

Präsident, In den vier Präsidialaussdtüs-
sen fär ,,Lehre und Studenten", ,,For-
sdrung und wl,ssensdra,ftlidren Naô'-
wudrsi, ,,Kontaktstudium" und für ,,Or'
ganisatiorl, Verwaltung und Bauwesen"

ãi"¿ ¿ie Orina¡ien stark überrepräsen-
tie¡t. In Fragen der Forsdrung und des

Kontaktstudiums haben weder Studen-

ten nodr wissensùaftlidres Personal

Mitbestimungsredrte, die beiden ande-

ren Aussdrtisse sind nadr Sdrlüssel

5:2:2:2 zusammengesetzt. Für die Fadt-

bereiôe, die übrigens in Fragen der Fo¡-

schungsfragen nur ein Vorsdrlagsredrt
aler Habiliiierten haben, gilt der Sdtlùs-

sel 6:3:2:1. Die Studentensdraft alsKör-
oersdraft mit eigenen Selbstverwal-
iungsredrten soll abgesdrafft werden'

Unser Kampf gegen 'das Hodrsdrulrah'
mengesetz, das eine soldre bayerisdre

Variãnte möglidrt madrt, hat bereits be-

gonnen. Die Forderungen des Spartakus

- nadr gesetzliôer Verankerung der
Studentensòaft

_. gegen staatlidr verordneten Mit'
wirkungszwang

- gegen jeglidres Ordnurrgßredrt

- gegen das undemokratisdre 500/o-

Quorum

gilt es audr gegen Maier zu behaupten'
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November 1971

Evolution und Bevolution in der

Weltgeschidrte

Mit elf Beiträgen nahmhafter Historiker
der DDR zur Diaiektik von Evolution und
Revolution in den versdtiedenen Epodren
von der Antike bis zur Gegenwart. Jì
facit-R¬ihe ?, brosòiert 204 Setten 6,- -

Das neue facit-Ileft Nr. 25

enth¿ilt folgende Îhemen: i:

Jürgen Büsdrer: Marx an die Uni; Steffen
Lebidorff : Bildungspolitil aus einem Gr'rß

-'stidrpunkte zu prinziplellen und aktuel-
len Frãgen der Bildungspolitik des BRD-

Imperiaiismus¡ Arbatow: Zur ideologi-
sdren Strategie des Imperialismus¡ Rai-
mund Teismann: Lateinamerika - Revolu-
tionstheorien der Dritten Welt¡ u' a.

ea. 70 Seiten., grõßeres Format, neue

Aufmaóung, 2,50 DM.

Im Abonnemetrt kostet das Heft 2,- DM
zuzügllò Porto

Der historisehe Materialismus und

die Parteilietrkeit der realistischen
Literatur I r

von F. W, Plesken

facit-Reihe 9, ca' 40 Seiten, ca. 1,50 DM

Hiermit bestelle iù . . ' .Exemplar(e) von

FACIT Nr. 25

Hiermit abonniere iù .' . . Exemplar(c)

von FACIT ab Nr. . , . . bis auf Widerruf'

Name

Vorname

Straße

Untersdrrift

Sdridren an:

FACIT, 53 Bonn, Colmantstr. 32

Ztt dem gleietren Zeiþunkt, an
deim den Hoetrse.hulen mit dem
Hochschulrahmengesetr ci¡a
Zwangsjadre verordnet werden
soll, hat die Bundesregierung ein
Betriebsverfassungsgesetz verab-

, schieden lassen, das in keiner ìMei-
se die Rechte der Arbeiter und ih-
rer Gewerksehaften stärkt. Da es
in beitlen Fällen um die Stabilisie-
rung und Effektivierung der Herr-
schaft des Monopolkapitals geht,
gibt es deutliehe Parallelen zwi-
schen HRG und Betriebsverfas-
sungsgesetz (BVG).

Die Inte'ressenvertreter der Arbeiter und
Studenten sollen durdr eine ,,Friedens-
pflidrt" sidr einem fiktiven Allgemein-
wohl unterordnen,

0 2 (1) BVG lautet: Arbeitgeber und Be-
triebsrat arbeiten unter Beadrtung d,er
geltenden Tarifverträge vertrauensvoll
und im Zusamrnenwirken mit den im
Betrieb vertretenen Gewerksd¡aften und
ArbeitEebervereinigungen zum Wohl der

-

Arbeit¡rehmer und des Betrlebs zusatn'

$ 74 ,,Grundsätze für die Zusammenar-
beit" (2) legt fest: Maßnahmen des Ar-
beitskampfes zwisdle¡¡ Arbeitgeber und
Betriebsrat sind unzulässlgi. . . Arbeit-
geber und Betrlebsrat haben Betätigun-
geu zu unterlassen, durù die der Ar-
beltsablauf oder der Frieden des Betrie-
bes beeintråidrtigt werden.

Sie haben jedoó parùeipolitlsôe Betäti-
gung im Betrieb zu unterlassen;. . .

Im HRG sind die ,,Grundsätze der Mit-
wirkung" folgendermaßen bestimmt: $ 14
(3) Die Mitglieder eines Gremiums ha-
ben durdr ihre Mitarbeit dazu beizutra-
gen, daß das Gremium seine Àufgaben
wirksam erfüllen kann. Das Nähere über
die Pfliòten der Mitglieder wlrd durdt
Gesetz geregelt.

Dies wir.d in der Begründung zum Reg.-
Entwurf ealäutert:,Diese VerpfliÔtung
bedeutet, daß die Mitglieder der Hodt-
sdruls zu kooperativem Ve¡halten mit
dem Ziel verpfliùtet sind, daß die Hodt-
sóule ihre Aufgabe,n erfüllen ka¡n,"

Ein zusätzlidrer Maulkorb wird ArbeÍter-
und Studentenvertretern durd¡ die
Sdrweige- und Geheimhaltungspflidtt
vorgebunden.

Im $ 79 BVG heißt es:

Dire Mitglieder und Ersatzmitglieder des
Betriebsrates sind verpflidrtet, Betriebs-
oder Gesdräftsgehreimnisse, die ihnen
wegen ihrer Zugehörigkeit zum Betriebs-
rat bekannt geworden und vom Arbeit-
geb'er ausdrtid<lich als geheimhaltungsbe'
dürftig bezeidrnet worden sind, nidrt zu
offenbaren und nÍdrt zu ven¡'erten.

Dasselbe ist im HRG intendiert. In der
Begründung zu $ 14 (3) wird unve¡hùllt
erklärt: ,,Die Pflidrt zur Teilnahme an
den Sitzungen, zur Versctrwiegenheit
über Angelegenheiten, die nidrt öffent-
lictr beraten wurden und andere Pflidr'
ten, die ihnen als Träger einer Funktion
einer Selbstverwaltung obliegen, müssen
nadr Satz 2 im einzelnen geregelt wer'
den. Das Gesetz hat ferner zu tegeùn,
weld¡e Reùtsfolgen an die Verletzung
dieser Pllidrten greknüpft werden."

Durdr das Wiederaufleben des berüótig-
ten Ordnungsredlts werden die Studen'
ten d;en gleidren Bedingungen wie ihre
Kollegen in den Betrieben (s. audr S l2l
BVG) unterworfen.

In $ 14 (2) HRG will die Bundesregie'
rung den Hodrsdrulen das Prinzip der

,,funktionsgereùten Mitw¡rkung" auf-
oktroyieren, Das bedeutet, da8 ln Fragen
der Forsôung und der Berufungen die

Mitbestimmungsredrte der Studenten na-
hezu auf Null gesdrraubt werden, Damit
soll verhindert werden, daß die imperia-
listisdÌe Forsdrung aus den Hodrschulen
verdrängt, und fortsdrrittlidre Hodrsdrul-
lehrer berufen werden. Au& im BVG
gibt es so etwas wie funktionsgeredrte
Mitwlrkung. ,,\Merr aus politisdrer Über-
zeugrug Demokratie will, muß versu-
òen, ihre Grundsätze funktionsgeredrt
audr im Bereidr der Arbeitswelt zu prak-
tizieren." (Prof. Ernst Sdlellenberg, SPD,
Bundestagsdebatte). Das sieht dann so
ôus:

$ 90 Der Arbeitgeber hat den Betriebs-
¡at über die Planung l. von Neu-, Um-
und Erweiùe,rungsbauten von Fabrika-
tions-, Verwaltungs- und sonstigen be-
trieblidren Råiumen,

2, von tedrnÍsdlen Anlagen,

3. von A¡beitsverfahren und Arbeitsab-
läufen oder

4. der Arbeitsplätze
rectrtzeitig zu unterricütqn und die vor-
gesehenen Maßnahmen. . , mit ihm zu
beraten.

Vergleichl BVG-HRG

Zwei Seiten
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Der Arbeiter. Dos Großkopitol ver-
weigert ihm iede echte Mitbestim-
mung. Der Bundestog verobschie-
dete ein Betriebsverfossungsgeselz,
dos die Rechte der Arbeiter und
ihrer Orgonisolionen im Betrieb
weiter crbboue. Der Lohnkompf in
Boden-Württembero zeiol iedoch.
doß immer größeie Teilð där Arl
beiterklosse bereit sind, für ihre ln-
teressen zu kömpfen.

Der Student. Arbeiter und Studen-
len hoben den gleichen Gegner:
dos GroßkopitollDos von de; Re-
gierung vorgelegte Hochschulroh-
mengeselz soll den ollesbestim-
mendon Einfluß der Monopole ouf
den Wissenschoffs- u. Ausbildungs-
bereich lückenlos obsichern. Der
Kompf der fortschriltlichen Studen-
len gegen dos reoklionöre HRG
hot mit dem 1. 12. eine Slufê er-
reicht.
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$ 92 Der Arbeitgeber hat den Betrilebsrat
über die Personalplanung. . . redrtzeitig
und umfassend zu unterridrten.
$ 99 (1) In Betrieben mit in der Regel
mehr als 20 wahlberedrtigten Arbeitneh-
mern hat der Arbeitgeber deû Betriebs-
rat vor jeder Einstellung, Eingruppie.
rung und Versetzung zu unterridrten. . .

$ 102 (t) Der Betriebsrat ist vor jeder
Kündigung zu hören. . .

Darüber hin¡ss hat de¡ Betriebsrat nodr
einige Einspruòs- und Mitspradreredrte,
die aËer grundsätzlidr nid¡ts ändern.
Von e.Íner gleidrberedrtigten Mitbestim-
mung kann niót die Rede sein, da an
den Paritäten in den sog. Mitbestim-
mungsgremien - wie sie im reaktionä-
ren Adeorauer-BVG festgelegt wurden,
siú nióts geðndert hat.
In der Bundestagsdebatte wurde denn
auch die Katze aus dem Sack gelassen:
So führte der SPD-MdB Dr. Friedhelm
Farthman¡ aus:

,,Ein Höbepunkt bestand in dem Vor-
wurf, das neue Gesetz bringe eine Kon-

fliktordnung stôtt eine,r Friedeusordnung,
die das alte Gesetz enthalten habe.

Zu diesem Vorwurf ist zu sagen, daß das
nque Betriebsverfassungsgesetz soÛohl
in den Mitbestimmungsredrten als auó
in dren Verfahren der Einigungsstelle
strukturell nidrts geändert hat. . . Le.
diglidr die Fåille der Mitberatung des Be-
triebsrates und der gleiùbereótigten
Mitbestimmung sind erheblich e¡weitert
worden.

Auch dabei ist beadrt,et worden. . , da8
in einer marktwirtsdraftlidren Ordnung
dÍe letzte unternehmeris&e Entsdreidung
und Verantwortung unangetastet bleiben
mußten. Sie sind aud¡ erhalten geblie-
ben. . . Werm wir das Stichwo¡t ,,Kon-
fliktordnung und Friedensordnung" wie-
der aufgreifen, so ist der einzige Unter-
sóired der, daß im alten Gesetz von Part-
nersdraft nur gesprodren wurde, wåihrend
im neuen Gesetz Partnersdraft praktiziert
wird. . .

Ein dritter grundsätzlidrer Einwand ge-
gen das neue Redrt fst die Behauptung -

man hat das sehr plastisdt ausgedrÍi&,t -dleses Gesetz bedeute den Eiqma¡sù der
Gewerksdraften in die Betriebe. Dazu lst
zu sagen, daß der Regierungsentwurf au
neuen Redrten für die gewerksdraftlidren
OrganisatÍonen nidrts bringt, was niôt
sdron bisher in einigermaßen fortsôritt-
liôen Betrieben völlig selbstverstä,ndliú
lst.'
Dem SPD-Abgeofdneten P¡of. Sùellen-
berg ist zuzustimmen, wenn 'er sagh
,,Dieses Gesetz trägt der Struktur unse-
rer Wirtsóaftsordnung Redurunç . ."
Die Alleinberrsdraft der Monopolkapita-
listen soll gesidrert bleiben. So audr an
den Hoúsdrulen. Dazu werden die Mit-
bestimmungrsreôte statt erweitert einge-
sùränkt, demokratisôe Reùte abgtsbôut,
die Studenten diszipliniert.
Das alles zeigt, wie notwendig der ge-
meinsam,e Kampf von Arbeitern und Stu-
denten gegen den Abbau demokratisd¡er
Reôte, für wirkliôe MitbestimmunSs- Ôund Koutrollpositionen in Betrieb und -
Hoùsôule ist.

Für die Entwicklung der GewerksdraÍts-
bewegung waren in den letzten Jahren
zwei Faktoren von großer Bedeutung:

- die zunehmenden Streikkämpfe, vor
allem die Herbststreiks in der Metatl-
industrie signalisieren deutlidr einneues
Selbstbewußtsein und eine gewadlsene
Kampfbereitsdraft der Arbeiterklasse,

- mit der von der SPD geführten Bun-
desregierung besteht erstmals in der
Bundesrepublik eine Regierung, der
sidr große Teile der Gewerksdrlaften"

Q$"åî1",$;åi]'o"' 
Flägers' porrtisdr

Diese zwei Faktoren hatten audr einen
großen Einfluß auf die Diskusslon des
Kongresses der IG Metall, der größten
und stärksten westdeutsdren Gewerk-
sdraft, und des Kongresses der IG Drud<,
der zurecht eine avantga¡distisdre Rolle
im DGB nadrgesagt wird.
Der IG Metall-Vorstand versudrte auf
dem Wiesbadener Kongreß, aus Rüd<sicht
auf die Regierung Brandt, jeglidre Form
der Kritik an der Wirtsdraftspolitik
Sdrillers zu vermeiden, gêschweige denn
irgendeine Form von Druú, auszuüben.
Dieser Versuó, dÍe IG Metall auf re-
gierungskonformen Kurs zu bringen, stiel
bei einem großen Teil der Delegierten
auf energisctren Widerstand. Vor'allem
dùrdr die zahlreiú.en Beiträge der DKP-
Mitglieder und audr linker Sozialdemo-
kraten unter den Delegierten schon zu

-peginn 
des Kongresses wurden die Ver-

]eter einer integrationistisdren Gewerk-
sdaftspolitik in die Defensive ge-
drängt, Die Bemerkung Otto Brenners,
,,Kollegen, ich verstehe die Welt nicht
mehr", deutet an, daß audr er gemerkt
hat, daß sidr eÍne neue Entwid<Iung in
der IG Metall anbahnt. Doch in vielen
Puhkten nahm der Kongreß einen wider-
sprüdrlidren Verlauf, An welctren Punk-

unser GroBvater schon immer
Die Gewerkschaften mit ihren Forderungen
sind unser Buinl',

ten entzündete sich die Auseinander-
setzung?

Einer der am heftigsten kritisierten Fra-
gen war die Tarifpolitik des Vorstands

und damit die Haltung zu Sdrille.rs Kon-
zertierten Aktion. ,,Eine Stunde Kampf",
sagte der Kommunist Grinter Be&.er,
,,bringt mehr als 100 Stunden Konzer-
tierte Aktionl" Unter dem Drudc der
Kritik mußte Otto Brenner zumindest
verbale Zugeständnisse machen, und nur
unter Aufwendung,seiner persönlidrlen
Autorität konnte er einen Antrag gegen
die Teilnahme an der Konzertierten Ak-
tion zu Fall brlngen,

Die starke Kritik führte zumindest in
einigen Fällen zu einer Akzentuierung
der gewerksd¡aftlídren Forderungen. So
wu¡den weiterhin der von der Bundes-
regierung vorgelegte Entwurf zum BVG
abgelehnt und Kampfmaßnahmen gefor-
dert (die allerdings ausblieben). Während
Themen wie Abrüstung und Friedenspoli-
tik wenig umstritten waren¡ konnten sidt
die Fo¡derungen nach stärkerer inne,rge-
werkschaftticher Demokratie nicht durd-
setzen. Das Verbot der NPD und der
Kampf gegen die redrtsextremen Kräfte
wurden gefordert.

Allerdings vollzog man in diesem An-
trag eine gefährlidre Gleidrsetzung mit
den ultralinken, gewerksdraftsfeindlichen
Gruppen. Auf diese Gefahr machte der
Kommunist Rolf Knecht eindringlictr auf-
merksam, indem er aufzeigte, daß ein
Verbot irgendweldrer ultralinker Gruppen
von der herrsdrenden Klasse auch gegen
die Gewerksdraften gerichtet würde, auch
wenn diese Gruppen eigentlich für das
Großkapital nidrt gefährlich seien, son-
dern im Gegenteil nur ihre schädlichen
Auswirkungen ln der Arbeiterbewegung
hätten, Dte Lektüre dieses Diskusslons-
beltrages sel lm übrigen allen Maoisten
empfohlen, dle in ihren Blättchen be-
harrlidr die Lüge in die Wett setzen, die
DKP-Mitglieder hätten ln Wesbaden lür
das Verbot der ultrallnken Sekten ge-
stimmt,

In den letzten Monaten fanden eine Beihe von wichtigen Gewerkschafts-
konferenzen statt. Eine Auswertung dieser Kongresse ist nicht unv¡ich-
tig für die Entwicklung einer sozialistischen Politik: Gewerkschaftstage
sind rrieht nur eine f)emonstration für soziale und gesellschaftspolitische
Forderungen der.{rbeiterklasse, sie sind damit auch ein ausdruck der
Bev¡ußtseinslage der Arbeiterklasse in der Bundesrepublik und ein spie-
gel der gewerkschaftspolitischen Strömungen.

{

KampÍorganÍsationen ode r
OdnungsÍaktor?
Zum Gewerkschaftstag der lG Metall und der lG Druck und
Papier

Springers Vertriebsnetz: die Geschäfts-
stellen der CDU

Hoùschulkampi vor 50 Jahren:

In nodr weit stãrkerem Maße zeigte sidr
eine progressive Entwidrlung auf dem
Gewerksdraftstag der IG Drud< und Pa-
pier in Nürnberg,

Der Vorsitzende Mahlein .setzte gch
sdron zu Beginn des Kongresses kritisch
mit der SPD/FDP-Regierung uncl vor allem
mit der Sdrillerschen Wirtsdraftspolitik
auseinander. Die gegenwärtige Konzer-
tierte Aktion lehnte er mit großer Zu-
stimmung der Delegierten ab. Stattdes-
sen wurde eine ¡ktivere Tarifpolitik ge-
fordert, vor allem eine stårkere Einbe-
ziehung derl Mitglieder. Die gewerk-
sdraftlidren Vertrauensleute wurden in
der Satzung verankert - ein Schritt zur
Weiterentwícklung der innergewerk-
sdraftlichen Demokratie, cler auf dem IG
Metall nodr keine Mehrheit fand. Ein
entscheidendes Kennzeichen des Nürnber-
ger Kongrosses war die klare Stoßridr-
tung gegen die reaktionären Kräfte, ge-
gen CDU/CSU und NPD, die ,,im Inneren
auf einen konservativen und nadr außen
auf einen aggressiven, expansionistisdren
Kurs drängen" (Mahlein). Einen großen
Raum in der Diskussion nahmen die Kon-
takte der IG Drudc zu den Gowerkschaf-
ten der sozialistisctren Länder und zu den
sozialistischen Gewerksdraften in Italien
(CGIL) uncl Frankreich (CGT) ein. Mah-
lein forderte, dem Europa der Tedrnokra-
ten, der Industrie und des MilÍtärs sei
ein Europa der Gewerksdraften entge-
genzusetzen.

Dieser realístisdre Charakter der Dis-
kussion auf dem IG Dru&,-Kongreß über
Fragen, die bisher in den Gewerksdraften
tabu waren, zeigte sidr audr in der Ein-
sdrätiung der DKP. Im Gesdräftsberidrt
des Hauptvorstandes wurde gesagt, daß
die DKP ,,durdrweg die aktivsten, reak-
tionssdrnellsten Gruppen aufgebaut"hat
und daß die Kommunisten auf jeden Fali
aIs gleidrberedrtigte Gewerkschaftsmit-
glieder anzusehen seien.
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W ¡e sich d¡e
B¡lder gleichen...Der Landesgese,häftsführer der

CDU in Stuttgart, Franz Grandel,
hat mit Datrrrn vom 22. Juni 1971
an einen Kreis von Freunden sei-
ner Partei oder ihr Nahestehenden
folgendes Sehreiben gerichtet:

,rAnrede. . .
vielleiôt geht es lhnen wie mir, daß
Sie slù fast täglió üb¬r die nahezu ein-
seitige Kommentierung der,Leistuugen'
der Jetzigen Bundesreglerrung in Funk
und Fe¡nsehen, aber auó in zahlreiùen
Tageszeitungen ärgern. Durô einen ver-
harmlosenden Optimismus, der den ,Ta-
ten' der Llmkskoalition in keiner !!'eise
entspriót, sollen die Ergebnisse 2Ojähri-
ger CDU-Politik herulterg¬spielt und aus
dem Gedäòtnis herausgelöst werden.
Das ist eine gefåihlióe Taktik.
Im April 1972 werden wir in Baden-
Württemberg wählen. Unser Ergebnis
wird deshalb von besonderer Bedeutung
sein, weil dies die letzte größere Wabl
vor der Bundestagswahl 1973 ist. Ió
möôte Si,e deshalb sdron heute sehr
darum bitten, Ihren Blid< auf diese ent-
súeidende Landtagswahl 1972 ztt riôten.
Auô dann, weon Ihr persönliôes Enga-
gement seinen Ausdrudc hauptsädrlidr
in GespräÔren am Arbeitsplatz, mit Naó-
barn, Bekannten oder am St¡mmtisù fin-
det, Es wird immer darauf ankommen,
daß Sie informierter sind - mehr wis-
sên.

Deshalb möùte ió lhnen heute die täg-
lid¡e Lektüre der WELT empfehlen. Die-
se international,e deutsóe Informations-
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und Wirtsdraftszeitung hat in der Ver-
gangenheit - besonders vor - und
nadr der ,Madrtübernahrne' durù die
Linke - bewiesen, daß sie konsequeot
und objektiv über Zusammenhänge und
Hintergrúnde der jetzigen Regierungs-
politik beriùtet und kommentiert, die
zahlreiùe Medien und Zeitungen so
gern übergehen. Idr lese die wertvolle
Tageszeitung tägliú und sehe midr auf
allen Gebi,eten umfassend informiert.
Sie werden mir zustimmen, daß man
jetzt m'ehr denn je wissen muß, wohin
die Reise mit der SPD gehen soll. Aus
diesen G¡ünden habe ich mir erlaubt, die
Vertriebsabteilung DIE WELT zu bitte.n,
auch lhnen für einige Zeit eine Informa-
tionslieferung zur,Verfügung zu stellen.
Die Zeitungen werden in Kürze bei lhnen
eÍntreffen.

Die WELT ist natürlidr kein Ersatz für
Regionalzeitungen, sond.ern, notwendige
Ergänzung zur. zusätzlich:en und umfas-
send,en Information, wie wir sie für un-
sere gemeinsame politisùe Aufgabe
brauóen.
Iò bin sidrer, daß sie diese Feststreùlung
ebenfalls bestätigen werden. - Unser
Wahlsieg im April 1972 wird sehr davon
abhängen, da8 es uns allen gelingt, mehr
Info¡ìmationen über die Hintergründe
und Fehlleístungen der jetzigen Regie,
rungspolitik unter den Wählern zu ver-
breiten.
Mit der Bitte um lhr Verständuis und
Ihre Mitarbeit
verbleibe iô' 

ç!,e2.: Ihr F. Grandel"

,,Die Rote Fahne'. vom ZI. November
l92t:

Am 24. November hatte die noù Junge
Berline¡ kommunistisdre Studentenbewç
gung ihren ersten großen Tag. In einem
von 20 kommunistisùeu Studenten und
Studentinnen unterze¡dlnetetr Flugblatt
protestierten sie gegen das am Jahrestag I
der russisdren Oktoberre¡¡olutio¡ ergan- -
gene Verbot ihrer Gruppg die angebltó
,,die demokratisd¡e Disziplin gefåihrdet.,.

An allen AusgËingeu der Uuive¡sittit, der
Klinik, der Handelshoú,sóulen sah man
die Jungen Kommunisten den ganzen Tag
fiber bei de,r Verteilu¡g des Flugblattes.
Sie wissen nur zu gtut, daß sió das
Verbot im Grunde gegeu Íhre sozialen
Forde.rungen wie die Staffelung der Kol-
leggelder entspreúend den Vermögens-
verhältnissen, die Bes&lagnahne der
Häuser der reaktionären Studeotenver-
bindungen für Wohnungszwe*,e oder
ähnlidres riùtet. Die komrrunistisôen
Studenten werden nicht müde werden,
geg,en allie Madrensùaften der reóts-
stehenden Stud,entensôaft und der wie-
dererstarkten bürokratisdr-reaktiouä¡en
Macht der Universitätsbehörde¡ zu
kämpfen, und sie werden tn ih¡em Kampf
mehr und mebr auù die Sympatå,ie der
von dem sogenannten neuen Kurs an den
Universitäten in gtreióer Weise bed¡oh-
ten Gruppen gswinrên.
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$ 92 Der Arbeitgeber hat den Betrilebsrat
über die Personalplanung. . . redrtzeitig
und umfassend zu unterridrten.
$ 99 (1) In Betrieben mit in der Regel
mehr als 20 wahlberedrtigten Arbeitneh-
mern hat der Arbeitgeber deû Betriebs-
rat vor jeder Einstellung, Eingruppie.
rung und Versetzung zu unterridrten. . .

$ 102 (t) Der Betriebsrat ist vor jeder
Kündigung zu hören. . .

Darüber hin¡ss hat de¡ Betriebsrat nodr
einige Einspruòs- und Mitspradreredrte,
die aËer grundsätzlidr nid¡ts ändern.
Von e.Íner gleidrberedrtigten Mitbestim-
mung kann niót die Rede sein, da an
den Paritäten in den sog. Mitbestim-
mungsgremien - wie sie im reaktionä-
ren Adeorauer-BVG festgelegt wurden,
siú nióts geðndert hat.
In der Bundestagsdebatte wurde denn
auch die Katze aus dem Sack gelassen:
So führte der SPD-MdB Dr. Friedhelm
Farthman¡ aus:

,,Ein Höbepunkt bestand in dem Vor-
wurf, das neue Gesetz bringe eine Kon-

fliktordnung stôtt eine,r Friedeusordnung,
die das alte Gesetz enthalten habe.

Zu diesem Vorwurf ist zu sagen, daß das
nque Betriebsverfassungsgesetz soÛohl
in den Mitbestimmungsredrten als auó
in dren Verfahren der Einigungsstelle
strukturell nidrts geändert hat. . . Le.
diglidr die Fåille der Mitberatung des Be-
triebsrates und der gleiùbereótigten
Mitbestimmung sind erheblich e¡weitert
worden.

Auch dabei ist beadrt,et worden. . , da8
in einer marktwirtsdraftlidren Ordnung
dÍe letzte unternehmeris&e Entsdreidung
und Verantwortung unangetastet bleiben
mußten. Sie sind aud¡ erhalten geblie-
ben. . . Werm wir das Stichwo¡t ,,Kon-
fliktordnung und Friedensordnung" wie-
der aufgreifen, so ist der einzige Unter-
sóired der, daß im alten Gesetz von Part-
nersdraft nur gesprodren wurde, wåihrend
im neuen Gesetz Partnersdraft praktiziert
wird. . .

Ein dritter grundsätzlidrer Einwand ge-
gen das neue Redrt fst die Behauptung -

man hat das sehr plastisdt ausgedrÍi&,t -dleses Gesetz bedeute den Eiqma¡sù der
Gewerksdraften in die Betriebe. Dazu lst
zu sagen, daß der Regierungsentwurf au
neuen Redrten für die gewerksdraftlidren
OrganisatÍonen nidrts bringt, was niôt
sdron bisher in einigermaßen fortsôritt-
liôen Betrieben völlig selbstverstä,ndliú
lst.'
Dem SPD-Abgeofdneten P¡of. Sùellen-
berg ist zuzustimmen, wenn 'er sagh
,,Dieses Gesetz trägt der Struktur unse-
rer Wirtsóaftsordnung Redurunç . ."
Die Alleinberrsdraft der Monopolkapita-
listen soll gesidrert bleiben. So audr an
den Hoúsdrulen. Dazu werden die Mit-
bestimmungrsreôte statt erweitert einge-
sùränkt, demokratisôe Reùte abgtsbôut,
die Studenten diszipliniert.
Das alles zeigt, wie notwendig der ge-
meinsam,e Kampf von Arbeitern und Stu-
denten gegen den Abbau demokratisd¡er
Reôte, für wirkliôe MitbestimmunSs- Ôund Koutrollpositionen in Betrieb und -
Hoùsôule ist.

Für die Entwicklung der GewerksdraÍts-
bewegung waren in den letzten Jahren
zwei Faktoren von großer Bedeutung:

- die zunehmenden Streikkämpfe, vor
allem die Herbststreiks in der Metatl-
industrie signalisieren deutlidr einneues
Selbstbewußtsein und eine gewadlsene
Kampfbereitsdraft der Arbeiterklasse,

- mit der von der SPD geführten Bun-
desregierung besteht erstmals in der
Bundesrepublik eine Regierung, der
sidr große Teile der Gewerksdrlaften"

Q$"åî1",$;åi]'o"' 
Flägers' porrtisdr

Diese zwei Faktoren hatten audr einen
großen Einfluß auf die Diskusslon des
Kongresses der IG Metall, der größten
und stärksten westdeutsdren Gewerk-
sdraft, und des Kongresses der IG Drud<,
der zurecht eine avantga¡distisdre Rolle
im DGB nadrgesagt wird.
Der IG Metall-Vorstand versudrte auf
dem Wiesbadener Kongreß, aus Rüd<sicht
auf die Regierung Brandt, jeglidre Form
der Kritik an der Wirtsdraftspolitik
Sdrillers zu vermeiden, gêschweige denn
irgendeine Form von Druú, auszuüben.
Dieser Versuó, dÍe IG Metall auf re-
gierungskonformen Kurs zu bringen, stiel
bei einem großen Teil der Delegierten
auf energisctren Widerstand. Vor'allem
dùrdr die zahlreiú.en Beiträge der DKP-
Mitglieder und audr linker Sozialdemo-
kraten unter den Delegierten schon zu

-peginn 
des Kongresses wurden die Ver-

]eter einer integrationistisdren Gewerk-
sdaftspolitik in die Defensive ge-
drängt, Die Bemerkung Otto Brenners,
,,Kollegen, ich verstehe die Welt nicht
mehr", deutet an, daß audr er gemerkt
hat, daß sidr eÍne neue Entwid<Iung in
der IG Metall anbahnt. Doch in vielen
Puhkten nahm der Kongreß einen wider-
sprüdrlidren Verlauf, An welctren Punk-

unser GroBvater schon immer
Die Gewerkschaften mit ihren Forderungen
sind unser Buinl',

ten entzündete sich die Auseinander-
setzung?

Einer der am heftigsten kritisierten Fra-
gen war die Tarifpolitik des Vorstands

und damit die Haltung zu Sdrille.rs Kon-
zertierten Aktion. ,,Eine Stunde Kampf",
sagte der Kommunist Grinter Be&.er,
,,bringt mehr als 100 Stunden Konzer-
tierte Aktionl" Unter dem Drudc der
Kritik mußte Otto Brenner zumindest
verbale Zugeständnisse machen, und nur
unter Aufwendung,seiner persönlidrlen
Autorität konnte er einen Antrag gegen
die Teilnahme an der Konzertierten Ak-
tion zu Fall brlngen,

Die starke Kritik führte zumindest in
einigen Fällen zu einer Akzentuierung
der gewerksd¡aftlídren Forderungen. So
wu¡den weiterhin der von der Bundes-
regierung vorgelegte Entwurf zum BVG
abgelehnt und Kampfmaßnahmen gefor-
dert (die allerdings ausblieben). Während
Themen wie Abrüstung und Friedenspoli-
tik wenig umstritten waren¡ konnten sidt
die Fo¡derungen nach stärkerer inne,rge-
werkschaftticher Demokratie nicht durd-
setzen. Das Verbot der NPD und der
Kampf gegen die redrtsextremen Kräfte
wurden gefordert.

Allerdings vollzog man in diesem An-
trag eine gefährlidre Gleidrsetzung mit
den ultralinken, gewerksdraftsfeindlichen
Gruppen. Auf diese Gefahr machte der
Kommunist Rolf Knecht eindringlictr auf-
merksam, indem er aufzeigte, daß ein
Verbot irgendweldrer ultralinker Gruppen
von der herrsdrenden Klasse auch gegen
die Gewerksdraften gerichtet würde, auch
wenn diese Gruppen eigentlich für das
Großkapital nidrt gefährlich seien, son-
dern im Gegenteil nur ihre schädlichen
Auswirkungen ln der Arbeiterbewegung
hätten, Dte Lektüre dieses Diskusslons-
beltrages sel lm übrigen allen Maoisten
empfohlen, dle in ihren Blättchen be-
harrlidr die Lüge in die Wett setzen, die
DKP-Mitglieder hätten ln Wesbaden lür
das Verbot der ultrallnken Sekten ge-
stimmt,

In den letzten Monaten fanden eine Beihe von wichtigen Gewerkschafts-
konferenzen statt. Eine Auswertung dieser Kongresse ist nicht unv¡ich-
tig für die Entwicklung einer sozialistischen Politik: Gewerkschaftstage
sind rrieht nur eine f)emonstration für soziale und gesellschaftspolitische
Forderungen der.{rbeiterklasse, sie sind damit auch ein ausdruck der
Bev¡ußtseinslage der Arbeiterklasse in der Bundesrepublik und ein spie-
gel der gewerkschaftspolitischen Strömungen.
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KampÍorganÍsationen ode r
OdnungsÍaktor?
Zum Gewerkschaftstag der lG Metall und der lG Druck und
Papier

Springers Vertriebsnetz: die Geschäfts-
stellen der CDU

Hoùschulkampi vor 50 Jahren:

In nodr weit stãrkerem Maße zeigte sidr
eine progressive Entwidrlung auf dem
Gewerksdraftstag der IG Drud< und Pa-
pier in Nürnberg,

Der Vorsitzende Mahlein .setzte gch
sdron zu Beginn des Kongresses kritisch
mit der SPD/FDP-Regierung uncl vor allem
mit der Sdrillerschen Wirtsdraftspolitik
auseinander. Die gegenwärtige Konzer-
tierte Aktion lehnte er mit großer Zu-
stimmung der Delegierten ab. Stattdes-
sen wurde eine ¡ktivere Tarifpolitik ge-
fordert, vor allem eine stårkere Einbe-
ziehung derl Mitglieder. Die gewerk-
sdraftlidren Vertrauensleute wurden in
der Satzung verankert - ein Schritt zur
Weiterentwícklung der innergewerk-
sdraftlichen Demokratie, cler auf dem IG
Metall nodr keine Mehrheit fand. Ein
entscheidendes Kennzeichen des Nürnber-
ger Kongrosses war die klare Stoßridr-
tung gegen die reaktionären Kräfte, ge-
gen CDU/CSU und NPD, die ,,im Inneren
auf einen konservativen und nadr außen
auf einen aggressiven, expansionistisdren
Kurs drängen" (Mahlein). Einen großen
Raum in der Diskussion nahmen die Kon-
takte der IG Drudc zu den Gowerkschaf-
ten der sozialistisctren Länder und zu den
sozialistischen Gewerksdraften in Italien
(CGIL) uncl Frankreich (CGT) ein. Mah-
lein forderte, dem Europa der Tedrnokra-
ten, der Industrie und des MilÍtärs sei
ein Europa der Gewerksdraften entge-
genzusetzen.

Dieser realístisdre Charakter der Dis-
kussion auf dem IG Dru&,-Kongreß über
Fragen, die bisher in den Gewerksdraften
tabu waren, zeigte sidr audr in der Ein-
sdrätiung der DKP. Im Gesdräftsberidrt
des Hauptvorstandes wurde gesagt, daß
die DKP ,,durdrweg die aktivsten, reak-
tionssdrnellsten Gruppen aufgebaut"hat
und daß die Kommunisten auf jeden Fali
aIs gleidrberedrtigte Gewerkschaftsmit-
glieder anzusehen seien.
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W ¡e sich d¡e
B¡lder gleichen...Der Landesgese,häftsführer der

CDU in Stuttgart, Franz Grandel,
hat mit Datrrrn vom 22. Juni 1971
an einen Kreis von Freunden sei-
ner Partei oder ihr Nahestehenden
folgendes Sehreiben gerichtet:

,rAnrede. . .
vielleiôt geht es lhnen wie mir, daß
Sie slù fast täglió üb¬r die nahezu ein-
seitige Kommentierung der,Leistuugen'
der Jetzigen Bundesreglerrung in Funk
und Fe¡nsehen, aber auó in zahlreiùen
Tageszeitungen ärgern. Durô einen ver-
harmlosenden Optimismus, der den ,Ta-
ten' der Llmkskoalition in keiner !!'eise
entspriót, sollen die Ergebnisse 2Ojähri-
ger CDU-Politik herulterg¬spielt und aus
dem Gedäòtnis herausgelöst werden.
Das ist eine gefåihlióe Taktik.
Im April 1972 werden wir in Baden-
Württemberg wählen. Unser Ergebnis
wird deshalb von besonderer Bedeutung
sein, weil dies die letzte größere Wabl
vor der Bundestagswahl 1973 ist. Ió
möôte Si,e deshalb sdron heute sehr
darum bitten, Ihren Blid< auf diese ent-
súeidende Landtagswahl 1972 ztt riôten.
Auô dann, weon Ihr persönliôes Enga-
gement seinen Ausdrudc hauptsädrlidr
in GespräÔren am Arbeitsplatz, mit Naó-
barn, Bekannten oder am St¡mmtisù fin-
det, Es wird immer darauf ankommen,
daß Sie informierter sind - mehr wis-
sên.

Deshalb möùte ió lhnen heute die täg-
lid¡e Lektüre der WELT empfehlen. Die-
se international,e deutsóe Informations-
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und Wirtsdraftszeitung hat in der Ver-
gangenheit - besonders vor - und
nadr der ,Madrtübernahrne' durù die
Linke - bewiesen, daß sie konsequeot
und objektiv über Zusammenhänge und
Hintergrúnde der jetzigen Regierungs-
politik beriùtet und kommentiert, die
zahlreiùe Medien und Zeitungen so
gern übergehen. Idr lese die wertvolle
Tageszeitung tägliú und sehe midr auf
allen Gebi,eten umfassend informiert.
Sie werden mir zustimmen, daß man
jetzt m'ehr denn je wissen muß, wohin
die Reise mit der SPD gehen soll. Aus
diesen G¡ünden habe ich mir erlaubt, die
Vertriebsabteilung DIE WELT zu bitte.n,
auch lhnen für einige Zeit eine Informa-
tionslieferung zur,Verfügung zu stellen.
Die Zeitungen werden in Kürze bei lhnen
eÍntreffen.

Die WELT ist natürlidr kein Ersatz für
Regionalzeitungen, sond.ern, notwendige
Ergänzung zur. zusätzlich:en und umfas-
send,en Information, wie wir sie für un-
sere gemeinsame politisùe Aufgabe
brauóen.
Iò bin sidrer, daß sie diese Feststreùlung
ebenfalls bestätigen werden. - Unser
Wahlsieg im April 1972 wird sehr davon
abhängen, da8 es uns allen gelingt, mehr
Info¡ìmationen über die Hintergründe
und Fehlleístungen der jetzigen Regie,
rungspolitik unter den Wählern zu ver-
breiten.
Mit der Bitte um lhr Verständuis und
Ihre Mitarbeit
verbleibe iô' 

ç!,e2.: Ihr F. Grandel"

,,Die Rote Fahne'. vom ZI. November
l92t:

Am 24. November hatte die noù Junge
Berline¡ kommunistisdre Studentenbewç
gung ihren ersten großen Tag. In einem
von 20 kommunistisùeu Studenten und
Studentinnen unterze¡dlnetetr Flugblatt
protestierten sie gegen das am Jahrestag I
der russisdren Oktoberre¡¡olutio¡ ergan- -
gene Verbot ihrer Gruppg die angebltó
,,die demokratisd¡e Disziplin gefåihrdet.,.

An allen AusgËingeu der Uuive¡sittit, der
Klinik, der Handelshoú,sóulen sah man
die Jungen Kommunisten den ganzen Tag
fiber bei de,r Verteilu¡g des Flugblattes.
Sie wissen nur zu gtut, daß sió das
Verbot im Grunde gegeu Íhre sozialen
Forde.rungen wie die Staffelung der Kol-
leggelder entspreúend den Vermögens-
verhältnissen, die Bes&lagnahne der
Häuser der reaktionären Studeotenver-
bindungen für Wohnungszwe*,e oder
ähnlidres riùtet. Die komrrunistisôen
Studenten werden nicht müde werden,
geg,en allie Madrensùaften der reóts-
stehenden Stud,entensôaft und der wie-
dererstarkten bürokratisdr-reaktiouä¡en
Macht der Universitätsbehörde¡ zu
kämpfen, und sie werden tn ih¡em Kampf
mehr und mebr auù die Sympatå,ie der
von dem sogenannten neuen Kurs an den
Universitäten in gtreióer Weise bed¡oh-
ten Gruppen gswinrên.
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Internationales

Fast 1,5 Millionen IKP-Mlt- KPFi: Widerstand gegen EWG
glieder Zum geschtossenen widerstand aller Ar-

wie das Narionare sekrerarrar der ltarie- lî"1î1",,åif""i,tåli'"î¿""iiïTi:ìi#*]å1nisd¡en KommunistÍsdren ,Partei mit' :::.'
teilte, zählte die IKP 

""ä"g 
¡"Trrrfi* t^ätieen Bevölkerungssdrichten gegen den

ses Jahres 1 495 000 vrito"å.r. 
-i; v;;-' AnsùIuß rinntanls 

"1 q" EWG hat die

gteidr zum setben Zeitpfffi"j;'ü";*- Kommunistisdre Pa¡tei Finnlands in ei-

res nahm die tr{itgliede;;;hin- ;#;ì; ne¡ in Helsinki verôffentlidrten Resolu'

26 000 zu. i,l,?î,îl'i."liil;Jï,::'åir'lî,.ï#åTl
In einem Kommuniqué wlrd betont, daß der Zölle in den EWG-Ländern zu einem
dies ein Re-sultat der erfo.lgreidrel K-å!mn- besonderen Anstieg des Imports west-
fe und der ständigen Initlativen der Kom- ãeutsdrer \{aren, zu einem noc}r rasdrer
munisten für die Neugestaltung der ita' wachsenden Handelsdefizit und verstärk-
lienisdren Gesellsdraft ist. Die Mobilisie- ter Arbeitslosigkeit füù¡ren würcle.
rung der Werktätigen und der'Bauern-
massen, der Jugend und dcr Frauen zur
Verteidigung ihrer Redrte habe in den DDR
irergangenen Moaatel dazu beigetragen, Erg¬bnis der Wahlen vom 14. 11. zut
eine demokratisdre Alternative im Lande VoTkskammer, zu den Bgzirkstagen und
zu sùaffen. 

Ht'.rautl*ï"totdnetenversammlung 
von

usA i,:'iilJåäñ", e8,48,/o

WASHINGTON(TASS).Auf einerPresse- Eahl der ungtiltigen Stimmen 3251
konferenz im Weißen Haus erklârte H. Zaht der gültigen Stimmen 11224198
Kissinger, daß das Hauptziel eeiner Reise Prozentsatz der grültlgen
naò Èeking in ,,konkreten VorbereÍtun- Stimmen 99,97 V0

gen für den Besudr des Prâsidenten" be- Zahl der für den Wahlvorsdrlag
stand wie audr darin, ,,mit TgÔou En-lai der Nationalen Front abgege-
die Frage zu erörtorn, ob slò irgend et' ' benen gültigen stimrnen 11207235

was seit Juli geånde¡t hot, rras den we- Prozentsatz der für den

sentlidren Teil der Reise des Präsidenteni Wahlvorsdrlag der Nationalen
beeinflussen könnte. DÍe Koneultationen{ Front abgegebenen gültigen
waren umfassend und'offen", tu$erteKis- ' Stimmen 99,85 0/o

singer, ,,und siè führten zu der Sóluß' Zahl der çgen den Wahlvor-
folgerung, da8 nodr alles bei der Ueber- sdrlag der Nationalen Front
teg-ung geblieben' ist, die R. Nixon lm abgegebenen Stimmen - 16 963

¡u'ii mit-¿em Ergebnis angestellt hatte, Prozentsatz der gegen den \¡\rahl'

daß die Zeit für ein Treffen der drinesi' vorsdrlag der Nationalen Front
sdren und amerikanlsùeu Führer geelg' abgegebenen Stimmen 0,150/o

net ist. Die Einsteltung der VR Chlna Stadtverordnetenvrersammlung von

zu:n allgemeinen Konzept der Relse von Groß'Berlln
Prasideit Nixon", unterstriô Klsstnger, Wahlbeteiligung 96,93 0/o

,,war äuße¡st konstruktiv. Wlr stlmmten Zahl der ungültigen Stimmen {14

im prinzip in a¡en wldrttgen Fragen Zahl der gültigen Stimmen ?85 588

überein." Prozentsatz der Eültigen
Stimr¡en 99,94 o/o

Zahl d'er fär den Wahlvorsdúag
NeOfaSdfiSten eföffnen ZWei der Nationalen Front abgege'

Büros in der BRD |:ffå;i;;î:î rür den wahr- 
782 588

Zwei weitere Büros will der Fübrer der vorsdtlag der Nationalen Front
ttalienisdren neofasòisttsòen- Partei abgegebenen gültlgen
,,Movinento Sociale ltallano'i (MSI), Stimmen 99,62 0/o

Giorgio Almirante, in der Bundesrepu- Zaht der gegen den Wahlvor-
blik eröffnen. Wie die römisôe MSI-Zen- sdrlag der Nationalen Front
trale am Montag bestÈi.tigte, reist Almi- abgegebenen gÍiltigren Stimmen 3 000

tånto naó Stuttgart und Frankfurt, um Prozentsatz der gegen den Wahl-
dort die neuen Büros ihrer Bestimmung vorsdrlag de¡ Nationalen Front
zu äbugebeo. abgegebenen Stimmen 0,38 0/o
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Harlem: lnstitut fär Marxisten
In diesen Tagen wird im New-Yorker
Stadtteil Harlem - einem der Ghettos für
Afro-Amerikaner und Puertorikaner .in

den USA - das Institute for Marxist
Studies seine Tätigkeit aufnehmen. Seit
Anfang September wurde in der Eighth
Avenue Tag für Tag hart gearbeitet: Auf-
råiumungs- und Baukolonnen ôus Mitglie'
dern der Kommunistisdren Partei und des¡1.
marxistisdr.-leninisþisdren Ju g endverb an-! )i

des YWLLC Young Workers Llbe¡ation
League) enttrümmerten hier ein ausge:
branntes Möbelgesòäft, zogen neues
Mauerwerk ein, verrict¡teten Tisdrler''
Maler- u. Glaserarbeitern, Sad¡- u. Geld'
spenden aus dem fortsduittlidren Teil der
Bevölkerung, dle den Entsôluß drer Har-
lemer Organisation der KP der USA be'
grüßten, eine Bildungsstätte für revolu'
tionäre Kader einzuridrten, trugen dazu
bei, die elementarsten materiellen uncl fi-
nanziellen Sdrwierigkeiten zu überwin-
den.

Wie Genossin Stephany Tyson, stellver-
tretender Direktor des Harlemer Instituts
für Marxistlsdre Studien, gegenüber der
kommunistisctren,,Daily trVorld-" erklärte,
r¡'erden mit der neuen Einrichtung seit
Jahren gehegte PIäne der New-Yorker
Kommunisten verwirklidrt.,,Angesidrts
der Tatsadre, daß die verschiedensten po-
litisdren Dogmen und pseudorevolutionäf ì,
ren ldeologien auf die Bevölkerung ein--
wirken, ist des Bedürfnis nadt Klärung
vieler Fragen eine absolute Notwendig-
keit," Ein marxistisch'leninistisdres Bil-
dungsinstitut werde klassenbewußte po-

litisdre Kämpfer erziehen, die imstancle

seien, sdröpferisdr, konstruktiv u¡rdvon
einer wissensclraftlidren Position aus an
jene Probleme heranzugehen, mit de'
¡ren die sdrwarze und spanisdrspradrige
BevöIkerung von Harlem konfrontiert
sei. Das Institut wolle dabei nidrt nur
theoretisdre Lösungswege darlegen, son-

dern audr praktisdre Anleitung für die
täglidren Volks- und Massenkãmpfe ver-
mitteln.

IASS zudenVorgöngen
in Peking

Lin Pioo, Chinos zweiter Monn bis
vor kurzem, ist von der politischen
Bûhne verschwunden

o

MOSKAU (ADN). Die Frage danaô, was
in Peking gesdrieht, versdlvrindet sdron
seit mehreren Monaten niù.t von den
Seiten vieler ausländisdrer Presseorgane,
sóreibt TASS am Freitag. Obwohl die
drinesisdren FtiLhrer das Wesen und dle
Lïrsadren der Erei.gnisse, dle ln letzter
Zeit im Lande vor sió' gehen, welterhin
sorgfäItig gehoimhalten, lassen einige
aus Peking eintreffende Meldungeo und

ü:iäi,,i:*ff "ffi'ffi ,"ffli"#:" 
*

Im Politbüro des ZK der KPCh, das auf
dem IX. Parteitag lm Jah¡e 1969 gebililet
wurde, sind allem Ansóein naô bedeu-
tende Veränderungen vorgeroûlme¡r wor-
den. Die amerikanisdle Zeitsôrift,,Titûe'
behauptet unter Bezugnahme auf òlne-
sisdte Quellen, daß von den 21 Mitglle-
dern des Politbüros jetzt nur neun aktlv
tåitig sind und seús 'von den übrigen
dem IX, Parteitag angenoûrmenen Partei-
ber ganz von der Bildfläóe versù,wan-
den.

Von der Tiefe der neuen Krise in der
mao,istisdren Spitze zeugt allein die Tat-
saúe, daß sie audr, solùe Personen er.
faßte, die bisher als Mao Tse-tung nm
näd¡sten stehend galten. Es handelt siô
vor allem um Lin piao, der Ín dem auf
dem XI. Parteitag angenou¡menen parteÍ-
statut als ,,naher ¡çãmpfgenosse,, Maos
und als dessen ,,Nadrfolger,, bezeió¡ret
wurde.

1o _ 
Agt Presse wurde bereits gemeldet,

da8 in Peking die Bilder .ron Li¡ p¡ao

versú.wunden sind und seine Reden und
Aussprüdre aus dem Handel gezogen
werden. In ausländisd¡en Meldungen, die
sidr auf Pekinger Kreise berufen, wird
davon gesproôen, daß gegenwåirtig .in
ganz China Versammlungen von Partei-
funktionären stattfinden, bei denen die
,,Sünden" des Lin Piao aufgezåhlt werden
und darüber informiert wird, daß er an-
gebliù gegen Mao Tse-tung ,,die Hand
erhoben" und versudrt habe, einen Mill-
tärputsdr im Lande zu organisieren.
In letzter Zeit zeigen der Generalstabs-
d¡ef der drinesisù.en Arme, Huan Jun-
sù.en, und drei seiner Stellvertreterr, die
als Stütze Li,n Piaos galten, wie audr
einÍge andere dem Politbüro des ZK der
KPCh angehörende Vertreter der Armee,
keine Aktlvttät auf dem politisdren par.
kett. In der jüngsten Ausgabe der pe-
kinger Zeitsôrift ,,Rote Fahne,, wi¡d eine
,Gruppe von in die Partei eingesdrleusten
Versùwörern und Karrieristen,, heftig
kritisiert. Obwohl die Zeitsôrift keine
N"men nannte, sind Diplomaten und
Journalisteu in Peking überzeugt, daß
mit den ,,Versdrwörern und Karrieri-
sten" kein anderer als Lin Piao geneint
ist. In diesem Zusammenhang erinnert
man an das Sdridcsal von Liu Sdrao.
tsó,i, der vor der ,,Kulturrevolution.. als
einer der eifrigsten Anhänger von Mao
Tse-tung auflfat, danadr aber als ,,Ver-
räter" und,,Streikbredrer" bezeiónet
wurde.
Ausländisúe Nad¡¡iòtenagenturen ver-
öffentlióen Meldungen, aus denen her

vorgeht, daß die Welle der neuen ,,Såu-.
berungen" allmählidr von Peking auf die
Provinzorgane des Partei- und Staats-
app¿irates übergreÍft. Man lenkt u¡ter
anderem die Aufmerksaqkelt darauf, da8
die Führer der Provlnzen KÍangsu,
Kuangtung und etniger anderer, dte un-
ter dem Kornmando Lin Piaos dienten,
niùt mehr politis& in Ersdretnung tre.
ten.

Welôe Ursaôeu haben nun diese neueñ
Maótk;¡mpfo in der ôinesisó.en Füh-
rung hervorgerufen? Die Beobaóter ln
Peking haben ln dieser Hinsiòt keine
einheitliùe Meinung. Die Mehrheit von
iþas¡ s[immt aber darin tiberein, daß
der Kampf in der Pekinger Führung e1n
Ausdrudc der generellen Krise des mao-
lstlsóen politlsôen Kurses, ei¡ weit+
rer Beweis für die .außerordentlidr kom-
plizierte und gespannte Lage im Laude
und ein neues Zeiòen daftir ist, daß es
bei den ú,inegisdren Fi.ihrern eroste
und tiefe Meinungsversdriedenheiten in
den widrtigsten Fragen der Innen- und
Au8enpolitik gibt.

Es wird festgestellt, daß die mit dem
maoistisôen politisdren Kurs verbunde-
nen grundsiltzliú.en Ursadten der Krise
niôt beseitigt sind und <taß dieser Um-
sta¡¡d bei der Beurteilung der gegen-
wårtig in Peking vor sidr gehenden Er-
eignisse und der Entwi*.lung der gesam-
ten Situation iu China nicht außer aút
oelassen werden darf.
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INDIEN

NEU-DEHLI (TASS). - Angaben der indi'
sdren Regierung zufolge, ist die Zahl der
ostpakistanischen Flüdrtlinge in Indien
bis Ende Oktober auf 9 587 897 angewadt-



Internationales

Fast 1,5 Millionen IKP-Mlt- KPFi: Widerstand gegen EWG
glieder Zum geschtossenen widerstand aller Ar-

wie das Narionare sekrerarrar der ltarie- lî"1î1",,åif""i,tåli'"î¿""iiïTi:ìi#*]å1nisd¡en KommunistÍsdren ,Partei mit' :::.'
teilte, zählte die IKP 

""ä"g 
¡"Trrrfi* t^ätieen Bevölkerungssdrichten gegen den

ses Jahres 1 495 000 vrito"å.r. 
-i; v;;-' AnsùIuß rinntanls 

"1 q" EWG hat die

gteidr zum setben Zeitpfffi"j;'ü";*- Kommunistisdre Pa¡tei Finnlands in ei-

res nahm die tr{itgliede;;;hin- ;#;ì; ne¡ in Helsinki verôffentlidrten Resolu'

26 000 zu. i,l,?î,îl'i."liil;Jï,::'åir'lî,.ï#åTl
In einem Kommuniqué wlrd betont, daß der Zölle in den EWG-Ländern zu einem
dies ein Re-sultat der erfo.lgreidrel K-å!mn- besonderen Anstieg des Imports west-
fe und der ständigen Initlativen der Kom- ãeutsdrer \{aren, zu einem noc}r rasdrer
munisten für die Neugestaltung der ita' wachsenden Handelsdefizit und verstärk-
lienisdren Gesellsdraft ist. Die Mobilisie- ter Arbeitslosigkeit füù¡ren würcle.
rung der Werktätigen und der'Bauern-
massen, der Jugend und dcr Frauen zur
Verteidigung ihrer Redrte habe in den DDR
irergangenen Moaatel dazu beigetragen, Erg¬bnis der Wahlen vom 14. 11. zut
eine demokratisdre Alternative im Lande VoTkskammer, zu den Bgzirkstagen und
zu sùaffen. 

Ht'.rautl*ï"totdnetenversammlung 
von

usA i,:'iilJåäñ", e8,48,/o

WASHINGTON(TASS).Auf einerPresse- Eahl der ungtiltigen Stimmen 3251
konferenz im Weißen Haus erklârte H. Zaht der gültigen Stimmen 11224198
Kissinger, daß das Hauptziel eeiner Reise Prozentsatz der grültlgen
naò Èeking in ,,konkreten VorbereÍtun- Stimmen 99,97 V0

gen für den Besudr des Prâsidenten" be- Zahl der für den Wahlvorsdrlag
stand wie audr darin, ,,mit TgÔou En-lai der Nationalen Front abgege-
die Frage zu erörtorn, ob slò irgend et' ' benen gültigen stimrnen 11207235

was seit Juli geånde¡t hot, rras den we- Prozentsatz der für den

sentlidren Teil der Reise des Präsidenteni Wahlvorsdrlag der Nationalen
beeinflussen könnte. DÍe Koneultationen{ Front abgegebenen gültigen
waren umfassend und'offen", tu$erteKis- ' Stimmen 99,85 0/o

singer, ,,und siè führten zu der Sóluß' Zahl der çgen den Wahlvor-
folgerung, da8 nodr alles bei der Ueber- sdrlag der Nationalen Front
teg-ung geblieben' ist, die R. Nixon lm abgegebenen Stimmen - 16 963

¡u'ii mit-¿em Ergebnis angestellt hatte, Prozentsatz der gegen den \¡\rahl'

daß die Zeit für ein Treffen der drinesi' vorsdrlag der Nationalen Front
sdren und amerikanlsùeu Führer geelg' abgegebenen Stimmen 0,150/o

net ist. Die Einsteltung der VR Chlna Stadtverordnetenvrersammlung von

zu:n allgemeinen Konzept der Relse von Groß'Berlln
Prasideit Nixon", unterstriô Klsstnger, Wahlbeteiligung 96,93 0/o

,,war äuße¡st konstruktiv. Wlr stlmmten Zahl der ungültigen Stimmen {14

im prinzip in a¡en wldrttgen Fragen Zahl der gültigen Stimmen ?85 588

überein." Prozentsatz der Eültigen
Stimr¡en 99,94 o/o

Zahl d'er fär den Wahlvorsdúag
NeOfaSdfiSten eföffnen ZWei der Nationalen Front abgege'

Büros in der BRD |:ffå;i;;î:î rür den wahr- 
782 588

Zwei weitere Büros will der Fübrer der vorsdtlag der Nationalen Front
ttalienisdren neofasòisttsòen- Partei abgegebenen gültlgen
,,Movinento Sociale ltallano'i (MSI), Stimmen 99,62 0/o

Giorgio Almirante, in der Bundesrepu- Zaht der gegen den Wahlvor-
blik eröffnen. Wie die römisôe MSI-Zen- sdrlag der Nationalen Front
trale am Montag bestÈi.tigte, reist Almi- abgegebenen gÍiltigren Stimmen 3 000

tånto naó Stuttgart und Frankfurt, um Prozentsatz der gegen den Wahl-
dort die neuen Büros ihrer Bestimmung vorsdrlag de¡ Nationalen Front
zu äbugebeo. abgegebenen Stimmen 0,38 0/o
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Harlem: lnstitut fär Marxisten
In diesen Tagen wird im New-Yorker
Stadtteil Harlem - einem der Ghettos für
Afro-Amerikaner und Puertorikaner .in

den USA - das Institute for Marxist
Studies seine Tätigkeit aufnehmen. Seit
Anfang September wurde in der Eighth
Avenue Tag für Tag hart gearbeitet: Auf-
råiumungs- und Baukolonnen ôus Mitglie'
dern der Kommunistisdren Partei und des¡1.
marxistisdr.-leninisþisdren Ju g endverb an-! )i

des YWLLC Young Workers Llbe¡ation
League) enttrümmerten hier ein ausge:
branntes Möbelgesòäft, zogen neues
Mauerwerk ein, verrict¡teten Tisdrler''
Maler- u. Glaserarbeitern, Sad¡- u. Geld'
spenden aus dem fortsduittlidren Teil der
Bevölkerung, dle den Entsôluß drer Har-
lemer Organisation der KP der USA be'
grüßten, eine Bildungsstätte für revolu'
tionäre Kader einzuridrten, trugen dazu
bei, die elementarsten materiellen uncl fi-
nanziellen Sdrwierigkeiten zu überwin-
den.

Wie Genossin Stephany Tyson, stellver-
tretender Direktor des Harlemer Instituts
für Marxistlsdre Studien, gegenüber der
kommunistisctren,,Daily trVorld-" erklärte,
r¡'erden mit der neuen Einrichtung seit
Jahren gehegte PIäne der New-Yorker
Kommunisten verwirklidrt.,,Angesidrts
der Tatsadre, daß die verschiedensten po-
litisdren Dogmen und pseudorevolutionäf ì,
ren ldeologien auf die Bevölkerung ein--
wirken, ist des Bedürfnis nadt Klärung
vieler Fragen eine absolute Notwendig-
keit," Ein marxistisch'leninistisdres Bil-
dungsinstitut werde klassenbewußte po-

litisdre Kämpfer erziehen, die imstancle

seien, sdröpferisdr, konstruktiv u¡rdvon
einer wissensclraftlidren Position aus an
jene Probleme heranzugehen, mit de'
¡ren die sdrwarze und spanisdrspradrige
BevöIkerung von Harlem konfrontiert
sei. Das Institut wolle dabei nidrt nur
theoretisdre Lösungswege darlegen, son-

dern audr praktisdre Anleitung für die
täglidren Volks- und Massenkãmpfe ver-
mitteln.

IASS zudenVorgöngen
in Peking

Lin Pioo, Chinos zweiter Monn bis
vor kurzem, ist von der politischen
Bûhne verschwunden

o

MOSKAU (ADN). Die Frage danaô, was
in Peking gesdrieht, versdlvrindet sdron
seit mehreren Monaten niù.t von den
Seiten vieler ausländisdrer Presseorgane,
sóreibt TASS am Freitag. Obwohl die
drinesisdren FtiLhrer das Wesen und dle
Lïrsadren der Erei.gnisse, dle ln letzter
Zeit im Lande vor sió' gehen, welterhin
sorgfäItig gehoimhalten, lassen einige
aus Peking eintreffende Meldungeo und

ü:iäi,,i:*ff "ffi'ffi ,"ffli"#:" 
*

Im Politbüro des ZK der KPCh, das auf
dem IX. Parteitag lm Jah¡e 1969 gebililet
wurde, sind allem Ansóein naô bedeu-
tende Veränderungen vorgeroûlme¡r wor-
den. Die amerikanisdle Zeitsôrift,,Titûe'
behauptet unter Bezugnahme auf òlne-
sisdte Quellen, daß von den 21 Mitglle-
dern des Politbüros jetzt nur neun aktlv
tåitig sind und seús 'von den übrigen
dem IX, Parteitag angenoûrmenen Partei-
ber ganz von der Bildfläóe versù,wan-
den.

Von der Tiefe der neuen Krise in der
mao,istisdren Spitze zeugt allein die Tat-
saúe, daß sie audr, solùe Personen er.
faßte, die bisher als Mao Tse-tung nm
näd¡sten stehend galten. Es handelt siô
vor allem um Lin piao, der Ín dem auf
dem XI. Parteitag angenou¡menen parteÍ-
statut als ,,naher ¡çãmpfgenosse,, Maos
und als dessen ,,Nadrfolger,, bezeió¡ret
wurde.

1o _ 
Agt Presse wurde bereits gemeldet,

da8 in Peking die Bilder .ron Li¡ p¡ao

versú.wunden sind und seine Reden und
Aussprüdre aus dem Handel gezogen
werden. In ausländisd¡en Meldungen, die
sidr auf Pekinger Kreise berufen, wird
davon gesproôen, daß gegenwåirtig .in
ganz China Versammlungen von Partei-
funktionären stattfinden, bei denen die
,,Sünden" des Lin Piao aufgezåhlt werden
und darüber informiert wird, daß er an-
gebliù gegen Mao Tse-tung ,,die Hand
erhoben" und versudrt habe, einen Mill-
tärputsdr im Lande zu organisieren.
In letzter Zeit zeigen der Generalstabs-
d¡ef der drinesisù.en Arme, Huan Jun-
sù.en, und drei seiner Stellvertreterr, die
als Stütze Li,n Piaos galten, wie audr
einÍge andere dem Politbüro des ZK der
KPCh angehörende Vertreter der Armee,
keine Aktlvttät auf dem politisdren par.
kett. In der jüngsten Ausgabe der pe-
kinger Zeitsôrift ,,Rote Fahne,, wi¡d eine
,Gruppe von in die Partei eingesdrleusten
Versùwörern und Karrieristen,, heftig
kritisiert. Obwohl die Zeitsôrift keine
N"men nannte, sind Diplomaten und
Journalisteu in Peking überzeugt, daß
mit den ,,Versdrwörern und Karrieri-
sten" kein anderer als Lin Piao geneint
ist. In diesem Zusammenhang erinnert
man an das Sdridcsal von Liu Sdrao.
tsó,i, der vor der ,,Kulturrevolution.. als
einer der eifrigsten Anhänger von Mao
Tse-tung auflfat, danadr aber als ,,Ver-
räter" und,,Streikbredrer" bezeiónet
wurde.
Ausländisúe Nad¡¡iòtenagenturen ver-
öffentlióen Meldungen, aus denen her

vorgeht, daß die Welle der neuen ,,Såu-.
berungen" allmählidr von Peking auf die
Provinzorgane des Partei- und Staats-
app¿irates übergreÍft. Man lenkt u¡ter
anderem die Aufmerksaqkelt darauf, da8
die Führer der Provlnzen KÍangsu,
Kuangtung und etniger anderer, dte un-
ter dem Kornmando Lin Piaos dienten,
niùt mehr politis& in Ersdretnung tre.
ten.

Welôe Ursaôeu haben nun diese neueñ
Maótk;¡mpfo in der ôinesisó.en Füh-
rung hervorgerufen? Die Beobaóter ln
Peking haben ln dieser Hinsiòt keine
einheitliùe Meinung. Die Mehrheit von
iþas¡ s[immt aber darin tiberein, daß
der Kampf in der Pekinger Führung e1n
Ausdrudc der generellen Krise des mao-
lstlsóen politlsôen Kurses, ei¡ weit+
rer Beweis für die .außerordentlidr kom-
plizierte und gespannte Lage im Laude
und ein neues Zeiòen daftir ist, daß es
bei den ú,inegisdren Fi.ihrern eroste
und tiefe Meinungsversdriedenheiten in
den widrtigsten Fragen der Innen- und
Au8enpolitik gibt.

Es wird festgestellt, daß die mit dem
maoistisôen politisdren Kurs verbunde-
nen grundsiltzliú.en Ursadten der Krise
niôt beseitigt sind und <taß dieser Um-
sta¡¡d bei der Beurteilung der gegen-
wårtig in Peking vor sidr gehenden Er-
eignisse und der Entwi*.lung der gesam-
ten Situation iu China nicht außer aút
oelassen werden darf.
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INDIEN

NEU-DEHLI (TASS). - Angaben der indi'
sdren Regierung zufolge, ist die Zahl der
ostpakistanischen Flüdrtlinge in Indien
bis Ende Oktober auf 9 587 897 angewadt-



Programm der KP OstPakistans John pokt¡ert mit,Frei heits'bund

,,New Age,,vom 10. oktober L9?1 veröffentliehte das Mindestprogramm

ä"" giiaîr"g einer nationalen Front von Balgla -De¡h, das von der KP
Ostpakistan, 

"trg"rró*môn 
wur¿e. Diesem Mindestprogramm für eine

""iíonate 
Befreiùngsfront sind folgende Stellen entnommen:

1. Die Besatzungsannee der reaktionären
C1ique Pakistans im bewaffneten Kampf

schlãgen und vertreiben' Bangla Desh

vollkãmmen befreien und als unabhängi-
gen, souveränen, demokratisdren, republi-
kanischen Staat aufbauen, mit der Per-

spektive, auf dem Weg zum Sozialismus
vorzuschreiten'

2. Einer repräsentativen, vorn Volk ge'

wählten Legislative volle Autorität zur

I-enkung des Staates zu geben. Einfüh-

rung diiekter Wahlen auf Grundlage des

allgãmeinen Wahlredrtes aller Erwadrse-

'r.i. Reclrt des Volkes auf Abberufung
der gewählten Vertreter. Sicherung der
parlamentarischen Demokratie und Her-
it"llnttg eines weltlichen demokratisdren
Staates.

3. Sicherung der Grundrechte des Volkes:
Redefreiheit, Versammlungsfreiheit, Pres-

sefreiheit usw. Sidrerung dieser Rechte

für die Arbeiter, Bauern und das ùbrige
Volk. Aufhebung aller Unter'drüd<ungs-

gesetze. Sicherung voller Möglichkeit des

üolkes, aktiv an der Bestimmung der

Staatspolitik teilzunehmen. Schaffung au-

tonomãr lokaler Körperschaften zur Len-

kung der örtlichen Angelegenheiten in

Stadt und Land und zur tlnterstützung
der Regierungsverwaltung. Tr-ennung der

Justiz von der Exekutive, Úbertragung
der Entscheidung über die Gesetzmäßlg-

keit von Staatsakten an die Geridtte'

4. Gleidre Rechte für alle Bürger ohne Un-

terschied von Rasse, Religion und Ge-

schlecht, und Beseitigung jeder Diskrimi-
nierung aus religiösen oder ideologisdten
Grùnden,

5. Sidrerung der Glaubensfreiheit und der

Freiheit religiöser Bräudre ohne jede

Einmischung, Verbot aller jener politi-
schen Kräite, die dem Feind gedient

haben.

6. Entfernung aller Beamten, die von der

herrschenden Clique Pakistans und den

ausländischen Imperialisten gesdrult wur-
den oder mit ihnen verbur¡den sind,, aus

dem Verwaltungsapparat. Besdrränkung
der Macht der Bürokraten, der Polizei

usw.

7. Schaffung einer Verteidigungsarmee
von Bangla Desh als eine wirklidt pa-

triotisch und volksorientierte Armee.

B. Maßnahmen zur allseitigen politisdren'
wirtschaftlichen und kulturellen Entwick'
lung der verschiedenen Volksstämme.

9. Schaffung einer Sdrwer- und Grund-
jrirì,,r,,'r-ì¡ in dci lIlnr1 cles Sfaates. Atlf-
bau tics si r:rLliche:t !'olit,¡¡s aìs besi.inl'

24

mende Kraft der Inclustrie und dessen

Unterstellung unter die Volkslegislative.

Mitbestimmung der Arbeiter in der Lei-
tung der staatseigenen Industrie. Ver-
staatlidrung der Banken, Versicherungen,
Juteindustrie und des Handels, des Au-
ßenhandels und tler Haupttransportmit-
tel, um Kapital zum Aufbau des staat'
Iichen Sektors zu sammeln und die Wirt-
schaft dem Griff der Monopolisten zu ent-

zièhen. Kapitalisten, insbesondere kleine-
re, zum Ausbau anderer Industriezweige
anspornen. Herstellung von Handelsbe-
ziehungen auf Gleichheitsbasis mit allen

Ländern ohne Unterschied der Gesell'

sdraftssysteme und Verstärkung der Be'
ziehungen zu den sozialistischen Ländern'

Herstellung'engerer Handelsbeziehungen
mit den Nadrbarländern, lnsbesondere
Indien.

10. a) Durchführung der dringlidren Bo-

denråfo¡m. Kein Grundbesitz darf 100

Bigha (13,2 Hektar) pro Familie über-

sctrreiten. Der Ubersdruß ist frei an arrne

und landlose Bauern nach cleren Bedürf-

nis zu verteilen Den Grundbesitzern, de-

ren Boden die Regierung erwrrbt, ist ei-

ne entsprechende Entschädigung zu iei-

sten. Regierungsboden ist frei unter den

besitzlosén und armen Bauern zu vertei-
len.

b) Die Besitzer von Grundstüd<en unter
z3 nighas sind von der Grundsteuel zu

befreien, An Stelle der gegenwärtigen

Steuereinhebung soll ailmählich eine Ein-

kommenssteuer vom Gesamteinkommen
aus dem Verkauf der Ernte treten'

c) Geredrte Preise für Jute uncl andere

MarktProclukte.

d) Entsprechende Entlohnung der Landar'
beiter.

e) Stimulierung der genossenschaftlichen

Landwirtschaftsbetriebe, Ausdehnung der

Staatshilfe mit moderner Ausrüstung,
Düngemittel, billigem Kredit usw' an

Bauern,

11. Hochwasserbekämpfung und Anlage
von BewässerungssYstemen.

12. Allgemeine und kostenlose Erziehung'
Hochschulbildung zu niedrigen Kosten,
Erwelterung der Zahl der Sdrulen und

Forsdrungsõinrichtungen. Radikale Erzie-

hungsreform zur Einftiùrrung weltlicher
Erziãhung mit modernen wissenschaftli-
chen Metioden. Erziehung in bengalischer
Sprache arrf allen Stufen der Biltlung' Si-

clierung lü¡' ilic ttrdu';pter:Ìtcttden Ein¡¡'oh-

ner,, in ihrer Muttersprache erzogen zu

werden,

13. Entspredrende Mittel für Volkserzie'
hung, Kultur und Gesundheitswesen, die
dem Volk leiòt zugänglió gemaùt wer'
den müssen.

14. Sicherung von Mindestlöhnen und Ar'
beitsplätzen, Adrtstundentag, Gewerk-
sdrafisrechte, einschließlidr Streik- und
Kollektivvertragsredtt. Sidterung von
Wohnung, Urlaub, Erziehung und ärztli'^

$;,1 J ïîî'Ë;:,,1" å,å:i'l';"î''j:T "ff p)
spredrenden Einkommens für Angestellte'
Intellektuelle usw. Senkung ihrer Steuer-
Iasten.

15. Gleiches Recht für die Frauen auf so'
zialem, wirtsdraftliúem und polttisôem
Gebiet. Befreiung der Frauen von jeder
Diskriminierung und sozialer Unterdrük-
kung.

16. Besdrlagnahme des beweglidren und
unbeweglichen Eigentums aller Kollabo'
rateure der reaktionären herrsdrenden
Clique Pakistans und de¡ Teilnehmer am

Kampf gegen die Befreiung des Volkes
und deren Bestrafung. Besdrlagnahme von
feindlichem Eigentum und dessen Ver'
wandluni in Nationaleigentum'

17, Rüdcstellung alles vom Feind konfis-
zierten oder besetzten Eigentums. Reha-

bilitierung aller vom Feind Vertriebenen'

'#"Ëî:$:l;f "illl" ¿l*:"i"H::".åL
wundeten.

18. Unabhängige und neutrale Außenpo-
litik; keinen Ansdrluß an imperialistisdre
Kriegspakte. Herstellung freundsdraftli-
cher Beziehungen mit allen Ländern auf
der Basis der Gleichheit. Herstellung der
Zusammenarbeit mit den afroasiatisdren
Ländern einschließlich Indien, mit dem
sozialistischen Lager und allen befreun-
deten Ländern. Engster Kontakt mit den
friodliebenden Ländern, um den Weltfrie-
den zu bewahren und den antiimperiali'
stisctren Befreiungskampf in der ganzen

Welt zu unterstützen' Enge Zusanìmen-

arbeit und Unterstützung des gereùten
demokratischen Kampfes der ausgebeu-

teten und unterdrüdrten Völker Westpa-
kistans. Vermeidung jeder Abhängigkeit
vom imperialistisdren Kapital und der
Annahme von Auslandhilfe zu Bedingun-
gen, die die nationalen Interessen sdrål-

digen,

Dieses Programm ist soweit wie mögliÔ
irr ailen befreitc¡ Cehieten anz¡trvenrlen'

Anr 12. 11 sprach Justizminister
Jahn vor 1500 Studenten auf einer
Veranstaltung des BFdW in der
Marburger Universität. Ein Anlaß
also Iür die demokratisdren Kräfte,
ihrerseits zu diesem Ereignis ein-
zuladen. Ein Anlaß auch für Pres-
se, Rundfunk und Fernsehen, ver-
zerrt und in den grellsten Farben
ausgemalt, einmal wieder die
,.Ideologisierung(5 und,,fntole tattr,( 

(

r'c: marxistischen Studenten pla-
r;tì: ch 11¡.:'zustellen

Del BFcl!\¡ hat si<J-r Íu Marburg zum
ersten Mal seit seiner von uns vereitel_

_ le¡r Grünchrngsscibstdar-stellung aus sei-

Qî."Yäl: "lii," t 
î:,'ii ";, J:: 3. Så'' I : :

subt'icíl<ampagnen rvieder an die Hoch-
schulöffentlichkeit gervagt. Dabei hat c.r
gehofft mit den'r Zugpferd Bundesjusti;r-
miuister Jahn, Bundestagsaìrgeordnetcr
des \À¡ahlkreiscs Marburg und Vorsitzc¡r-
der der hiesigen SPD-Ratsfraktion, beirr
Pnblikum positiv anzukornmcn rind zn-
ç¡lcich cin Beweisstücì< seincr,,1:luralisli-
sc.hen" uncl,,partciunal)lìöngigcn,, polit;li
zu licfern.

llls \¡orÎührstück geplant
So nutzte der ,,Bund" daun auch den von
ihm willkürlich herbeigcführten Abbruch
cier Veranstaltung - woltl I'orl¡ercitet -.aus, um seine, und nicht nur seine -llelaür)tnng cler ,,Anarchie,, an den
ryes;tdeul.schen Universitäten anhand ei-
nes koirk¡etcn Beispiels zu untermauern.
In cler ,,FAZ", der. ,,\Â/clt,. und aucir der.
sonst chcr liì.lc¡alcn,,FR,, bediente er

Jctr aaf'lci.<lessclbc.n Tr.iclts: Dic unnoli.
-l isclìerì Alilc einiger wildgewordcnr r

Kleinbür:g¡er (2. B. Lichtausknipsen) wur-
den zur Ila-upttendenz der Veranstaltung
hochstiiisiert, um die politisdr-inhaltli-
chcn Pcsitioncn und Auseinander.setzun-
gelt zu 1r¡¡5¿f¡ir.rçigs¡. I)urch Ver-drehun-
gen uncì lückcnhafte Berichterstattung
solll.en tlaruit Dehauptungen wie <lic
Martir:s zul Bec;tündung cles Alternativ-
cnttvurls cl¡t' CjDU zrurr I.IRG gestützt
rverdeir; ,,Dic von politisciten Outsiclern
in unserer Gcsellschaft forcierte Ausein-
audclsetirrng in cle¡r iIorhschulen droht
heutc Miliiardcrr f ü¡ da; Ilochschulwesen
jährlich bercitgestellter Steuei.gckler.
untcrEchr,l zu lassen, ohne c1;:s mehr
als cinc ryachsende Ana rchie in tlt ir
I{ocllscliulcn sicìrtbar tvird.,,
Es ist aLrcìr nic|t lvciier verwunderlich,
daß sich clcr ,,Bund,, zum iminer zitierlre-
¡eiten \¡orführstücli ausgerechnet rlie
Marbulg:r tlniversität herãusgesucht hat,
cle¡n anl lvlarbu:-r:;cr ßeispirel soll die Un-praktikaìrilitiit rics i¡n Verhåiltnis :r,r¡rI{RG progrcrsivc:r Iïes..;ischen Uni¡".1.r.-tätsgr.':lzcs,.lt:,:r-i:,sen,, r,,-c:.rìclt. Zr.l:r

anderen arbeitet in Marburç¡ anf gesamt-
univelsitärer Ebene ein Bündnis von
Sozialdemokraten und Kommunisten, das
sich eine politische Plaltform gegeben
hat, aufgrund deren men SPD-Mitglied
Zingel zum Präsidenten lyählte und ge-
mcinsarne Zielsetzungen irn l(onvent, sei-
rrcn Ständigen Ausschüsseu und jn deit
f achbereichen vertr itt.
Geracle mit den Angr-iffer-r gegen cliese
sogenannte Rote l{oalition uncl cìas HUG
lvird dann auch die BFdW-Velanstaltunc_l
verknüpft. Dazu die ,,\Â/elt,,l ,,Unter zwei
Gesichtspunkten bekam der Abend Ak-
zerìte: Ersüens lviderlegte er clie von cler.
Universitätsspitze verbreitete Meinunç¡,
dir Situation hal¡e sich beruhigt, scit
rlan gerneinsa¡n mit Kommunisten cine
Voiksfront-I(oalition praktizierc. Zivci-
Lens zeigte die Veranstalt¡.rnq in er-
:;chreckender l(larheit, in ri'clc,hrm Maße
hrute r¡erfassungsmäßig garantìer.te Rech-
ic an del Universität in Frage gestellt
oder abgebaut r,r¡elden, ohne daß cla-

ç¡cgen eingeschritten wird.,,
Es ist auch nicht weiter- verwunclerlich,
claß sich Jahn mit dem ,,Bund,, verbüir-
det, oblvohl der SPD-Bezirksparicitar¡
Hessen-Norcl einen Unvcreinbar.l<eitslte-
schluß von SPD- und BFrl\V-Mìtglied-
schaft gefaßt hat uncl oÌ:rvohl scin P¿r¡tei-
kollegc Zingel nnter schèirfstem Jleschuß
von seìten cles BFdW steht.

..Vorm li¿luen dei Rechten"
Das zunehmende Nach-Rechts-Zurückweri-
chen clcr SPD-Führung und die Wider.-
sprüche innerhaib der Sozialdemokratie
wurden anltand diese'r- Ve¡anstaltung den
.hrs;os rinc[ jungen progressiven lvlitgiie-
rleln irl SHB wieder einmal bewußt ge-
rnacht. Sie schrieben dazu in ihrem ,,Ein-
I aclungsfl ugblatt" :

,.Ein sozialdemokr-atischer lr4inister. läßt
sich be¡aitwiìlig vor den Karren einer
reaktionärcn Orç¡anisation spannen. Er
zeir¡t clanrit, daJJ er zu denjenigen in clcr
SPD r;ehört, die - von der inne,rpartei_
lichcn Basis entfremdet *. durch ihre op-
poitunistische Politik objektiv den In-
lcrcsscn des Monopolkapitats rlienen..,
Zr¡'eilelsohne ist Jahn dieser Gruppe zu-
zuordnen. So bezeichnete er z. B. Milbe_
stimmung ¿rls Detailfrage, erklärte clie
DI(P - rvie die KpD - zu einer partci,
.,dia die Demokratie in cliesem Lande
¡richt unterstützt,, uncl bliel¡ die Antwort
zut' Wiederfinanzierung des vds schuldig.
Diesa Zusammenarbeit von rechten SpD-
Politikern und clem BFdW müssen wir
in Aktio¡seinheit mit fo¡tschrittlichen
Sozialdemokralen bekåmpfen. Mit ihnen
albeitcn wir die \,Vidersprüchc innerhalb
de¡ SPD auf, um das Bündnis zu fesiigen
nncl dadu¡ch cler Masse der von den re-
ahlionärcn Plänen des Kapitals Betioffc-
ncn Perspeklit'cn dc¡ linflußnahme auf
polilische Enlschcidungcn z-il eri!ffnen.

Aktive Ohren

Unser stetes Bcmühe:r ist es, unseL Ohr
immer bei den Stuclenten zu haben unil
so pelmanent über Mißstänclc tr:rcl la_
tc:rte Beclü¡fnisse informiert zu lvei-
cien
Bisher war es so, claß die Linhen vor
alÌcm r¡:detcn, cler RCDS jedocìr han.Jel-
tc. Das wolÌen wir auch tveite:: tun,
(au,: RCDS-Info fiìr l. Semester, WS 7ti
72, Worns)

.4.s;:ckúe

Der Kölnei Rechtsanwalt lVilhehn !Vei-
mar vermißte in seiner von der ,.Monats-
schlift für Deutsches Recht" veröffentlich-
len Rezension eines Budres über die
..Zivilrechtlichen Aspekte der Rechtsstel-
lirng des Toten unter besonderer Berück-
riihtigung der Tlansplantationen" die Be.
lilndlung ,,weitcreL Fragen" wie: ,,Kann
c!te im Strom treibende Wasserleiche ge-
fu'¡den und für' clie Müher,r'altung durch
cìen Findel cin Finderlohn beansprucht
rr'erden'./" Oder:,,Ist für clen'fransport
(einer Leiche) ein Frachtbrief auszufüllen,
odct' entspricht es nuserem Pietätsgefühl
r:rchL, wenn del Tlanrport nnr auf Grun.-ì
ci¡rcr Fahlkartc ausgeführt lverclen darf?"

@trnffútuø
Der Gegner schlüÍt nidtl
IVEIB, fast 20, 1,74 n, mottig, Stucl., cn-
gagiert links, sucht Genossen (MSII
zwecklos), für alles in F-GI-MR.
Bitte melden unter B A 9321 Exp.
(aus der Frankfurter Runclschau v, 13. ll.
r 971)

,,LÍbetal"

Unter der Uberschrift ,,Weitgehende Ar-rf-
hebung dcs Demonstrationsverbotes,, cr-
schien in einer argentinischen Zeitur.g
kti¡zlich ein Erlaß des Polizeipräsiclente'r
von Maypu. Neu unte;sagt lvurden leclie-
lich ,,größere Ansammlungerl von mcrr¡
als vier Personen, das Singen von politi-
schen Liedern und das Tragen von. Fah-
nen, die nicht mit cler Staatsflagge idc:r-
tisch sincl".

Fördernde Wegweìser

Es l¡leibt der Allgemeinheit überlasse¡,
bekannten Wünsdlen und Votstellunge:n
anzuhängen. Die Aufgabe tler geistigen
Elite kann und muß - wic ci-r und je --
andt heute nur darin bestchen, für. dic
Zukunft wegweisend zu sein, zu erden-
ken, lvas sein kann un¡ì scin muß.
Wo liegt also der Aufgabcnber.clcir heute?
Nadr Flerbert Marcus;.: i.t der Inteilek-
tuelle aufgrund seíncr Intelligenz unct Bil-
cl.ung verpîlichtct, mo¡alische Wcitc zu
haltcn und zu fö¡darn.
(aus INFO des Corps ÌUarkomannir inr
\^.i¡C, 5:l Bonn, Röme¡straße lS)



Programm der KP OstPakistans John pokt¡ert mit,Frei heits'bund

,,New Age,,vom 10. oktober L9?1 veröffentliehte das Mindestprogramm

ä"" giiaîr"g einer nationalen Front von Balgla -De¡h, das von der KP
Ostpakistan, 

"trg"rró*môn 
wur¿e. Diesem Mindestprogramm für eine

""iíonate 
Befreiùngsfront sind folgende Stellen entnommen:

1. Die Besatzungsannee der reaktionären
C1ique Pakistans im bewaffneten Kampf

schlãgen und vertreiben' Bangla Desh

vollkãmmen befreien und als unabhängi-
gen, souveränen, demokratisdren, republi-
kanischen Staat aufbauen, mit der Per-

spektive, auf dem Weg zum Sozialismus
vorzuschreiten'

2. Einer repräsentativen, vorn Volk ge'

wählten Legislative volle Autorität zur

I-enkung des Staates zu geben. Einfüh-

rung diiekter Wahlen auf Grundlage des

allgãmeinen Wahlredrtes aller Erwadrse-

'r.i. Reclrt des Volkes auf Abberufung
der gewählten Vertreter. Sicherung der
parlamentarischen Demokratie und Her-
it"llnttg eines weltlichen demokratisdren
Staates.

3. Sicherung der Grundrechte des Volkes:
Redefreiheit, Versammlungsfreiheit, Pres-

sefreiheit usw. Sidrerung dieser Rechte

für die Arbeiter, Bauern und das ùbrige
Volk. Aufhebung aller Unter'drüd<ungs-

gesetze. Sicherung voller Möglichkeit des

üolkes, aktiv an der Bestimmung der

Staatspolitik teilzunehmen. Schaffung au-

tonomãr lokaler Körperschaften zur Len-

kung der örtlichen Angelegenheiten in

Stadt und Land und zur tlnterstützung
der Regierungsverwaltung. Tr-ennung der

Justiz von der Exekutive, Úbertragung
der Entscheidung über die Gesetzmäßlg-

keit von Staatsakten an die Geridtte'

4. Gleidre Rechte für alle Bürger ohne Un-

terschied von Rasse, Religion und Ge-

schlecht, und Beseitigung jeder Diskrimi-
nierung aus religiösen oder ideologisdten
Grùnden,

5. Sidrerung der Glaubensfreiheit und der

Freiheit religiöser Bräudre ohne jede

Einmischung, Verbot aller jener politi-
schen Kräite, die dem Feind gedient

haben.

6. Entfernung aller Beamten, die von der

herrschenden Clique Pakistans und den

ausländischen Imperialisten gesdrult wur-
den oder mit ihnen verbur¡den sind,, aus

dem Verwaltungsapparat. Besdrränkung
der Macht der Bürokraten, der Polizei

usw.

7. Schaffung einer Verteidigungsarmee
von Bangla Desh als eine wirklidt pa-

triotisch und volksorientierte Armee.

B. Maßnahmen zur allseitigen politisdren'
wirtschaftlichen und kulturellen Entwick'
lung der verschiedenen Volksstämme.

9. Schaffung einer Sdrwer- und Grund-
jrirì,,r,,'r-ì¡ in dci lIlnr1 cles Sfaates. Atlf-
bau tics si r:rLliche:t !'olit,¡¡s aìs besi.inl'
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mende Kraft der Inclustrie und dessen

Unterstellung unter die Volkslegislative.

Mitbestimmung der Arbeiter in der Lei-
tung der staatseigenen Industrie. Ver-
staatlidrung der Banken, Versicherungen,
Juteindustrie und des Handels, des Au-
ßenhandels und tler Haupttransportmit-
tel, um Kapital zum Aufbau des staat'
Iichen Sektors zu sammeln und die Wirt-
schaft dem Griff der Monopolisten zu ent-

zièhen. Kapitalisten, insbesondere kleine-
re, zum Ausbau anderer Industriezweige
anspornen. Herstellung von Handelsbe-
ziehungen auf Gleichheitsbasis mit allen

Ländern ohne Unterschied der Gesell'

sdraftssysteme und Verstärkung der Be'
ziehungen zu den sozialistischen Ländern'

Herstellung'engerer Handelsbeziehungen
mit den Nadrbarländern, lnsbesondere
Indien.

10. a) Durchführung der dringlidren Bo-

denråfo¡m. Kein Grundbesitz darf 100

Bigha (13,2 Hektar) pro Familie über-

sctrreiten. Der Ubersdruß ist frei an arrne

und landlose Bauern nach cleren Bedürf-

nis zu verteilen Den Grundbesitzern, de-

ren Boden die Regierung erwrrbt, ist ei-

ne entsprechende Entschädigung zu iei-

sten. Regierungsboden ist frei unter den

besitzlosén und armen Bauern zu vertei-
len.

b) Die Besitzer von Grundstüd<en unter
z3 nighas sind von der Grundsteuel zu

befreien, An Stelle der gegenwärtigen

Steuereinhebung soll ailmählich eine Ein-

kommenssteuer vom Gesamteinkommen
aus dem Verkauf der Ernte treten'

c) Geredrte Preise für Jute uncl andere

MarktProclukte.

d) Entsprechende Entlohnung der Landar'
beiter.

e) Stimulierung der genossenschaftlichen

Landwirtschaftsbetriebe, Ausdehnung der

Staatshilfe mit moderner Ausrüstung,
Düngemittel, billigem Kredit usw' an

Bauern,

11. Hochwasserbekämpfung und Anlage
von BewässerungssYstemen.

12. Allgemeine und kostenlose Erziehung'
Hochschulbildung zu niedrigen Kosten,
Erwelterung der Zahl der Sdrulen und

Forsdrungsõinrichtungen. Radikale Erzie-

hungsreform zur Einftiùrrung weltlicher
Erziãhung mit modernen wissenschaftli-
chen Metioden. Erziehung in bengalischer
Sprache arrf allen Stufen der Biltlung' Si-

clierung lü¡' ilic ttrdu';pter:Ìtcttden Ein¡¡'oh-

ner,, in ihrer Muttersprache erzogen zu

werden,

13. Entspredrende Mittel für Volkserzie'
hung, Kultur und Gesundheitswesen, die
dem Volk leiòt zugänglió gemaùt wer'
den müssen.

14. Sicherung von Mindestlöhnen und Ar'
beitsplätzen, Adrtstundentag, Gewerk-
sdrafisrechte, einschließlidr Streik- und
Kollektivvertragsredtt. Sidterung von
Wohnung, Urlaub, Erziehung und ärztli'^

$;,1 J ïîî'Ë;:,,1" å,å:i'l';"î''j:T "ff p)
spredrenden Einkommens für Angestellte'
Intellektuelle usw. Senkung ihrer Steuer-
Iasten.

15. Gleiches Recht für die Frauen auf so'
zialem, wirtsdraftliúem und polttisôem
Gebiet. Befreiung der Frauen von jeder
Diskriminierung und sozialer Unterdrük-
kung.

16. Besdrlagnahme des beweglidren und
unbeweglichen Eigentums aller Kollabo'
rateure der reaktionären herrsdrenden
Clique Pakistans und de¡ Teilnehmer am

Kampf gegen die Befreiung des Volkes
und deren Bestrafung. Besdrlagnahme von
feindlichem Eigentum und dessen Ver'
wandluni in Nationaleigentum'

17, Rüdcstellung alles vom Feind konfis-
zierten oder besetzten Eigentums. Reha-

bilitierung aller vom Feind Vertriebenen'

'#"Ëî:$:l;f "illl" ¿l*:"i"H::".åL
wundeten.

18. Unabhängige und neutrale Außenpo-
litik; keinen Ansdrluß an imperialistisdre
Kriegspakte. Herstellung freundsdraftli-
cher Beziehungen mit allen Ländern auf
der Basis der Gleichheit. Herstellung der
Zusammenarbeit mit den afroasiatisdren
Ländern einschließlich Indien, mit dem
sozialistischen Lager und allen befreun-
deten Ländern. Engster Kontakt mit den
friodliebenden Ländern, um den Weltfrie-
den zu bewahren und den antiimperiali'
stisctren Befreiungskampf in der ganzen

Welt zu unterstützen' Enge Zusanìmen-

arbeit und Unterstützung des gereùten
demokratischen Kampfes der ausgebeu-

teten und unterdrüdrten Völker Westpa-
kistans. Vermeidung jeder Abhängigkeit
vom imperialistisdren Kapital und der
Annahme von Auslandhilfe zu Bedingun-
gen, die die nationalen Interessen sdrål-

digen,

Dieses Programm ist soweit wie mögliÔ
irr ailen befreitc¡ Cehieten anz¡trvenrlen'

Anr 12. 11 sprach Justizminister
Jahn vor 1500 Studenten auf einer
Veranstaltung des BFdW in der
Marburger Universität. Ein Anlaß
also Iür die demokratisdren Kräfte,
ihrerseits zu diesem Ereignis ein-
zuladen. Ein Anlaß auch für Pres-
se, Rundfunk und Fernsehen, ver-
zerrt und in den grellsten Farben
ausgemalt, einmal wieder die
,.Ideologisierung(5 und,,fntole tattr,( 

(

r'c: marxistischen Studenten pla-
r;tì: ch 11¡.:'zustellen

Del BFcl!\¡ hat si<J-r Íu Marburg zum
ersten Mal seit seiner von uns vereitel_

_ le¡r Grünchrngsscibstdar-stellung aus sei-

Qî."Yäl: "lii," t 
î:,'ii ";, J:: 3. Så'' I : :

subt'icíl<ampagnen rvieder an die Hoch-
schulöffentlichkeit gervagt. Dabei hat c.r
gehofft mit den'r Zugpferd Bundesjusti;r-
miuister Jahn, Bundestagsaìrgeordnetcr
des \À¡ahlkreiscs Marburg und Vorsitzc¡r-
der der hiesigen SPD-Ratsfraktion, beirr
Pnblikum positiv anzukornmcn rind zn-
ç¡lcich cin Beweisstücì< seincr,,1:luralisli-
sc.hen" uncl,,partciunal)lìöngigcn,, polit;li
zu licfern.

llls \¡orÎührstück geplant
So nutzte der ,,Bund" daun auch den von
ihm willkürlich herbeigcführten Abbruch
cier Veranstaltung - woltl I'orl¡ercitet -.aus, um seine, und nicht nur seine -llelaür)tnng cler ,,Anarchie,, an den
ryes;tdeul.schen Universitäten anhand ei-
nes koirk¡etcn Beispiels zu untermauern.
In cler ,,FAZ", der. ,,\Â/clt,. und aucir der.
sonst chcr liì.lc¡alcn,,FR,, bediente er

Jctr aaf'lci.<lessclbc.n Tr.iclts: Dic unnoli.
-l isclìerì Alilc einiger wildgewordcnr r

Kleinbür:g¡er (2. B. Lichtausknipsen) wur-
den zur Ila-upttendenz der Veranstaltung
hochstiiisiert, um die politisdr-inhaltli-
chcn Pcsitioncn und Auseinander.setzun-
gelt zu 1r¡¡5¿f¡ir.rçigs¡. I)urch Ver-drehun-
gen uncì lückcnhafte Berichterstattung
solll.en tlaruit Dehauptungen wie <lic
Martir:s zul Bec;tündung cles Alternativ-
cnttvurls cl¡t' CjDU zrurr I.IRG gestützt
rverdeir; ,,Dic von politisciten Outsiclern
in unserer Gcsellschaft forcierte Ausein-
audclsetirrng in cle¡r iIorhschulen droht
heutc Miliiardcrr f ü¡ da; Ilochschulwesen
jährlich bercitgestellter Steuei.gckler.
untcrEchr,l zu lassen, ohne c1;:s mehr
als cinc ryachsende Ana rchie in tlt ir
I{ocllscliulcn sicìrtbar tvird.,,
Es ist aLrcìr nic|t lvciier verwunderlich,
daß sich clcr ,,Bund,, zum iminer zitierlre-
¡eiten \¡orführstücli ausgerechnet rlie
Marbulg:r tlniversität herãusgesucht hat,
cle¡n anl lvlarbu:-r:;cr ßeispirel soll die Un-praktikaìrilitiit rics i¡n Verhåiltnis :r,r¡rI{RG progrcrsivc:r Iïes..;ischen Uni¡".1.r.-tätsgr.':lzcs,.lt:,:r-i:,sen,, r,,-c:.rìclt. Zr.l:r

anderen arbeitet in Marburç¡ anf gesamt-
univelsitärer Ebene ein Bündnis von
Sozialdemokraten und Kommunisten, das
sich eine politische Plaltform gegeben
hat, aufgrund deren men SPD-Mitglied
Zingel zum Präsidenten lyählte und ge-
mcinsarne Zielsetzungen irn l(onvent, sei-
rrcn Ständigen Ausschüsseu und jn deit
f achbereichen vertr itt.
Geracle mit den Angr-iffer-r gegen cliese
sogenannte Rote l{oalition uncl cìas HUG
lvird dann auch die BFdW-Velanstaltunc_l
verknüpft. Dazu die ,,\Â/elt,,l ,,Unter zwei
Gesichtspunkten bekam der Abend Ak-
zerìte: Ersüens lviderlegte er clie von cler.
Universitätsspitze verbreitete Meinunç¡,
dir Situation hal¡e sich beruhigt, scit
rlan gerneinsa¡n mit Kommunisten cine
Voiksfront-I(oalition praktizierc. Zivci-
Lens zeigte die Veranstalt¡.rnq in er-
:;chreckender l(larheit, in ri'clc,hrm Maße
hrute r¡erfassungsmäßig garantìer.te Rech-
ic an del Universität in Frage gestellt
oder abgebaut r,r¡elden, ohne daß cla-

ç¡cgen eingeschritten wird.,,
Es ist auch nicht weiter- verwunclerlich,
claß sich Jahn mit dem ,,Bund,, verbüir-
det, oblvohl der SPD-Bezirksparicitar¡
Hessen-Norcl einen Unvcreinbar.l<eitslte-
schluß von SPD- und BFrl\V-Mìtglied-
schaft gefaßt hat uncl oÌ:rvohl scin P¿r¡tei-
kollegc Zingel nnter schèirfstem Jleschuß
von seìten cles BFdW steht.

..Vorm li¿luen dei Rechten"
Das zunehmende Nach-Rechts-Zurückweri-
chen clcr SPD-Führung und die Wider.-
sprüche innerhaib der Sozialdemokratie
wurden anltand diese'r- Ve¡anstaltung den
.hrs;os rinc[ jungen progressiven lvlitgiie-
rleln irl SHB wieder einmal bewußt ge-
rnacht. Sie schrieben dazu in ihrem ,,Ein-
I aclungsfl ugblatt" :

,.Ein sozialdemokr-atischer lr4inister. läßt
sich be¡aitwiìlig vor den Karren einer
reaktionärcn Orç¡anisation spannen. Er
zeir¡t clanrit, daJJ er zu denjenigen in clcr
SPD r;ehört, die - von der inne,rpartei_
lichcn Basis entfremdet *. durch ihre op-
poitunistische Politik objektiv den In-
lcrcsscn des Monopolkapitats rlienen..,
Zr¡'eilelsohne ist Jahn dieser Gruppe zu-
zuordnen. So bezeichnete er z. B. Milbe_
stimmung ¿rls Detailfrage, erklärte clie
DI(P - rvie die KpD - zu einer partci,
.,dia die Demokratie in cliesem Lande
¡richt unterstützt,, uncl bliel¡ die Antwort
zut' Wiederfinanzierung des vds schuldig.
Diesa Zusammenarbeit von rechten SpD-
Politikern und clem BFdW müssen wir
in Aktio¡seinheit mit fo¡tschrittlichen
Sozialdemokralen bekåmpfen. Mit ihnen
albeitcn wir die \,Vidersprüchc innerhalb
de¡ SPD auf, um das Bündnis zu fesiigen
nncl dadu¡ch cler Masse der von den re-
ahlionärcn Plänen des Kapitals Betioffc-
ncn Perspeklit'cn dc¡ linflußnahme auf
polilische Enlschcidungcn z-il eri!ffnen.

Aktive Ohren

Unser stetes Bcmühe:r ist es, unseL Ohr
immer bei den Stuclenten zu haben unil
so pelmanent über Mißstänclc tr:rcl la_
tc:rte Beclü¡fnisse informiert zu lvei-
cien
Bisher war es so, claß die Linhen vor
alÌcm r¡:detcn, cler RCDS jedocìr han.Jel-
tc. Das wolÌen wir auch tveite:: tun,
(au,: RCDS-Info fiìr l. Semester, WS 7ti
72, Worns)

.4.s;:ckúe

Der Kölnei Rechtsanwalt lVilhehn !Vei-
mar vermißte in seiner von der ,.Monats-
schlift für Deutsches Recht" veröffentlich-
len Rezension eines Budres über die
..Zivilrechtlichen Aspekte der Rechtsstel-
lirng des Toten unter besonderer Berück-
riihtigung der Tlansplantationen" die Be.
lilndlung ,,weitcreL Fragen" wie: ,,Kann
c!te im Strom treibende Wasserleiche ge-
fu'¡den und für' clie Müher,r'altung durch
cìen Findel cin Finderlohn beansprucht
rr'erden'./" Oder:,,Ist für clen'fransport
(einer Leiche) ein Frachtbrief auszufüllen,
odct' entspricht es nuserem Pietätsgefühl
r:rchL, wenn del Tlanrport nnr auf Grun.-ì
ci¡rcr Fahlkartc ausgeführt lverclen darf?"

@trnffútuø
Der Gegner schlüÍt nidtl
IVEIB, fast 20, 1,74 n, mottig, Stucl., cn-
gagiert links, sucht Genossen (MSII
zwecklos), für alles in F-GI-MR.
Bitte melden unter B A 9321 Exp.
(aus der Frankfurter Runclschau v, 13. ll.
r 971)

,,LÍbetal"

Unter der Uberschrift ,,Weitgehende Ar-rf-
hebung dcs Demonstrationsverbotes,, cr-
schien in einer argentinischen Zeitur.g
kti¡zlich ein Erlaß des Polizeipräsiclente'r
von Maypu. Neu unte;sagt lvurden leclie-
lich ,,größere Ansammlungerl von mcrr¡
als vier Personen, das Singen von politi-
schen Liedern und das Tragen von. Fah-
nen, die nicht mit cler Staatsflagge idc:r-
tisch sincl".

Fördernde Wegweìser

Es l¡leibt der Allgemeinheit überlasse¡,
bekannten Wünsdlen und Votstellunge:n
anzuhängen. Die Aufgabe tler geistigen
Elite kann und muß - wic ci-r und je --
andt heute nur darin bestchen, für. dic
Zukunft wegweisend zu sein, zu erden-
ken, lvas sein kann un¡ì scin muß.
Wo liegt also der Aufgabcnber.clcir heute?
Nadr Flerbert Marcus;.: i.t der Inteilek-
tuelle aufgrund seíncr Intelligenz unct Bil-
cl.ung verpîlichtct, mo¡alische Wcitc zu
haltcn und zu fö¡darn.
(aus INFO des Corps ÌUarkomannir inr
\^.i¡C, 5:l Bonn, Röme¡straße lS)



Aus den Hcchschulen

Frankfurt
Am Donnerstag, 18. 11. demonstrierten
die Frankfurter Fachhoctrsdrüler gegen
die Ausbildungsmisere im Fachhodrschul-
bereich, die auch in Ffm immer deutli
cher zutaEe tritt.
Ausgelöst wurde die Demonstration
durch die Mißstände am Fadrbereich
Sozialpädagogik. Dort stehen für 250
Studenten nur 5 Räume und 10 Dozen-
ten zur Verfügung. So ist es noch nicht
einmal möglich, alle Pflichtvorlersungen
abzuhalten. Die Kom¡nilitonen aller an-
deren Fachbereidle solidarisierten sich
spontan mit den Ford,erungen der So-
zialpädagogen und so zogen ca. 600
Studenten und Dozenten durch die
Frankfurter Innenstadt zu der z. T. treer-

stehenden alten Liebigschule. Unter den
Parolen ,,Profit muß runter, Rüstung run-
ter, Bildung rauf" und ,,Ein Sdrritt vor
und zwei zurück, das ist Bildungspolitik"
forderte,n sie eir¡e grundlegende Verän-
derung ihrer AusbildunEssituation. Es
geht nicht nur um mehr Räume und mehr
Dozenten, gleichermaßen steht die For-
derung nach einer Neubestimmung der
Lehrinhalte. Eine weitere Forderung der
Demonstranten war die Aufnahm,e der
40 nicht zugelassenen Kommilitonen am
Fachbereich Sozialarbeit und die Strei-
chung der Zusatzlehrveranstaltungen ftir
Erstsemester.
ln der folgenden AbschlußkundEebung
im Schulhof der Alten Li,ebigschule wur-
de die Forderung an den Kultusminister
gerichtet, die mittlerw'eile von der Stadt
Ffm zur Verfügung gestellten Räume
innerhalb von 4 Wochen renovie¡en zu
lassen, damit der Lehrbetrieb aufgenom-
men w,erden kann. Falls der Kultusmi-
nister auf diese Forderung nicht ein-
willigt, sind die Kommilitonen fest ent-
schlossen, die Schule zu besetzen um
den Lehrbetrieb aufzunehrnen, Versdrie-
dene Dozenten der Fachbereiche Sozial'
pädagogik und Sozialarbeit haben für
letzteres ber,eits ihre Unterstützung zu-
gesagt.
lv{eh¡ere Redner werteten die Demon-
stration als Auftakt für weitere Maß-
nahmen im Kampf für eine qualifizierte
Ausbildung, für eine demokratische
Hochschule. Zwei Redner des MSB
SPARTAKUS wiesen in ihren Beiträgen

. arrf die nädrsten Aufgab,en d,er Studen-
tenschaft hin. Einmal der Kampf gegen
das t{RG, das audr auf die Fachhoch-

schulen Auswirkungen hat und zum an-
de¡en der schnelle Aufbau der Organe
der verfaßten Stude,ntenschaft. Gerade
jetzt wird diese Notwendigkeit auch an
d,er FHS immer deutlicher, wo sich die
Situation der Studenten mehr und mehr
ve¡schärft.

Di'e Vorbe,r'eitungen und die Aktion
selbst wurden wesentlich vom MSB
SPARTAKUS mitgetragen. Auch in die-
ser Aktion hat sich SPARTAKUS als
treibende Kraft und ïnteressenvertreter
der Studrenten erwi,esen. Dies wu¡de nun
auch für die Kommilitonen arn Fachbe-
reich-Sozialpädagogik deutlich. Mehrere
erklärten nach der Aktion spontan ihre
Bereitschaft dem MSB SPARTAKUS bei-
zut¡eten,

Ðuisburg

Bei den Studentenparlamentswahlen in
Duisburg, End,e November, konnte der
MSB SPARTAKUS die Anzahl seiner
Manclate von I auf 4 erhöhen. Von den
insgesamt 1B Sitzen entfallen auf den

- neugegründeten SHB 5

MSB SPARTAKUS 4

LSB 5

Unabhängige 4 Sitze.

Der neue Asta wird von SHB und MSB
SPARTAKUS gestellt.

IVeingarten

In seiner Vollversammlung am 28. 10.71

beschloß das Stlud,entenparlament der
PFI Weíngarten folgende vom MSB
SPARTAKUS eingebrachte Resolution
mit riberwältigender Mehrheit:

,,ln letzter Zeit häufen sich die Fälle, in
denen Mitgliedern der DKP und des

MSB SPARTAKUS der Zugang zu Lehr-
stellen an Schulen und Hochschulen mit
der unverhi.illten Begründung der Zuge-
hörigkeit zu diesen Organisationen ver-
weigert wird oder bereits ausgesproche-
ne Zulassungen in diesen Ämüern zu'
rückEezogen werden,

Die Studentenschaft der PH Weingarten
protestiert entschieden gegen dies,e
grundgesetzwidrige Diskriminierung de-
mokratischer Gruppen. Dies ist ein be-
ängstiEendes Zeichen des Abbaus demo-
kratisdrer Rechte an allen Hochsdtulen
und in d,er Gesellschaft,"

Koblenz

Bei den Studentenparlamentswahlen an
der EWH Koblenz wurden für den MSB
SPARTAKUS in diesem Semester doppelt
so viel Stimmen abgegeben wie bei .der
letzten Wahl. Bei einer Wahlbeteiligung
von 530/o entfielen auf den MSB 21.90/o¡ -
die Linksu.rabirängigen erreichten l".gu$
samt 79,1 0/0. Im SP entfallen auf den-
SPARTAI(US 3 Sitze.

Frankfurt
Aufgrund des $ 45,3 Fachhochschulge-
setz hat der hessische Kultusminister
von Friedeburg für Studenten des ersten
Semesters an den h,e.ssischen Fachhoch-
schulen, di'e als Bildungsabschluß nur
,,Mittlere Reife" haben, Zusatzlehrver-
anstaltungen angeordnet. Der Nachweis
de¡ Teilnahme an diesen Lehrveranstal-
tunEen ist Voraussetzung für die lZu-
lassung zur Abschlußprüfung. ln dem
Erlaß heißt es: ,,Die Lehrve¡anstaltungen
sind mit einem benoteten Leistungsnach-
weis abzuschließen".

Durch diesen Erlaß soll der insbesonde-
re an den technischen Fachbereichen
herrsct¡ende Leistungsdruck bis ins Un-
erträgliche gesteigert werden. Ohne diøl
Zusarzrenrveransralrungen DerragI utJ
der Fachhochschule Ffm die Stundenzahl
der Pflichtvorlesungen bereits jetzt bis
zu 32 Wochenstunden.

Die durch studentische Streiks und and,e.
re Kampfmaßnahm.en in den letzten Jah-
r'e,n errungeneì ansatzweise studienre-
form (kollektive Leistungsnachweise.
keine Benotung im Grundstudium) soll
durch solche und ähnliche Maßnahmen
wiede,r rückgängig Eemacht werden. Die
Tendenz, die Fachhochschulen noch wei-
ter zu verschulen, wird auch in diesem
Erlaß offenkundig.

In einem Flugbtatt des MSB SPARTA-
KUS Fachhochschulgruppe Ffm heißt es:

,,Der Erlaß bedeutet aber auch eine be-
sondene,Art von numerus claususl Noch
höhere Stundenzahl, das heißt, daß die
Kollegen, die wegen ungenügender Sti-
pendien neben dem Studium Geld ver-
dienen müssen, spätestens durch diesen
Erlaß vor die Alternative gestellt wer-
den: Geldverdienen ohne zu studieren

- oder Studieren ohne Geld zu haben'

Aber das ist keine Alte¡nativet Beides

bedeutet, das Studium an den Nag.el zu
hängen.

Der Erlaß paßt in eir¡e Reihe mit dem
BAFöG. Senkung der Freibetrfige, Kür-
zung cier Stipendien, audr das heißt:
Diszipiinierung der Studenten.

Die Richtung ist eindeutig!

All diese Maßnahmen sollen die Studen-

fen durch immer.höhenen Leistungsdruck

-dazu erziehen, daß sie auch späte.r im
Beruf sich nicht gegen Unterdrückungs-
maßnahmen zur lMehr setzen. Währ,end
des Studiums soll das Verhalten in
Betrieb und Verwaltung cingeübt wer-
den,t'

Außerdem ist fe,stzustellen, daß diese
Zusatzlehrveranstaltungen keinerlei in-
haltliche Funktion haben. Es ist nir-
gends wissenschaftlich abgesichert, daß
die hier zu vermittelnden Lehrinhalte
zur Berufsqualifikation beitragen oder
Voraussetzung wären, dem Studiengang
folgen zu können. Auch wenn dies der
Fall wäre, liegt eine Erhöhung der Stun-
denzahl nicht im studentischen Interesse,
vielmehr muß im Sinne einer qualifizier-
ten Ausbildung unsere Forderung lau-
ten: ein achtseme,striges Studium an d,en

Fachhochschulen.

Dio Studenten .aller Fachbe¡eiche gehen
-aun cemeinsam sesen diese Diskriminie-
G"n vor, Alle òruqenren oes ersten se-

mesters haben eine Resolution unter-
zeichnet, aus der hervorgeht, daß man
sich geschlossen weigrern wird, an Zu-
satzlehrveranstaltungen teilzunehmen.
Diese Resolution wurde an den Rat der
FHS und an den Kultusminister gesandt.
Ëine Reaktion des Kultusministers steht
zur Stunde noch aus.

Freiburg

Die Wohnraumsituation hat sich auch in
Freiburg drastisch versdrlechtert, In den
letzten 3 Jahren ist bei ständig steigen-
der Studentenzahl ein Wohnheim mit
100 Plätzen gebaut worden. Erhielt das
Stud,entenwerk vor 2 Semestern noctr
1800 Zimmerangebote, ,so waren es im
letzten Semester nur nodr 700 und zu
Beginn dieses Semesters ganze 300! Stu-
denten haus,en in Notunterkünflen, 'schla-
fen in teueren Hotels (was auch nur
privilegierte können) oder sind obdach-
los. Und dies, obwohl in der Innenstadt
Freiburgs, die ,,saniert,, wird (d. h. es

werden Geschäfts- statt Wohnhäuser ge-
baut), 20 Häuser leetstehen, von denen
einige der Stadt gehören. In vielen Häu-
sern sind mutwillige Zerstörungen vor-
g;enomm.en worden, um si.e unbewohnbar
zu machen. Um dieser neuen Art des NC
entgegenzuwirken konstituierte sich ein
Aktionsrat für \Mohnraumbeschaffung,
dem der ASTA Uni und PH, MSB, SHB,
SDAJ u. .a. angehören.

Auf Initiative di.eses Aktionsrates kam
es dann zur ersten Häuserbesetzung. Die
Presse reagierte mit freundlidren Berich-
ten, di'e Stadt antwortete überraschend
sdrnell: Das besetzte, der Stadt gehören-
de Haus wurde den Studenten zur Ver-
fügung gestellt, zusätzlich zwei w,eitere
Häuser, Die Haltung der Behörden war'
klar: hatte sie vorhe¡ abgel,ehnt, di'e
Häuser zur Verfügung zu stellen, gab
man nun, weitere Aktionen fürchtend,
nach.

Der MSB hat in Teach-ins und Flugblät-
tern, sowie bei den Aktio4en selbst da-
raufhingewiesen, daß dies nicht allein
ein studentisches Problem ist, sond,ern
weite Kreise de'r arbeitenden Bevölke-
rung unter den Folgen rnonopolkapitali-
stischen Profitstrebens zu leid,en haben,
daß vereinzelte Aktionen nur einb,ezo-

Een in ein langfristiges Konzept des
Kampfes . gegen die Urheber der Wohn-
misere sinnvoll sind und dieser Kampf
nicht ohne die arbeitende Bevölkerung
geführt werden kann. Bezeichnend war
die Haltung des RCDS, der nach lang-
jährigem Schlafen in Freiburg getreu
den We'isungen seiner industriellen Gön-
ner, auch hier seine antikommunistische
Hetze aufgenommen hat. So lobt sich
d,er RCDS, daß sein Flugblatt mit Rechts-
beratung für Mieter die einzige Informa-
tion gewes,en sei, die zur Verminderung
der lZimnrernot beigetragen habe - so,
als ob d,ie Beschreibung sdtlechter Zu-
stände etwas verbessere. Im übrigen
warnt er vor der Teilnahme oder Unter-
stützung kommunisti.sch gelenkter Akti-
onen, die die Atmosphäre vergifteten -nach dern Motto: Sdruld hat nicht der
Urheber von Mißständen, sondern der,
der diese bekämpft.
Doch hat der RCDS sein Ziel nidrt er-
reicht: Nach Agitation in der Innenstadt
wurden am Samstag zwei weitere Häu-
ser besetzt!

Einführungsabend des Spartakus

Etwa 100 Studirenanfänger waren der

Einladung des MSB zu einem Informa-
tionsabend gefolgt. Nach R'eferaten, die
die Gesdrichte des MSB, Strategie und
Taktik, sowie unsere Haltung zu kon-
kreten Hodrschulproblemen erlåuterten,
kam es zu einer intensiven Diskussion,
in deren Verlauf wir manches Vorurteil
entk¡äften, viele Fehlinformationen durch
die bürgerliche Presse berictrtigen und
viele der Studienanfänger für unsere
Arbreit interessieren konnten,

MSB-Referenten im ASIA
Nach der Wahl eines MSB-Genossen zum
Studentenratspräsidenten bestätigte der
Studentenrat auch die dem MSB angehö-
renden Astareferenten für Fachsdraft und
Politik/Presse.

RCDS-Niederlage in Münster

Der RCDS-ASIA an der Universität Mün-
ster ist gestürzt, Bei dem Ende Novemher
abgehaltenen Studentenparlamentswah-
len verloren er und seine rechten An-
hängsel die Mehrheit im SP,

Sitzverteilung im neuen SP:

SHB B

RCDS 6
Linksunabhängige 4
Rechtsunabhängige .1

IUM 2
MSB 2
Rote Zellen I
Wahlbeteiligung: 45,95010

Der neue AStA wird gestellt von SHB,
MSB SPARTAKUS, Linksunabhängigen
und Roten Zellen (15 Stimmen).

I(arlsruhe

Der AStA der Universität
richtete an die IG Metall
folgende Solidaritätsadresse:

,,Der Allgemeine Studentenausschuß der
Universität Karlsruhe, dessen Vorstands-
mitglieder alle Eewlerkschaftlich orga-
nisiert sind, solidarisiert sich mit den
Metallarbeitern, ih-rer Gewerkschaft und
ihren berechtigten Lohnforderungen. Die
einheitlictr,e Willenserklärung bei der
Urabstimmung tiber Kampfmaßnahmen
war di,e einzig richtige Antwort auf das
provokative 4,5 0/o Angebot der Metall-
unternehmer.
Wir wünsdren Eurem Kampf vollen Er-
folg."

Karlsruhe
Karlsruhe



Aus den Hcchschulen

Frankfurt
Am Donnerstag, 18. 11. demonstrierten
die Frankfurter Fachhoctrsdrüler gegen
die Ausbildungsmisere im Fachhodrschul-
bereich, die auch in Ffm immer deutli
cher zutaEe tritt.
Ausgelöst wurde die Demonstration
durch die Mißstände am Fadrbereich
Sozialpädagogik. Dort stehen für 250
Studenten nur 5 Räume und 10 Dozen-
ten zur Verfügung. So ist es noch nicht
einmal möglich, alle Pflichtvorlersungen
abzuhalten. Die Kom¡nilitonen aller an-
deren Fachbereidle solidarisierten sich
spontan mit den Ford,erungen der So-
zialpädagogen und so zogen ca. 600
Studenten und Dozenten durch die
Frankfurter Innenstadt zu der z. T. treer-

stehenden alten Liebigschule. Unter den
Parolen ,,Profit muß runter, Rüstung run-
ter, Bildung rauf" und ,,Ein Sdrritt vor
und zwei zurück, das ist Bildungspolitik"
forderte,n sie eir¡e grundlegende Verän-
derung ihrer AusbildunEssituation. Es
geht nicht nur um mehr Räume und mehr
Dozenten, gleichermaßen steht die For-
derung nach einer Neubestimmung der
Lehrinhalte. Eine weitere Forderung der
Demonstranten war die Aufnahm,e der
40 nicht zugelassenen Kommilitonen am
Fachbereich Sozialarbeit und die Strei-
chung der Zusatzlehrveranstaltungen ftir
Erstsemester.
ln der folgenden AbschlußkundEebung
im Schulhof der Alten Li,ebigschule wur-
de die Forderung an den Kultusminister
gerichtet, die mittlerw'eile von der Stadt
Ffm zur Verfügung gestellten Räume
innerhalb von 4 Wochen renovie¡en zu
lassen, damit der Lehrbetrieb aufgenom-
men w,erden kann. Falls der Kultusmi-
nister auf diese Forderung nicht ein-
willigt, sind die Kommilitonen fest ent-
schlossen, die Schule zu besetzen um
den Lehrbetrieb aufzunehrnen, Versdrie-
dene Dozenten der Fachbereiche Sozial'
pädagogik und Sozialarbeit haben für
letzteres ber,eits ihre Unterstützung zu-
gesagt.
lv{eh¡ere Redner werteten die Demon-
stration als Auftakt für weitere Maß-
nahmen im Kampf für eine qualifizierte
Ausbildung, für eine demokratische
Hochschule. Zwei Redner des MSB
SPARTAKUS wiesen in ihren Beiträgen

. arrf die nädrsten Aufgab,en d,er Studen-
tenschaft hin. Einmal der Kampf gegen
das t{RG, das audr auf die Fachhoch-

schulen Auswirkungen hat und zum an-
de¡en der schnelle Aufbau der Organe
der verfaßten Stude,ntenschaft. Gerade
jetzt wird diese Notwendigkeit auch an
d,er FHS immer deutlicher, wo sich die
Situation der Studenten mehr und mehr
ve¡schärft.

Di'e Vorbe,r'eitungen und die Aktion
selbst wurden wesentlich vom MSB
SPARTAKUS mitgetragen. Auch in die-
ser Aktion hat sich SPARTAKUS als
treibende Kraft und ïnteressenvertreter
der Studrenten erwi,esen. Dies wu¡de nun
auch für die Kommilitonen arn Fachbe-
reich-Sozialpädagogik deutlich. Mehrere
erklärten nach der Aktion spontan ihre
Bereitschaft dem MSB SPARTAKUS bei-
zut¡eten,

Ðuisburg

Bei den Studentenparlamentswahlen in
Duisburg, End,e November, konnte der
MSB SPARTAKUS die Anzahl seiner
Manclate von I auf 4 erhöhen. Von den
insgesamt 1B Sitzen entfallen auf den

- neugegründeten SHB 5

MSB SPARTAKUS 4

LSB 5

Unabhängige 4 Sitze.

Der neue Asta wird von SHB und MSB
SPARTAKUS gestellt.

IVeingarten

In seiner Vollversammlung am 28. 10.71

beschloß das Stlud,entenparlament der
PFI Weíngarten folgende vom MSB
SPARTAKUS eingebrachte Resolution
mit riberwältigender Mehrheit:

,,ln letzter Zeit häufen sich die Fälle, in
denen Mitgliedern der DKP und des

MSB SPARTAKUS der Zugang zu Lehr-
stellen an Schulen und Hochschulen mit
der unverhi.illten Begründung der Zuge-
hörigkeit zu diesen Organisationen ver-
weigert wird oder bereits ausgesproche-
ne Zulassungen in diesen Ämüern zu'
rückEezogen werden,

Die Studentenschaft der PH Weingarten
protestiert entschieden gegen dies,e
grundgesetzwidrige Diskriminierung de-
mokratischer Gruppen. Dies ist ein be-
ängstiEendes Zeichen des Abbaus demo-
kratisdrer Rechte an allen Hochsdtulen
und in d,er Gesellschaft,"

Koblenz

Bei den Studentenparlamentswahlen an
der EWH Koblenz wurden für den MSB
SPARTAKUS in diesem Semester doppelt
so viel Stimmen abgegeben wie bei .der
letzten Wahl. Bei einer Wahlbeteiligung
von 530/o entfielen auf den MSB 21.90/o¡ -
die Linksu.rabirängigen erreichten l".gu$
samt 79,1 0/0. Im SP entfallen auf den-
SPARTAI(US 3 Sitze.

Frankfurt
Aufgrund des $ 45,3 Fachhochschulge-
setz hat der hessische Kultusminister
von Friedeburg für Studenten des ersten
Semesters an den h,e.ssischen Fachhoch-
schulen, di'e als Bildungsabschluß nur
,,Mittlere Reife" haben, Zusatzlehrver-
anstaltungen angeordnet. Der Nachweis
de¡ Teilnahme an diesen Lehrveranstal-
tunEen ist Voraussetzung für die lZu-
lassung zur Abschlußprüfung. ln dem
Erlaß heißt es: ,,Die Lehrve¡anstaltungen
sind mit einem benoteten Leistungsnach-
weis abzuschließen".

Durch diesen Erlaß soll der insbesonde-
re an den technischen Fachbereichen
herrsct¡ende Leistungsdruck bis ins Un-
erträgliche gesteigert werden. Ohne diøl
Zusarzrenrveransralrungen DerragI utJ
der Fachhochschule Ffm die Stundenzahl
der Pflichtvorlesungen bereits jetzt bis
zu 32 Wochenstunden.

Die durch studentische Streiks und and,e.
re Kampfmaßnahm.en in den letzten Jah-
r'e,n errungeneì ansatzweise studienre-
form (kollektive Leistungsnachweise.
keine Benotung im Grundstudium) soll
durch solche und ähnliche Maßnahmen
wiede,r rückgängig Eemacht werden. Die
Tendenz, die Fachhochschulen noch wei-
ter zu verschulen, wird auch in diesem
Erlaß offenkundig.

In einem Flugbtatt des MSB SPARTA-
KUS Fachhochschulgruppe Ffm heißt es:

,,Der Erlaß bedeutet aber auch eine be-
sondene,Art von numerus claususl Noch
höhere Stundenzahl, das heißt, daß die
Kollegen, die wegen ungenügender Sti-
pendien neben dem Studium Geld ver-
dienen müssen, spätestens durch diesen
Erlaß vor die Alternative gestellt wer-
den: Geldverdienen ohne zu studieren

- oder Studieren ohne Geld zu haben'

Aber das ist keine Alte¡nativet Beides

bedeutet, das Studium an den Nag.el zu
hängen.

Der Erlaß paßt in eir¡e Reihe mit dem
BAFöG. Senkung der Freibetrfige, Kür-
zung cier Stipendien, audr das heißt:
Diszipiinierung der Studenten.

Die Richtung ist eindeutig!

All diese Maßnahmen sollen die Studen-

fen durch immer.höhenen Leistungsdruck

-dazu erziehen, daß sie auch späte.r im
Beruf sich nicht gegen Unterdrückungs-
maßnahmen zur lMehr setzen. Währ,end
des Studiums soll das Verhalten in
Betrieb und Verwaltung cingeübt wer-
den,t'

Außerdem ist fe,stzustellen, daß diese
Zusatzlehrveranstaltungen keinerlei in-
haltliche Funktion haben. Es ist nir-
gends wissenschaftlich abgesichert, daß
die hier zu vermittelnden Lehrinhalte
zur Berufsqualifikation beitragen oder
Voraussetzung wären, dem Studiengang
folgen zu können. Auch wenn dies der
Fall wäre, liegt eine Erhöhung der Stun-
denzahl nicht im studentischen Interesse,
vielmehr muß im Sinne einer qualifizier-
ten Ausbildung unsere Forderung lau-
ten: ein achtseme,striges Studium an d,en

Fachhochschulen.

Dio Studenten .aller Fachbe¡eiche gehen
-aun cemeinsam sesen diese Diskriminie-
G"n vor, Alle òruqenren oes ersten se-

mesters haben eine Resolution unter-
zeichnet, aus der hervorgeht, daß man
sich geschlossen weigrern wird, an Zu-
satzlehrveranstaltungen teilzunehmen.
Diese Resolution wurde an den Rat der
FHS und an den Kultusminister gesandt.
Ëine Reaktion des Kultusministers steht
zur Stunde noch aus.

Freiburg

Die Wohnraumsituation hat sich auch in
Freiburg drastisch versdrlechtert, In den
letzten 3 Jahren ist bei ständig steigen-
der Studentenzahl ein Wohnheim mit
100 Plätzen gebaut worden. Erhielt das
Stud,entenwerk vor 2 Semestern noctr
1800 Zimmerangebote, ,so waren es im
letzten Semester nur nodr 700 und zu
Beginn dieses Semesters ganze 300! Stu-
denten haus,en in Notunterkünflen, 'schla-
fen in teueren Hotels (was auch nur
privilegierte können) oder sind obdach-
los. Und dies, obwohl in der Innenstadt
Freiburgs, die ,,saniert,, wird (d. h. es

werden Geschäfts- statt Wohnhäuser ge-
baut), 20 Häuser leetstehen, von denen
einige der Stadt gehören. In vielen Häu-
sern sind mutwillige Zerstörungen vor-
g;enomm.en worden, um si.e unbewohnbar
zu machen. Um dieser neuen Art des NC
entgegenzuwirken konstituierte sich ein
Aktionsrat für \Mohnraumbeschaffung,
dem der ASTA Uni und PH, MSB, SHB,
SDAJ u. .a. angehören.

Auf Initiative di.eses Aktionsrates kam
es dann zur ersten Häuserbesetzung. Die
Presse reagierte mit freundlidren Berich-
ten, di'e Stadt antwortete überraschend
sdrnell: Das besetzte, der Stadt gehören-
de Haus wurde den Studenten zur Ver-
fügung gestellt, zusätzlich zwei w,eitere
Häuser, Die Haltung der Behörden war'
klar: hatte sie vorhe¡ abgel,ehnt, di'e
Häuser zur Verfügung zu stellen, gab
man nun, weitere Aktionen fürchtend,
nach.

Der MSB hat in Teach-ins und Flugblät-
tern, sowie bei den Aktio4en selbst da-
raufhingewiesen, daß dies nicht allein
ein studentisches Problem ist, sond,ern
weite Kreise de'r arbeitenden Bevölke-
rung unter den Folgen rnonopolkapitali-
stischen Profitstrebens zu leid,en haben,
daß vereinzelte Aktionen nur einb,ezo-

Een in ein langfristiges Konzept des
Kampfes . gegen die Urheber der Wohn-
misere sinnvoll sind und dieser Kampf
nicht ohne die arbeitende Bevölkerung
geführt werden kann. Bezeichnend war
die Haltung des RCDS, der nach lang-
jährigem Schlafen in Freiburg getreu
den We'isungen seiner industriellen Gön-
ner, auch hier seine antikommunistische
Hetze aufgenommen hat. So lobt sich
d,er RCDS, daß sein Flugblatt mit Rechts-
beratung für Mieter die einzige Informa-
tion gewes,en sei, die zur Verminderung
der lZimnrernot beigetragen habe - so,
als ob d,ie Beschreibung sdtlechter Zu-
stände etwas verbessere. Im übrigen
warnt er vor der Teilnahme oder Unter-
stützung kommunisti.sch gelenkter Akti-
onen, die die Atmosphäre vergifteten -nach dern Motto: Sdruld hat nicht der
Urheber von Mißständen, sondern der,
der diese bekämpft.
Doch hat der RCDS sein Ziel nidrt er-
reicht: Nach Agitation in der Innenstadt
wurden am Samstag zwei weitere Häu-
ser besetzt!

Einführungsabend des Spartakus

Etwa 100 Studirenanfänger waren der

Einladung des MSB zu einem Informa-
tionsabend gefolgt. Nach R'eferaten, die
die Gesdrichte des MSB, Strategie und
Taktik, sowie unsere Haltung zu kon-
kreten Hodrschulproblemen erlåuterten,
kam es zu einer intensiven Diskussion,
in deren Verlauf wir manches Vorurteil
entk¡äften, viele Fehlinformationen durch
die bürgerliche Presse berictrtigen und
viele der Studienanfänger für unsere
Arbreit interessieren konnten,

MSB-Referenten im ASIA
Nach der Wahl eines MSB-Genossen zum
Studentenratspräsidenten bestätigte der
Studentenrat auch die dem MSB angehö-
renden Astareferenten für Fachsdraft und
Politik/Presse.

RCDS-Niederlage in Münster

Der RCDS-ASIA an der Universität Mün-
ster ist gestürzt, Bei dem Ende Novemher
abgehaltenen Studentenparlamentswah-
len verloren er und seine rechten An-
hängsel die Mehrheit im SP,

Sitzverteilung im neuen SP:

SHB B

RCDS 6
Linksunabhängige 4
Rechtsunabhängige .1

IUM 2
MSB 2
Rote Zellen I
Wahlbeteiligung: 45,95010

Der neue AStA wird gestellt von SHB,
MSB SPARTAKUS, Linksunabhängigen
und Roten Zellen (15 Stimmen).

I(arlsruhe

Der AStA der Universität
richtete an die IG Metall
folgende Solidaritätsadresse:

,,Der Allgemeine Studentenausschuß der
Universität Karlsruhe, dessen Vorstands-
mitglieder alle Eewlerkschaftlich orga-
nisiert sind, solidarisiert sich mit den
Metallarbeitern, ih-rer Gewerkschaft und
ihren berechtigten Lohnforderungen. Die
einheitlictr,e Willenserklärung bei der
Urabstimmung tiber Kampfmaßnahmen
war di,e einzig richtige Antwort auf das
provokative 4,5 0/o Angebot der Metall-
unternehmer.
Wir wünsdren Eurem Kampf vollen Er-
folg."

Karlsruhe
Karlsruhe



Ileruund Knecht
E[nfluß des BDI auf die Gesetzgebung

',D¡e 
kle¡ne Mínderheit von Bank- und lnduslrieherren übt i!¡re Flerrschaft über

die große Mehrhe¡t des Volkes, die Arbeiter und Angestetiten, alle vom Mono.
polkap¡tal Ausgebeuteten und Abhäng¡gen aus . . . Die Großkonzeme und Groß-
banken üben über ihre Unternehmerverbände, Lobbiisten und ihre Verlreter in
den Parlamenlsfrakt¡onen und den Beiräten bei den Minislerien unmítlelbqren
Einfluß auf die Gesetzgebung aus. lmmer enger wird die Verflechtung des Mo.
nopolkap¡tals mil der staatsbürokrat¡e." (Aus These4 des Entwurfs dèr Thesen
der DKP für ihren Düsseldorfer Parte¡tagJ

Einen aktuellen Bewois für diese Fest-
steilungen liefert der Jahresberlcht
1970 71 des Bundesverbandes der in-
í.¡usir;e. l-lauptgeschäftsführer dieses
einflußreichsien Wirtschaftsverbandes
ist der ehemalige Staatssekretär im
Bundeswirtschafts- und darauf im
Bundesernährungsministerir.rm Dr. Fritz
Neef. (Se¡te '185) 

"

Gliederung für Konlcrktc
zurn Minislerium
Die Gliederung der Hauptgeschäftsfüh-
rung lehnt sich eng an die o'er Bun-
desministerien an. Das Gleiche gilt für
die ,,Lan,desvertretungcn des BDl" im
Verhältnis zu den Landesregierungen.

C Dem Kontakt m¡t dem BunCeswirt-
schaftsm'inisterium und :einen Ab-
te:lungen dient die Hauptabteilung I

,,Allgemeine Wir'schafts-, Wettbe-
werbs- u. Unterneìrmens,ragen' ui:d
teilwe¡se auch die Hauptabteiiung ll
,,lndustrielle Slruktur und Eniwick-

@ lung". Deren Ab:eilung 3 Verkehrs-
politik hält die Verbinduilg z::m Ver-
keh rsministerium,

0 Abtellung 4 Umrveitfragen und Ab-
teilung 5 Raumordntrng und Reg,io-
nalpolitik zum Bundes¡nnenminisie-
rir¡m.

@ Die Haupia'rteilurrg lll ,,Finanzpoli-
tik und Recirt" ¡¡liedert sich in ei¡re
Ailll. S:euern uncl Finarrzpolitik lür
cien Kout¡akt zum Bundesfinan;:miri-
sieriL nr,

Abtl. Verteidigung zum Rüstungs-
ministerium,
Abtl. Recht zum Justizministerium,
Abtl. Auftragswesen liir alle Auflrä-
ge beeinflussenden Minisierien
(s. 185/186).

Indr:sirlcfc:'dcrung in,,Ei::gobe:r"
gekie!det
Acht Seiien des Jahresberichts bean-
sprucht da.e ,,Verzeichnis der wichtig-
sten Eingaben" (S. 1BB-195), geordnet
nrch Datum, Empfänger und Gegen-
stand.

,,Der Text dieser Eingaben lvird grund-
sätzlich nur den BDI-Mitgliedern bzw.
den Mitgliedern der Ausschüsse oder
A.rbeitskreise zur Kenntnis gegeben."

Stellungnahme F. Werknrel-
sters von der lnitiative - lnter-
nationale Vietnam-SolidarltäT

Seit dem 14. August i971 lvar Peter
Schrader-Rottmers, der als Teamleiter ei.
ì.-rer Gruppe der ,,Deutschen Internation¡-
lcn Flüchtlingshilfe" in der Provinz Quang
lJgai arbeitete, in Südvietnam vermiß-.

Ende September konnte ich die Famil:cn-
zrngehörigen, die zuständigen Behö¡cleir
cler BRD - darunter das Auswär'tige Amt
und die Prc:sc - drvotr unterrichten,
daß der Velmißte lebe und sich unve letzt

i::,,Ì,:r'.",','iì,,';i.JîX1ï::1îi::'"""ï"Ï;O
Iiche Info¡mation hatte ich in ersten Ge-

sprächen mit fühtenden Vel'tretern der
fNL uncl der Provisorischen Rcvolutio-
uär'en Regierung (PRR) der Republik Sücl-

vietnam (RSV) bekommcn, zu ricnen wir
bekanntlich sehr freuuCschaft'i'-\e Bezie-

hungen unte¡hallen.
Mitte Oktober habe ictr ilr.cìr rveiteren
Verhandlungen mit Vertrctcr:r der FNL
urrrl cler PRR darauf velwie '::, daß Pc-

ter Schracler-Rottmer: nicirt wie ein
I(riegsgefangener der U3-Aggressions-
truppen oder der Satellite;rlluppen be-

hanclelt werde, Es rverde itlm die Mög-

lictrkeit gegcben, zu seiner Familie ztt-

r üclizukchretr.
Vor lvenig:n Tagen hat sich nurt Pete'-

Sch¡ader-Rottmers bei den Vertretunge'r
cìel BRD in Südvietnam gemeldet' Damit
ist meine Velrnittlung abgeschÌossen' Es

hat sich g:zeigt, daß die sücivietnamc-^
siscÌre ßcficiungshont uncl clie Provisori!'
scire Revolutionäre Regierung iht'e Zu--
sagen gehalten haben. Die Ermöglichung
der Rückkehr ohne irgendwelche Vorbe-
ciingungen beweist - wie schon im Fall

iìerro.te Kuhnen -'- erneut die humanitäre
Flaìtung cler FNI-.

Jetzt ist die Bundesregierung am Zuge,

\,¡on iÌr¡ etrvaltc:l wir Scirrit+,e Ces Ent-
,¿egenkonme;rs,

Wir fordern, claß die wahren Repräsen-

tanten der süüvietnamesischen tsevöIke-
Ì'uìrg - nämlich clie Vertreter cier FNL
uncl der PRR - nicht, wìe vor wen:'gen
Tagen wieder im Falle einer Gewelk-
schaftsdeiegation, durch Einreiseverwei-
gerung daran gehindert werden, die Be-

völkerung der BRD aus erster Hand über
clen US-Krieg zu informieren. Die Ein-
richtung eines Informationsbúros der Pro-

visorischen Revolutionären Regierung in
der BRD muß genehmigt werden, Die
Bundesregierung soll sich - wie viele
andere Regierungen in der Wett - 

für
den bedingungslosen Abzug aller US-

Tluppen aus Indochina einsetzen'

von Bundesminister Eppler angeführ-
Steuerreform-Kommission beirn Pa¡-

teivorstand der SPD stand vor einer Si-
tuation, die der Ortsverein Königswinter
in einer Antragsbegründung wie folgt
charakterisierte: ,,Nadr wie vor verdient
ein Vorstandsmitglied in einer westdeut-
sdren AG durchsdrnittlich 150 000 DM
im Jahr, praktisch für keine Arbeit. Und
nacù wie vor liegen die Renten von Ar-
beitern im Durctrsdrnitt bei monaUich
250 DM, die von A¡beiterwitwen darun-
ter. Und noch eine Zahl: Zwisdren t9S0
und 1968 stieg der Arbeiteranteil an allen
Erwerbstätigen in der BRI) rrm 12 Pro-
zent. Der Arbeiteranteil am gesamten
Volkseinkommen stieg in der gleidren
Zeit nur um 6,2 Prozent. Was bedeutet
diese letzte Ziffer? Sie bedeutet nidrt
mehr und nicht weniger, als daf3 selbst
jene Theorie von Karl Marx, clie man
ganz allgemein ,als völlig erledigt' be-
zeichnet hat, nämlich die Verelendunes-
theorie, glänzend bestätigt wird. Wenn
die Reidren nämlidl immer reicher wer-
den, die Armen aber nur unwesentlidr
mehr erhalten, dann bedeutet das ,re-lative Verarmung,...

Die Königswinterer Sozialdemokiaten
forderten - zweifellos die Stimme der
unruhig gewordenen Mitglieder verkör-
pernd 

- ihre Parteiführung auf. endlich
das GoCesberger Programm politisdr ein-
zulösen, da.s immerhin erkannt habe:

,,Die Marktwirtsdraft gewåihrleistet von
sich aus keine gerechte Einkommens- unrl
Vermögensverteilung". Die Partei-Korn-
missÍon dadrte gar nidrt daran, Ihr Ent-
wurf orientierte sich an allen lvidrtigen
Punkten an den von Sdriìler gesetzten
unternehmerhörigen ,,Eckwerten" und
verzichtete gruncisätzlÍch darauf, die sog.-
Reformvorsctrläge in den Rahmen irgend-
welcùer gesellschaftspolitischer Zielvor-
stellungen zu stellen. Das geplante Steu-
e¡mehraufkommen des Jah¡es 1974, für
das die Reformvorschläge gelten, in Hö-
he von 7,3 Milliarden DM. soll nt 2,2
tr4r'd. aus der verstärkten Bosteuerung
der Vermögen und Erbschaften gededrt
werden, die Hauptlast von S,l Mrd. muß
über die Verbrauchersteuern (Mehrwert-,
Branntwein-, Tabak- und Mineralöl-Steu-
ern), gestridrene Vergünstigungen (Nicü1.,,
absetzbarkeit von rsozial- und Lebens-
versidrerungen etc.) oder durdr Steuer-
überwälzungen (Preiserhöhungen) von
der arbeitenden Bevölkerung aufgebradrt

Saure Geslcfrter bel der SpD-Fi¡hrung
sah man während des SpD-paÌteltagesl
ln Kampfabstimmungen enlschieden die
Delegierten einige Mate gegen die Vor-
sctläge des Präsldiums. lm großen und
ganzen setzte sicù jedocfi dle rec-lrte
SPD-Führmg auf dem Parteltag durc*r.

aaa

werden. Dies obwohl Arbeiter und An-
gestellte unter der SPD-Regierung 1970

27,3 Prozenl bei den direkten und 9,9
P¡ozent bei den indirekten Steuern metrr
zahlten ats 1969. Und obwohl sidr im
gleichen Zeitraum bei den Selbständi-
gen das Aufkommen an direkten Steuern
um 3,4 Prozent verringerte, das der in-
direkten Steuern lediglidt um 3,3 Pro-
zent stieg.
So positiv die Anregungen für die Zah'
lung eines - allerdings zu niedrigen -einheitlidren Kindergeldes und einer Bo-
denwertzuwadls-Besteuerung prinzipiell
zu werten sind, so fatal bleibt die ge-

nerelle Privilegierung der Kapitalver-
mögen, die den Eppler-Entwurf drarak-
terisiert. Der Wirtschaftspolitisdre Ar-
beitskreis beim Parteivorstand der Deut-
sdren Kommunistisdren Partei, präzisier-
te in einer gründlidr fundierten Analyse:
,,Wer heute eine Million DM Jahresein-
kommen hat, dem läßt die Steuer 465720'
DM netto übrig. Wenn die Eppler-Vor-
schläge verwirklicht würden, blieben dem
Millionär noch genau 445 000 DM netto.

Wir können uns keinen Arbeiter vorstel-
len, dem man das als Steuerreform ver-
kaufen kann". Die Steuerredrtler derDKP
zogen das Resümee: ,,Die Arbeiter, An-
gestellten und Beamten sollen wieden
einmal mehr Steuern zahlen - aber
diesmal mit dem Segen eÍnes SPD-Par-
teitages. Das ist zusammengefaßt der In.
halt der SPD-Steuerreform-Vorsdrläge . .

Wer den Werktätigen 20 DM in die lin-
ke Tasctre steclct, um ihnen 50 DM aus
der redrten Tasdre herar¡szuziehen, der
dient letztendlidr den Interesse¡r der
herrsdrenden Kreise des G¡oß- und Kon-
zernkapitals".

Abbau innerparteilidter Dentokratie

Angesictrts der spektulären Vorgänge um
den Rüdrtritt des Staatssekretärs Rosen-
thal hatte die demokratische Offentlidr-
keit eine grundsätzlictre Diskussion und
Rechenschaftsberidrt des SPD-Parteitages
besonders dringlidr erwartet. Hatte dodr
der Porzellan-Brenner und weitsidrtige
Kapitalist den Unternehmerfreund Sdril-
ler davor gewarnt, clurdr allzu augen-
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\fon Ciesen Eingaben gingen u. a.

4 an den Bundeskanzler
13 an Bundesminister
3? an den Bundestag oder seine Aus-

sch üsse

2 an Ausschußvorsitzende im Bundes-
lag

1 an den Bundesrat
C3, an das Bundeswirtschaftsministe-

rium
C1 an Ces Bundesfi.nanzministerium
2B an das Bundesjustizministerium
17 an das Auswärtige Amt
12 an das Verkehrsministerium
B an das lnnenm.inisterium

5 an das Verteidigungsm'inisterium
4 an cias BuncÍesamt für Wehrtechnik

und Beschaffung
4 an das Entwicklungshilfeministerium
4 an das Bundesministerium (für seine

lauíende Beeinflussung haben die
Unternehmer ihre,,Bundesvereini-
gung der Arbeitgeberverbände"; bk)

4 an das Posimlnisterium
1 an das Wohnungsbaum,inisterium
1 an das Wissenschaftsministerium
1 an das Bundskartellamt
1 an den Bundesrechnungshof
1 an Landtage der Länder
4 an MinisterpräsiCenten cler Länder
2 an Landes-Wirtschaftsverwaltungen
1 an den Städtetag
1 an den Vorstand cier CDU :um

,,Ðerliner Prog;'arnm"
3 an die EWG-Komrnissiorr

Vier.mal hat sich der Präsideni des BDl,
Friiz Berg, persönlich an Bundeskan¿-
ler Brandt und verschieclene Bundes-
ffinister gewandt. Gegenstand seiner
,,Fingaben" war:

0,,Verhältnis EWG-USA"

¬ì ,,Warnung vor ,PoìitÌsierung' der Ga-
rantie- und Wirtschaiispclitik"

tD ,,Erläuterung des Standpunkteo der
deutschen lndustrie in der Frage
der Lieferbindung der bilateralen
deutschen Kapitalhilfe"

@ ,,Standpunkt der deutschen lndu-
stric zur Verwirklichung cjer Wiri-.
schafts- u. Währungsunion" (S. 194).

bk v. 26.8. 71

W¡r schlogen Sch oum, wir seífen ein
Steuerfragen sind Klassenfragen. Wie das Steueraufkommen verteilt

-wird, 
hängt ab vom Kräfteverhältnis zwiserhen Großkapital und Arbei-

lUterklasse. Steuerreformen zugunsten des arbeitenden Volkes können
deshalb nur im Kampf und von einer entschlossenen Parteiführung er-
zwungen lverden. In tlen rund 700 Anträgen zur Steureform an den
SPD-Parteitag vom 18. - 20. November 1971 wurde zweierlei sie.htbar:
das Drängen zahlloser sozialdemokratiseher Parteimitglieder nach einer
stärkeren tserücksichtigung der Interessen der Arbeiter und Angestellten

- Spitzenbesteuerung für Großeinkommen, Maßnahmen gegen Boden-
spekulation und Steuerflueht, Kürzung des T[ehretats - und hiermit
eine Reihe elementarer Gemeinsamkeiten von Kommunisten und So-
zialdemokraten. Tl¡ie würde die SPD-Führung reagieren, die in ihrem
antikornmunistischen Grundsatzpapier,,sozialdemokratie und Kommu-
nismus'r die staatsmonopolistische ordnung in der Bundesrepublik als

"politisch stabil, wirtsdraftlie.h leistungsfähig und sozial entwicl(lungs-
f_ähig" verherrlicht und deren vorsitzendeivor der vollversammluig
des Deutsdren rndustrie- und Handelstages ein glühendes Bekenntnis zu
der ,,auf freier unternehmerise.her rnitiative und wettbwerb basieren-
den Marktwirtsdraft" abgelegt hat ?

Eppler-Kommlsslon:
Kosmet¡k slatt Reform
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Ileruund Knecht
E[nfluß des BDI auf die Gesetzgebung

',D¡e 
kle¡ne Mínderheit von Bank- und lnduslrieherren übt i!¡re Flerrschaft über

die große Mehrhe¡t des Volkes, die Arbeiter und Angestetiten, alle vom Mono.
polkap¡tal Ausgebeuteten und Abhäng¡gen aus . . . Die Großkonzeme und Groß-
banken üben über ihre Unternehmerverbände, Lobbiisten und ihre Verlreter in
den Parlamenlsfrakt¡onen und den Beiräten bei den Minislerien unmítlelbqren
Einfluß auf die Gesetzgebung aus. lmmer enger wird die Verflechtung des Mo.
nopolkap¡tals mil der staatsbürokrat¡e." (Aus These4 des Entwurfs dèr Thesen
der DKP für ihren Düsseldorfer Parte¡tagJ

Einen aktuellen Bewois für diese Fest-
steilungen liefert der Jahresberlcht
1970 71 des Bundesverbandes der in-
í.¡usir;e. l-lauptgeschäftsführer dieses
einflußreichsien Wirtschaftsverbandes
ist der ehemalige Staatssekretär im
Bundeswirtschafts- und darauf im
Bundesernährungsministerir.rm Dr. Fritz
Neef. (Se¡te '185) 

"

Gliederung für Konlcrktc
zurn Minislerium
Die Gliederung der Hauptgeschäftsfüh-
rung lehnt sich eng an die o'er Bun-
desministerien an. Das Gleiche gilt für
die ,,Lan,desvertretungcn des BDl" im
Verhältnis zu den Landesregierungen.

C Dem Kontakt m¡t dem BunCeswirt-
schaftsm'inisterium und :einen Ab-
te:lungen dient die Hauptabteilung I

,,Allgemeine Wir'schafts-, Wettbe-
werbs- u. Unterneìrmens,ragen' ui:d
teilwe¡se auch die Hauptabteiiung ll
,,lndustrielle Slruktur und Eniwick-

@ lung". Deren Ab:eilung 3 Verkehrs-
politik hält die Verbinduilg z::m Ver-
keh rsministerium,

0 Abtellung 4 Umrveitfragen und Ab-
teilung 5 Raumordntrng und Reg,io-
nalpolitik zum Bundes¡nnenminisie-
rir¡m.

@ Die Haupia'rteilurrg lll ,,Finanzpoli-
tik und Recirt" ¡¡liedert sich in ei¡re
Ailll. S:euern uncl Finarrzpolitik lür
cien Kout¡akt zum Bundesfinan;:miri-
sieriL nr,

Abtl. Verteidigung zum Rüstungs-
ministerium,
Abtl. Recht zum Justizministerium,
Abtl. Auftragswesen liir alle Auflrä-
ge beeinflussenden Minisierien
(s. 185/186).

Indr:sirlcfc:'dcrung in,,Ei::gobe:r"
gekie!det
Acht Seiien des Jahresberichts bean-
sprucht da.e ,,Verzeichnis der wichtig-
sten Eingaben" (S. 1BB-195), geordnet
nrch Datum, Empfänger und Gegen-
stand.

,,Der Text dieser Eingaben lvird grund-
sätzlich nur den BDI-Mitgliedern bzw.
den Mitgliedern der Ausschüsse oder
A.rbeitskreise zur Kenntnis gegeben."

Stellungnahme F. Werknrel-
sters von der lnitiative - lnter-
nationale Vietnam-SolidarltäT

Seit dem 14. August i971 lvar Peter
Schrader-Rottmers, der als Teamleiter ei.
ì.-rer Gruppe der ,,Deutschen Internation¡-
lcn Flüchtlingshilfe" in der Provinz Quang
lJgai arbeitete, in Südvietnam vermiß-.

Ende September konnte ich die Famil:cn-
zrngehörigen, die zuständigen Behö¡cleir
cler BRD - darunter das Auswär'tige Amt
und die Prc:sc - drvotr unterrichten,
daß der Velmißte lebe und sich unve letzt

i::,,Ì,:r'.",','iì,,';i.JîX1ï::1îi::'"""ï"Ï;O
Iiche Info¡mation hatte ich in ersten Ge-

sprächen mit fühtenden Vel'tretern der
fNL uncl der Provisorischen Rcvolutio-
uär'en Regierung (PRR) der Republik Sücl-

vietnam (RSV) bekommcn, zu ricnen wir
bekanntlich sehr freuuCschaft'i'-\e Bezie-

hungen unte¡hallen.
Mitte Oktober habe ictr ilr.cìr rveiteren
Verhandlungen mit Vertrctcr:r der FNL
urrrl cler PRR darauf velwie '::, daß Pc-

ter Schracler-Rottmer: nicirt wie ein
I(riegsgefangener der U3-Aggressions-
truppen oder der Satellite;rlluppen be-

hanclelt werde, Es rverde itlm die Mög-

lictrkeit gegcben, zu seiner Familie ztt-

r üclizukchretr.
Vor lvenig:n Tagen hat sich nurt Pete'-

Sch¡ader-Rottmers bei den Vertretunge'r
cìel BRD in Südvietnam gemeldet' Damit
ist meine Velrnittlung abgeschÌossen' Es

hat sich g:zeigt, daß die sücivietnamc-^
siscÌre ßcficiungshont uncl clie Provisori!'
scire Revolutionäre Regierung iht'e Zu--
sagen gehalten haben. Die Ermöglichung
der Rückkehr ohne irgendwelche Vorbe-
ciingungen beweist - wie schon im Fall

iìerro.te Kuhnen -'- erneut die humanitäre
Flaìtung cler FNI-.

Jetzt ist die Bundesregierung am Zuge,

\,¡on iÌr¡ etrvaltc:l wir Scirrit+,e Ces Ent-
,¿egenkonme;rs,

Wir fordern, claß die wahren Repräsen-

tanten der süüvietnamesischen tsevöIke-
Ì'uìrg - nämlich clie Vertreter cier FNL
uncl der PRR - nicht, wìe vor wen:'gen
Tagen wieder im Falle einer Gewelk-
schaftsdeiegation, durch Einreiseverwei-
gerung daran gehindert werden, die Be-

völkerung der BRD aus erster Hand über
clen US-Krieg zu informieren. Die Ein-
richtung eines Informationsbúros der Pro-

visorischen Revolutionären Regierung in
der BRD muß genehmigt werden, Die
Bundesregierung soll sich - wie viele
andere Regierungen in der Wett - 

für
den bedingungslosen Abzug aller US-

Tluppen aus Indochina einsetzen'

von Bundesminister Eppler angeführ-
Steuerreform-Kommission beirn Pa¡-

teivorstand der SPD stand vor einer Si-
tuation, die der Ortsverein Königswinter
in einer Antragsbegründung wie folgt
charakterisierte: ,,Nadr wie vor verdient
ein Vorstandsmitglied in einer westdeut-
sdren AG durchsdrnittlich 150 000 DM
im Jahr, praktisch für keine Arbeit. Und
nacù wie vor liegen die Renten von Ar-
beitern im Durctrsdrnitt bei monaUich
250 DM, die von A¡beiterwitwen darun-
ter. Und noch eine Zahl: Zwisdren t9S0
und 1968 stieg der Arbeiteranteil an allen
Erwerbstätigen in der BRI) rrm 12 Pro-
zent. Der Arbeiteranteil am gesamten
Volkseinkommen stieg in der gleidren
Zeit nur um 6,2 Prozent. Was bedeutet
diese letzte Ziffer? Sie bedeutet nidrt
mehr und nicht weniger, als daf3 selbst
jene Theorie von Karl Marx, clie man
ganz allgemein ,als völlig erledigt' be-
zeichnet hat, nämlich die Verelendunes-
theorie, glänzend bestätigt wird. Wenn
die Reidren nämlidl immer reicher wer-
den, die Armen aber nur unwesentlidr
mehr erhalten, dann bedeutet das ,re-lative Verarmung,...

Die Königswinterer Sozialdemokiaten
forderten - zweifellos die Stimme der
unruhig gewordenen Mitglieder verkör-
pernd 

- ihre Parteiführung auf. endlich
das GoCesberger Programm politisdr ein-
zulösen, da.s immerhin erkannt habe:

,,Die Marktwirtsdraft gewåihrleistet von
sich aus keine gerechte Einkommens- unrl
Vermögensverteilung". Die Partei-Korn-
missÍon dadrte gar nidrt daran, Ihr Ent-
wurf orientierte sich an allen lvidrtigen
Punkten an den von Sdriìler gesetzten
unternehmerhörigen ,,Eckwerten" und
verzichtete gruncisätzlÍch darauf, die sog.-
Reformvorsctrläge in den Rahmen irgend-
welcùer gesellschaftspolitischer Zielvor-
stellungen zu stellen. Das geplante Steu-
e¡mehraufkommen des Jah¡es 1974, für
das die Reformvorschläge gelten, in Hö-
he von 7,3 Milliarden DM. soll nt 2,2
tr4r'd. aus der verstärkten Bosteuerung
der Vermögen und Erbschaften gededrt
werden, die Hauptlast von S,l Mrd. muß
über die Verbrauchersteuern (Mehrwert-,
Branntwein-, Tabak- und Mineralöl-Steu-
ern), gestridrene Vergünstigungen (Nicü1.,,
absetzbarkeit von rsozial- und Lebens-
versidrerungen etc.) oder durdr Steuer-
überwälzungen (Preiserhöhungen) von
der arbeitenden Bevölkerung aufgebradrt

Saure Geslcfrter bel der SpD-Fi¡hrung
sah man während des SpD-paÌteltagesl
ln Kampfabstimmungen enlschieden die
Delegierten einige Mate gegen die Vor-
sctläge des Präsldiums. lm großen und
ganzen setzte sicù jedocfi dle rec-lrte
SPD-Führmg auf dem Parteltag durc*r.

aaa

werden. Dies obwohl Arbeiter und An-
gestellte unter der SPD-Regierung 1970

27,3 Prozenl bei den direkten und 9,9
P¡ozent bei den indirekten Steuern metrr
zahlten ats 1969. Und obwohl sidr im
gleichen Zeitraum bei den Selbständi-
gen das Aufkommen an direkten Steuern
um 3,4 Prozent verringerte, das der in-
direkten Steuern lediglidt um 3,3 Pro-
zent stieg.
So positiv die Anregungen für die Zah'
lung eines - allerdings zu niedrigen -einheitlidren Kindergeldes und einer Bo-
denwertzuwadls-Besteuerung prinzipiell
zu werten sind, so fatal bleibt die ge-

nerelle Privilegierung der Kapitalver-
mögen, die den Eppler-Entwurf drarak-
terisiert. Der Wirtschaftspolitisdre Ar-
beitskreis beim Parteivorstand der Deut-
sdren Kommunistisdren Partei, präzisier-
te in einer gründlidr fundierten Analyse:
,,Wer heute eine Million DM Jahresein-
kommen hat, dem läßt die Steuer 465720'
DM netto übrig. Wenn die Eppler-Vor-
schläge verwirklicht würden, blieben dem
Millionär noch genau 445 000 DM netto.

Wir können uns keinen Arbeiter vorstel-
len, dem man das als Steuerreform ver-
kaufen kann". Die Steuerredrtler derDKP
zogen das Resümee: ,,Die Arbeiter, An-
gestellten und Beamten sollen wieden
einmal mehr Steuern zahlen - aber
diesmal mit dem Segen eÍnes SPD-Par-
teitages. Das ist zusammengefaßt der In.
halt der SPD-Steuerreform-Vorsdrläge . .

Wer den Werktätigen 20 DM in die lin-
ke Tasctre steclct, um ihnen 50 DM aus
der redrten Tasdre herar¡szuziehen, der
dient letztendlidr den Interesse¡r der
herrsdrenden Kreise des G¡oß- und Kon-
zernkapitals".

Abbau innerparteilidter Dentokratie

Angesictrts der spektulären Vorgänge um
den Rüdrtritt des Staatssekretärs Rosen-
thal hatte die demokratische Offentlidr-
keit eine grundsätzlictre Diskussion und
Rechenschaftsberidrt des SPD-Parteitages
besonders dringlidr erwartet. Hatte dodr
der Porzellan-Brenner und weitsidrtige
Kapitalist den Unternehmerfreund Sdril-
ler davor gewarnt, clurdr allzu augen-
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Steuerfragen sind Klassenfragen. Wie das Steueraufkommen verteilt

-wird, 
hängt ab vom Kräfteverhältnis zwiserhen Großkapital und Arbei-

lUterklasse. Steuerreformen zugunsten des arbeitenden Volkes können
deshalb nur im Kampf und von einer entschlossenen Parteiführung er-
zwungen lverden. In tlen rund 700 Anträgen zur Steureform an den
SPD-Parteitag vom 18. - 20. November 1971 wurde zweierlei sie.htbar:
das Drängen zahlloser sozialdemokratiseher Parteimitglieder nach einer
stärkeren tserücksichtigung der Interessen der Arbeiter und Angestellten

- Spitzenbesteuerung für Großeinkommen, Maßnahmen gegen Boden-
spekulation und Steuerflueht, Kürzung des T[ehretats - und hiermit
eine Reihe elementarer Gemeinsamkeiten von Kommunisten und So-
zialdemokraten. Tl¡ie würde die SPD-Führung reagieren, die in ihrem
antikornmunistischen Grundsatzpapier,,sozialdemokratie und Kommu-
nismus'r die staatsmonopolistische ordnung in der Bundesrepublik als

"politisch stabil, wirtsdraftlie.h leistungsfähig und sozial entwicl(lungs-
f_ähig" verherrlicht und deren vorsitzendeivor der vollversammluig
des Deutsdren rndustrie- und Handelstages ein glühendes Bekenntnis zu
der ,,auf freier unternehmerise.her rnitiative und wettbwerb basieren-
den Marktwirtsdraft" abgelegt hat ?
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scheinlidre Konzessionslosigkeit dem re-
volutionären Sturz des Kapitalismus
selbst Vorschub zu leisten, Und selbst
der Verleger-Millionär Henri Nannen hat-
te termingerecht proklamiert: ,,Ich gehöre
zu denen, die heute gut verdienen. Und
ich würde gern höhere Steuern zahlen,
wenn ich mit ihnen ein System reformie-
¡en und damit erhalten kann, das midr
auch in fünf Jahren noch gut verdienen
läßt".

Die Offentlictrkeit sah sidr getäusdrt: der
Parteitag rangelie verbissen um Prozen-
te auf cler Ebene homöopathischer
Dosierungen. Trotz einiger überrasdrungs-
erfolge zu Beginn, die die Erbitterung
vieler Delegierten widerspiegelten, - so

die gegen die Parteispitze mühsam er'
trotzte Solidaritätsadresse an díe strei-
kenden Metallarbeiter, wie die Erhöhung
des Einkommenssteuersatzes auf die Spit-
ze von 60 statt auf 58 Prozent, gelang es

dem ,,Fußvolk" nictrt, die überfällige
Grundsatzdiskussion úber die sozialpo-
Iitisch verheerende Bilanz der SPD-Re-
gierung, Helmut Schmidts Rüstungs- und
Devisenausgleichsetat in Höhe von nahe-
zu 30 Mrd. DM, sowie die Verbindiich-
keit von Parteitagsbesdrlüssen du¡chzu-
setzen. Der Parteitag ließ sich unter dem
gezielten ;,staatsmännischen Drudr" und
Rücktrittsdrohungen Willy Brandts das

von Eppler programmierte Steuerkonzept
im wesentlichen aufnötigen, dessen de-

korative Einzelvorsdrläge dodt nicht den
reaktionären Gesamtcharakter verhüllen
können.

Der Verlauf des Parteitags aktualisierte
dem Beobachter, was der Politologe
Wolfgang Steiner in seiner Analyse
,,SPD-Parteitage 1964 und 1966" (Meisen-
heim 1970) als Ergebnis des Vergleichs
bereits wa¡nend festgehalten hatte: ,,Die
innerparteilidre Demokratie hatte
nur einen geringen Stellenwert". Stei-
ners Beweise: Auf keinem der Partei-
tage wurde auch nur ein echter Bericht

über die Tätigkeit des Parteivorstandes
und der Bundestagsfraktion gegeben, In
keinem FalI fand eine Diskussion ùber
<iie abgegebenen Beridrte statt, was ei-
nen empfindlichen Mangel an Kontroll-
möglichkeiten und Information zeigtd.
Die Schli.isselfunktionen der Parteitage
waren vom Parteivorstand unJ def Bun-
destagsfraktion besetzt. Sie dominierten
im Präsidiuru, in der Diskussionsleitung
und in dem wohl eìnflußreidrsten Gre-
mium, der Redaktionskommission. f)ie
Demontage der innerparteiìichen Demo-
kratie steht somit in striktem Gegensatz
zum Orqanisationsstatus der SPD, in
dem es heißt: ,,|)er Parteitag ist das
oberste Organ der Pa¡tei".

WohLn treibt die SPD?

Hatten die oben erwähnten Kônigswin-
terer Sozialdemokraten nrit Recht insi-
stiert: ,,Programme sind keine Makulatur.
Sie sind das Banner, das einer Partei
vorangetragen wird, damit sie ein Ziel
vor den Augen hat und den Weg nidtt
verliert", so machte der Bundesgeschäfts-
führer Wischnewski, einst Trotzkist und
,,linker" Flügelmann der Kölner SPD, in
wünschenswerter Klarheit deutlidr, wer
Herr im Haus der ehrwürdigen Sozial-
demokratie ist: ,,Die Beschlüsse des Son-
derparteitages der SPD zur Steucrreform
und Vermögensbildung we¡den die Bun-
desregierung in keiner JMeise binden",
posaunte Cer wadcere Demokrat namerìs
der Parteispitze und Fraktion und prä-
zisierte, daß audr cler Kanzler einer
Alleinregierung (!) der SPD nicht ver-
pfiichtet wäro, Parteitagsbeschlüsse (l)
zu befolgen, wenn es nach seiner(!) Uber-
zeugung den Interessen von Partei (!)
und Regierung nicht entspredre.

Der Sonderparteitag der SPD hat in alar-
mierender Weise deutlidr gemacht, inl
welchem Ausmaß die SPD-Führung die

Geschäfte des deutschen Monopolkapitals
besorgt, Sdrillers programmatische Äuße'
rungen müssen als das verstanden wer'
den, was sie in der Tat darstellen, ein
Programm: ,,Die Unternehmer müssen er¡
kennen oder sollten erkennèn, daß diese
Regierung und daß dieser Wirtsdrafts'
minister die Marktwirtschaft mit Klauen
und Zähhen verteidigt. Jawohl, die darf
erst gar nicht gefährdet erscheinen". Dei
Parteiführung gegenüber steht die Masse
jener Sozialdemokraten, die als Arbeiter,
Angestellte oder Studenten unmittelbar
mit dem gewöhnlichen Kapitalismus kon'
frontiert sind und daher - mit weldren
reformistischen lllusionen auch immer -nadr einer demokratischen Erneuerung
unserer Gesellsdraft im Zeichen der Zu'
rückdrängung der lebens'oedrohlidten Mo-
nopole streben. Die derzeitigen sozial-
demokratischen Fùhrer, die rund 800 000

Mitglieder und millionenstarke Gewerk-
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ein übles Geschäft,

Der neuangesetzte Parteitag über die so-

genannte Vermögensbildung dürfte ein
weiteres Gesellenstück soz,ialer Dema go gie
bringen. Kein Demokrat kann daran in'
teressiert sein, daß uns die systemkon'
forme Politik der SPD-Führung die le'
bensbedrohliche Machtübernahme der
Herren Strauß & Barzel durch enttäusch-
te Wählermassen beschert' Fortschrittli-
che Sozialdemokraten und Kommunisten
müssen auf die derzeitige Regierung
mach[vollen Druck ausüben. Nicht länger
darf der reaktionären SPD-Führungsgar'
nitur Ver¡at und Illussionsmacherei ge'
genüber der arbeitenden Bevölkerung er-
laubt werden. Auf die SPD-Führung
trifft wieder einmal zu, was Proleten in
der \Meimarer Republik erbittert sangen:
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reintt.
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in der Sowietunïon veröffentlichT werden können -unbedingt groß geschr¡eben wird. Begründunq:
.Gott" sei ,,eine der größlen und bedeutendstãn
s_chöpferischen Kröfie -der Ewiqkeit,,! M¡t dieser
dümmlichen Nqivitöt föllt Solschenizyn hinter die bür-
gerliche Aufklörung des 

,l8. 
Johrhunderts zurück.

Springers_ literq.turkritiker der,,Welt,, zustöndig für
,,universole und ewige Themen" und .die Gehei"mnis-
se des menschlichen Herzens und Gewissensrr, cllestie-
ren dem Dichter denn ouch eine ,,Zeitlose Federrr. So
zeitlos, doß sie sich z. B. über doj qesellschoftliche l.e-
ben der omer¡kon¡schen ,,Slootsform" nichT erst oufhöli.
Der erschossene Studenï ín Kent, der blulig geschlo-
gene S'Tudent in Son Froncisco; Attico und Vietnom, -dqs olles föllt bei ihm nicht unter die ,,Gesetze der
Menschlichkeit"; dozu öußert er s¡ch n¡¿hl. Do fehlt
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on; dos sieht donn so ous: ,,. .' . n¡chl der Grod des

an

Erschossener Student in KenÌ/USA

Studeni noch einer Demonstrotion
in Son Froncisco

Sie sprechen wohl von meiner Heimat
und nicirt von Ihre¡l Gerade Amerika
und nicht die SowjetunÍon führt Kriege
und schafft die gespannte Atmosphäre
möglicher l(riege, um zn erreichen, daß
seine Wirtschaft funktr.oniert, während
unsere Diktatoren, der,,militärisch-indu-
strielle Komplex", noch mehr Reichtum
und Macht am Blut des vietnamesischen
Volkes, unserer eigenen Soldaten und
aller friedliebenden Völker gewinnen. -
Die kranke Gesellsdraft ist in meiner
Heimat und nidrt in lhrer, Herr Solsctre-
nizynl
Amerika und nicht die Sowjetunion hat
sidr in die gewalttätigste Gesellsdraf t
verwandelt, die in der Geschichte der

Wohlstqndes bestimmt dos Glüd< der Menschen, son-
dern die Beziehungen der Herzen zue¡nonder und un-
sere E¡nstellung zum Leben. Eines wie dos ondere lieqt
in unserer Mochf, und dos bedeutet: doß der Mensðh
immer glücklich sein konn, wenn er nur tv¡ll, und doß
niemqnd ihn dqron hindern kdnn." Solche Einstellun-
gen kommen ous keiner ,,unergründlichen Tiefe", sie
kommen von der Oberflöche reokt¡onörer Gesinnung,
derienigen verwondt, die über dos KonzentroTioni-
loger Buchenwold die Worte schreiben ließ ,,Arbeit
nloqhf frei". Angesichts des Elends der pokístonischen
Flüchtlinge, onges¡chts des Elends besonders in loTein-
omeriko, Asien und Afriko weist eine solche Einstel-
lung, die dem verhungernden Kind und der sterben-
den Mutter empfiehlt ,,glücklich zu se¡n1 dq sie nie-
mond doron hindern könne, den Aulor eindeutig in
die Ecke, ous der er bezeichnenderv¿eise den slörkiten
Aoplous bekommt: in die Ecke der Lirerotur¡nüll produ-
zierenden Zyniker und lgnoronten. Mit diesen Brüdern
im Geiste konn Solschenizyn ,,über Zeit und Rdum"
ienen ,nschöpferischen Kröften der Ewigkeit" huldioen,
die ihm sov¡el bedeuTen, Kröften, die hier und ietzt
ollemol die zers?örerischen Kröfte der Ausber¡ter'und
Unferdrücker sind. Mit dieser Porreinohrne iedr:ch hot
er s¡ch selbst ous der Gemeinschoff iener entlossen.
die nicht für die Groß- oder Kleinschreibung von ,.Goil"
kömpfen, sondern die ihre Krqft und ihre Arbeit in-
vest¡eren für dos, wqs eine Welt ohne Unterdrückuns,
ArmuT und Hunger, e¡ne Welt des Friedens ausmocht;
den Soziqlismus.
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Vorname:

Ort:

Straße:

Untersdrrift:

Schicken an:
MSB SPARTAKUS, Bundesvor-
stand, 53 Bonn, Sternburgerstr. ?3

Der amerikanisdre Protestsänger Dean
Reed, der wegen Verfolgungen durdr die
US-Behörden in ltalien lebt, hat einen
offenen Brief an Ale¡rander Solschenizyn
gerichtet. Darin schreibt Dean Reed u. a.:
,,41s amerikanischer Künstlcr muß ich ei-
nige lhrer Bescìruldigunqen beantwor-
ten, die von der kapitalistischen Presse
in aller Welt veröffentlidrt werden. Sie
haben die Sowjetunion als eine ,zt-
tiefst kranke Gesellschaft, die vom Haß
und der Ungerechtigkeit befallen ist",
angeprangert. Sie sagen, daß die Sowjet-
legierung ,,ohne Feinde nicht leben
könnte, und die ganze Atmosphäre von
Haß durchdrungen ist, Cer nictrt einmal
vo¡ dem Rassenhaß H.rlt rnadrt".

Aus dem Inhalt: Matthiessen: Zur
Entstehungsgesdridrte des SPAR-
TAKUS - Hauptreferat - alle Dis-
kussionsbeiträge - Beridrt der An-
tragskommission zur Grunds atzer-
klärung - Auszug aus der Diskus-
sion - Grndsatzerklärung - Sat-
zung - Pressespiegel u. a.
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(Versand nur per Nachnahme mög-
lich)
. . . . Exemplar (e) des Protokolls.
Sdricken an: Bundesvorstand des
MSB SPARTAKUS, 53 Bonn,
Sternenburgstraße ?3

Mensctrheit je bekannt war. Unsere Bür-
ger können nachts nidrt auf die Straße
gehen ohne Angst haben zu müssen
ùberfallen zu werden. In den Vereinig-
ten Staaten haben eigene Bürger seit 1900
mehr Mensdren getötet, als die Z¿rhl al-
ler amerikanisdter Soldaten beträgt, die
im Ersten und im Zweiten Weltkrieg -und sogar in Korea und Vietnam - ge-
fallen sind.
Sie sprechen vom Rassenhaß. In Amerika
und nictrt in der Sowjetunion bleibt im
Laufe von zwei Jahrhunde¡ten de¡ Mord
an Ne.gern straflos. In Amerika und
nicht in der Sowjetunion mißhandelt
und inhaftiert die Polizei jeden Neger,
der versucht, sictr für seine Rechte ein-
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scheinlidre Konzessionslosigkeit dem re-
volutionären Sturz des Kapitalismus
selbst Vorschub zu leisten, Und selbst
der Verleger-Millionär Henri Nannen hat-
te termingerecht proklamiert: ,,Ich gehöre
zu denen, die heute gut verdienen. Und
ich würde gern höhere Steuern zahlen,
wenn ich mit ihnen ein System reformie-
¡en und damit erhalten kann, das midr
auch in fünf Jahren noch gut verdienen
läßt".

Die Offentlictrkeit sah sidr getäusdrt: der
Parteitag rangelie verbissen um Prozen-
te auf cler Ebene homöopathischer
Dosierungen. Trotz einiger überrasdrungs-
erfolge zu Beginn, die die Erbitterung
vieler Delegierten widerspiegelten, - so

die gegen die Parteispitze mühsam er'
trotzte Solidaritätsadresse an díe strei-
kenden Metallarbeiter, wie die Erhöhung
des Einkommenssteuersatzes auf die Spit-
ze von 60 statt auf 58 Prozent, gelang es

dem ,,Fußvolk" nictrt, die überfällige
Grundsatzdiskussion úber die sozialpo-
Iitisch verheerende Bilanz der SPD-Re-
gierung, Helmut Schmidts Rüstungs- und
Devisenausgleichsetat in Höhe von nahe-
zu 30 Mrd. DM, sowie die Verbindiich-
keit von Parteitagsbesdrlüssen du¡chzu-
setzen. Der Parteitag ließ sich unter dem
gezielten ;,staatsmännischen Drudr" und
Rücktrittsdrohungen Willy Brandts das

von Eppler programmierte Steuerkonzept
im wesentlichen aufnötigen, dessen de-

korative Einzelvorsdrläge dodt nicht den
reaktionären Gesamtcharakter verhüllen
können.

Der Verlauf des Parteitags aktualisierte
dem Beobachter, was der Politologe
Wolfgang Steiner in seiner Analyse
,,SPD-Parteitage 1964 und 1966" (Meisen-
heim 1970) als Ergebnis des Vergleichs
bereits wa¡nend festgehalten hatte: ,,Die
innerparteilidre Demokratie hatte
nur einen geringen Stellenwert". Stei-
ners Beweise: Auf keinem der Partei-
tage wurde auch nur ein echter Bericht

über die Tätigkeit des Parteivorstandes
und der Bundestagsfraktion gegeben, In
keinem FalI fand eine Diskussion ùber
<iie abgegebenen Beridrte statt, was ei-
nen empfindlichen Mangel an Kontroll-
möglichkeiten und Information zeigtd.
Die Schli.isselfunktionen der Parteitage
waren vom Parteivorstand unJ def Bun-
destagsfraktion besetzt. Sie dominierten
im Präsidiuru, in der Diskussionsleitung
und in dem wohl eìnflußreidrsten Gre-
mium, der Redaktionskommission. f)ie
Demontage der innerparteiìichen Demo-
kratie steht somit in striktem Gegensatz
zum Orqanisationsstatus der SPD, in
dem es heißt: ,,|)er Parteitag ist das
oberste Organ der Pa¡tei".

WohLn treibt die SPD?

Hatten die oben erwähnten Kônigswin-
terer Sozialdemokraten nrit Recht insi-
stiert: ,,Programme sind keine Makulatur.
Sie sind das Banner, das einer Partei
vorangetragen wird, damit sie ein Ziel
vor den Augen hat und den Weg nidtt
verliert", so machte der Bundesgeschäfts-
führer Wischnewski, einst Trotzkist und
,,linker" Flügelmann der Kölner SPD, in
wünschenswerter Klarheit deutlidr, wer
Herr im Haus der ehrwürdigen Sozial-
demokratie ist: ,,Die Beschlüsse des Son-
derparteitages der SPD zur Steucrreform
und Vermögensbildung we¡den die Bun-
desregierung in keiner JMeise binden",
posaunte Cer wadcere Demokrat namerìs
der Parteispitze und Fraktion und prä-
zisierte, daß audr cler Kanzler einer
Alleinregierung (!) der SPD nicht ver-
pfiichtet wäro, Parteitagsbeschlüsse (l)
zu befolgen, wenn es nach seiner(!) Uber-
zeugung den Interessen von Partei (!)
und Regierung nicht entspredre.

Der Sonderparteitag der SPD hat in alar-
mierender Weise deutlidr gemacht, inl
welchem Ausmaß die SPD-Führung die

Geschäfte des deutschen Monopolkapitals
besorgt, Sdrillers programmatische Äuße'
rungen müssen als das verstanden wer'
den, was sie in der Tat darstellen, ein
Programm: ,,Die Unternehmer müssen er¡
kennen oder sollten erkennèn, daß diese
Regierung und daß dieser Wirtsdrafts'
minister die Marktwirtschaft mit Klauen
und Zähhen verteidigt. Jawohl, die darf
erst gar nicht gefährdet erscheinen". Dei
Parteiführung gegenüber steht die Masse
jener Sozialdemokraten, die als Arbeiter,
Angestellte oder Studenten unmittelbar
mit dem gewöhnlichen Kapitalismus kon'
frontiert sind und daher - mit weldren
reformistischen lllusionen auch immer -nadr einer demokratischen Erneuerung
unserer Gesellsdraft im Zeichen der Zu'
rückdrängung der lebens'oedrohlidten Mo-
nopole streben. Die derzeitigen sozial-
demokratischen Fùhrer, die rund 800 000

Mitglieder und millionenstarke Gewerk-
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ein übles Geschäft,

Der neuangesetzte Parteitag über die so-

genannte Vermögensbildung dürfte ein
weiteres Gesellenstück soz,ialer Dema go gie
bringen. Kein Demokrat kann daran in'
teressiert sein, daß uns die systemkon'
forme Politik der SPD-Führung die le'
bensbedrohliche Machtübernahme der
Herren Strauß & Barzel durch enttäusch-
te Wählermassen beschert' Fortschrittli-
che Sozialdemokraten und Kommunisten
müssen auf die derzeitige Regierung
mach[vollen Druck ausüben. Nicht länger
darf der reaktionären SPD-Führungsgar'
nitur Ver¡at und Illussionsmacherei ge'
genüber der arbeitenden Bevölkerung er-
laubt werden. Auf die SPD-Führung
trifft wieder einmal zu, was Proleten in
der \Meimarer Republik erbittert sangen:

irHi"*'.ä";î'i#* 
*ïffå'""" ;'ffio

reintt.

,,Die Aufgobe des Schriftstellers besteht nicht dorin,
sich für die eine oder ondere Slootsform zu engqg¡e-
ren. Der Schrifrsteller wöhh universelle und ewige The-
men. . ., die Gesetze der Menschlichkeit in der Ge-
schichÌe, die ous der unergründlichen Tiefe der Johr-

^lousende 
emporsteigen . . 

-"" 
Dos schrieb Alexqnder

lSolschenizyn in einem offenen Brief. Und in seinem
Nochworl zu ,,August 1914u geht er ouf die Bqrriko-
de dofür, doß dos Worf ,,Gblt't - hötte dos Buch
in der Sowietunïon veröffentlichT werden können -unbedingt groß geschr¡eben wird. Begründunq:
.Gott" sei ,,eine der größlen und bedeutendstãn
s_chöpferischen Kröfie -der Ewiqkeit,,! M¡t dieser
dümmlichen Nqivitöt föllt Solschenizyn hinter die bür-
gerliche Aufklörung des 

,l8. 
Johrhunderts zurück.

Springers_ literq.turkritiker der,,Welt,, zustöndig für
,,universole und ewige Themen" und .die Gehei"mnis-
se des menschlichen Herzens und Gewissensrr, cllestie-
ren dem Dichter denn ouch eine ,,Zeitlose Federrr. So
zeitlos, doß sie sich z. B. über doj qesellschoftliche l.e-
ben der omer¡kon¡schen ,,Slootsform" nichT erst oufhöli.
Der erschossene Studenï ín Kent, der blulig geschlo-
gene S'Tudent in Son Froncisco; Attico und Vietnom, -dqs olles föllt bei ihm nicht unter die ,,Gesetze der
Menschlichkeit"; dozu öußert er s¡ch n¡¿hl. Do fehlt
ihm offenbor d¡e ,,unergrändliche Tíefe,,. ln .,Krebs-

eråi'::","3':13"f; :,*ll;"t,**,ål:ß['"'','lf;
on; dos sieht donn so ous: ,,. .' . n¡chl der Grod des

an

Erschossener Student in KenÌ/USA

Studeni noch einer Demonstrotion
in Son Froncisco

Sie sprechen wohl von meiner Heimat
und nicirt von Ihre¡l Gerade Amerika
und nicht die SowjetunÍon führt Kriege
und schafft die gespannte Atmosphäre
möglicher l(riege, um zn erreichen, daß
seine Wirtschaft funktr.oniert, während
unsere Diktatoren, der,,militärisch-indu-
strielle Komplex", noch mehr Reichtum
und Macht am Blut des vietnamesischen
Volkes, unserer eigenen Soldaten und
aller friedliebenden Völker gewinnen. -
Die kranke Gesellsdraft ist in meiner
Heimat und nidrt in lhrer, Herr Solsctre-
nizynl
Amerika und nicht die Sowjetunion hat
sidr in die gewalttätigste Gesellsdraf t
verwandelt, die in der Geschichte der

Wohlstqndes bestimmt dos Glüd< der Menschen, son-
dern die Beziehungen der Herzen zue¡nonder und un-
sere E¡nstellung zum Leben. Eines wie dos ondere lieqt
in unserer Mochf, und dos bedeutet: doß der Mensðh
immer glücklich sein konn, wenn er nur tv¡ll, und doß
niemqnd ihn dqron hindern kdnn." Solche Einstellun-
gen kommen ous keiner ,,unergründlichen Tiefe", sie
kommen von der Oberflöche reokt¡onörer Gesinnung,
derienigen verwondt, die über dos KonzentroTioni-
loger Buchenwold die Worte schreiben ließ ,,Arbeit
nloqhf frei". Angesichts des Elends der pokístonischen
Flüchtlinge, onges¡chts des Elends besonders in loTein-
omeriko, Asien und Afriko weist eine solche Einstel-
lung, die dem verhungernden Kind und der sterben-
den Mutter empfiehlt ,,glücklich zu se¡n1 dq sie nie-
mond doron hindern könne, den Aulor eindeutig in
die Ecke, ous der er bezeichnenderv¿eise den slörkiten
Aoplous bekommt: in die Ecke der Lirerotur¡nüll produ-
zierenden Zyniker und lgnoronten. Mit diesen Brüdern
im Geiste konn Solschenizyn ,,über Zeit und Rdum"
ienen ,nschöpferischen Kröften der Ewigkeit" huldioen,
die ihm sov¡el bedeuTen, Kröften, die hier und ietzt
ollemol die zers?örerischen Kröfte der Ausber¡ter'und
Unferdrücker sind. Mit dieser Porreinohrne iedr:ch hot
er s¡ch selbst ous der Gemeinschoff iener entlossen.
die nicht für die Groß- oder Kleinschreibung von ,.Goil"
kömpfen, sondern die ihre Krqft und ihre Arbeit in-
vest¡eren für dos, wqs eine Welt ohne Unterdrückuns,
ArmuT und Hunger, e¡ne Welt des Friedens ausmocht;
den Soziqlismus.

-
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Idr bttte um fnformationsmaterial
über den MSB SPARTAKUS:

Name:

Vorname:

Ort:

Straße:

Untersdrrift:

Schicken an:
MSB SPARTAKUS, Bundesvor-
stand, 53 Bonn, Sternburgerstr. ?3

Der amerikanisdre Protestsänger Dean
Reed, der wegen Verfolgungen durdr die
US-Behörden in ltalien lebt, hat einen
offenen Brief an Ale¡rander Solschenizyn
gerichtet. Darin schreibt Dean Reed u. a.:
,,41s amerikanischer Künstlcr muß ich ei-
nige lhrer Bescìruldigunqen beantwor-
ten, die von der kapitalistischen Presse
in aller Welt veröffentlidrt werden. Sie
haben die Sowjetunion als eine ,zt-
tiefst kranke Gesellschaft, die vom Haß
und der Ungerechtigkeit befallen ist",
angeprangert. Sie sagen, daß die Sowjet-
legierung ,,ohne Feinde nicht leben
könnte, und die ganze Atmosphäre von
Haß durchdrungen ist, Cer nictrt einmal
vo¡ dem Rassenhaß H.rlt rnadrt".

Aus dem Inhalt: Matthiessen: Zur
Entstehungsgesdridrte des SPAR-
TAKUS - Hauptreferat - alle Dis-
kussionsbeiträge - Beridrt der An-
tragskommission zur Grunds atzer-
klärung - Auszug aus der Diskus-
sion - Grndsatzerklärung - Sat-
zung - Pressespiegel u. a.
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Ich bestelle per Nachnahme
(Versand nur per Nachnahme mög-
lich)
. . . . Exemplar (e) des Protokolls.
Sdricken an: Bundesvorstand des
MSB SPARTAKUS, 53 Bonn,
Sternenburgstraße ?3

Mensctrheit je bekannt war. Unsere Bür-
ger können nachts nidrt auf die Straße
gehen ohne Angst haben zu müssen
ùberfallen zu werden. In den Vereinig-
ten Staaten haben eigene Bürger seit 1900
mehr Mensdren getötet, als die Z¿rhl al-
ler amerikanisdter Soldaten beträgt, die
im Ersten und im Zweiten Weltkrieg -und sogar in Korea und Vietnam - ge-
fallen sind.
Sie sprechen vom Rassenhaß. In Amerika
und nictrt in der Sowjetunion bleibt im
Laufe von zwei Jahrhunde¡ten de¡ Mord
an Ne.gern straflos. In Amerika und
nicht in der Sowjetunion mißhandelt
und inhaftiert die Polizei jeden Neger,
der versucht, sictr für seine Rechte ein-

3l



zusetzen. Warunr sagen Sie, daß ,,die
Redefreiheit, die ehrlictre und vôllige
Redefreiheit, die erste Bedingung der
Gesundheit, darunter audr unserer Ge-

sellsdraft, lsti'? Versudten Sie, dÍese
Gedanken unter den Völkern zu verbrei-
ten, die gezwungen sind, für ihre Existenz
zu kämpfen, die - entgegen ihrem Wil-
len - unter dem Jodr didaktorisdrer
Regimes leben müssen, die sich nur tlank
der militä¡ischen Hilfe der USA an der
Macht halten.
Tcilen Sie thre Gedanken den Menschen

mit, deren ,,Gesundheit" darirr besteht'
daß die Hälfte ihrer Kinder schon bei
der Geburt stirbt, weil ihnen weder Celrl
noch Arzte zur Verfügung stehen. Sa-

gen Sie das den Menschen der kapita-

listischen Welt, deren ,,Gesundheii" dar-
in besteht, daß sie in ständiger Angst
vor Arbeitslosigkeit leben. Sagen sie den
amerikanischen Negern, wieviel ihnen
die Gesundheit und die ,,Redefreiheit"
'während ihres geredtten Kampfes für
die Gleidrberedrtigung mit den Weißen
tatsädrliù, geholfen haben.

Mein Land, das durdr seine ,,Redefrei-
heit" berühmt ist, ist ein Land, rvo die
Polizei die Teilnehmer friedlicher Mär-
sche überfälit. Glauben Sie tatsädriich,
daß der militä¡isdt-industrielle Kom-
plex, welcher mein Land und die halbe
Welt regiert, um dle ,,Redefreiheit" be-
sorgt ist? Es stimmt, daß in der Sorvjet-
union Ungerechtigkeiten und Mäng.:1
vorhanden sind, doch steht außer Zwei-

lluxismus-D¡gest
In Auslieferung:

Entwicklung der antiimperialisti-
schen Befreiungsbewegung in der

Dritten Welt

171 Seiten, Heft 4l7l des Marxismus
Digest, Stu'Jentenvorzugspreis DM 5,-
(sonst DM B,-)

Der Bancl enthält u. a. folgende Beiträge:
Perspektiven der Nationalen Befreiungs-
bewegung

Einige Probleme der vietnamesischen
Revolution

Nationale Befreiungsbewegung und Re-

volution in Asien und Afrika

Potitische und ökonomiscire Grundlageu
des Mehrparteiensyst'lms in Chile

Geht in Peru eine Revolution vor sich?

Anhang: Auszüge aus dem rireibändigen
sowjetischen Standardwerk,,Klassen- u.

Klassenkampf in der Dritten Welt",
Bibliographie zum Theme

Ende Januar/Anfang Februar 1972 wirrt
ausgeliefert:

Probleme der Erkenntnistheorie
Heft 1/1972 des Marxismus-Digest, ca.
170 Seiten, Vorzugspreis für StuCenten,

Sdrüler, Lehrlinge, lVehrpflidtt- und Er-
satzdienstleistende DM 5,-
Das Heft wird u. a, folgende Beiträge
enthalten:

Kosing, Karl Marx und die dialektisch-
materialistisctre,Abbildtheorie

Ruml, Aktuelle Probleme der Lenin-
schen Abbildtheorie und der ideologische
Kampf in der Gegenwart

Lektorski, Lenins Auffassung der Sub-
jekt-Objekt-Dialektik; Wittich, Die AU-
gemeingüItigkeít des marx,istisch-lenini-
stischen Begriffs,,obje\tive Wahrheit"
Sève, Uber den Strukturalismus

Wagner, Die Leninsche Wahrheitsauf-
fassung und ihre aktueile Bedeutung

Ausführliche Bibliographie für den Zeit-
raum 1966 - l97l

Aus dem IMSF, 6 Frankfurt/Main, Lie-
bigstr 6, bestelle iù/wir:
. Ex. Entwicklung der antiimperiali'
stischen Befreiungsbewegung

. , Ex. Probleme der E¡kenntnistheorie
Bitte aussdrneiden und im Umschlag ein-
send,en an IMSF (Drucksadte), Adresse
bitte unbedingt angeben.
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fel, daß eine Gesellsdraft, die auf einer
geredrten Grundlage aufbaut, mehr A.us-

sidrten hat, zu einer gerechten Gesell-
sdraft zu kommen, als jene Gesellschait,
die sidr auf Ungerechtigkeit und Aus-
beutung des Menschen durch Mensdren
stützt. In meinem Land sind Gesellschaft
und Regierung hinter der Zeit zurüdt-
geblieben, weil ihr einziges Ziel darin
beseht, in aller Welt den Status quo zu
e¡halten. Audr wenn Ihr System ncdr
unvollkommen ist und ab und zu slol-
pert, dürfen wir nidlt das ganze System
verurteilen, sondern sollen begrüßen,
daß es den Mut hat, neue Wege zu bah-
nen.
(Unter Zeitdrud< angefertigte,,Rohüber-
setzung" aus dem Englischen)

¬o lf d or lffrf ûtt Soofff on

- Assistent klagt gegen dte Universitä!
KöIn -
Das Oberverwaltungsgericht in Münster
wird am 16. Novenber ùber die Entlas-
sung eines Assisenten verhandeln, ein
Fall, der nadr Ansidrt der Bundesassi-
stentenkonferenz über die darin enthal-
tene persönliúe Tragik hinaus Bedeu-
tung gewinnt für eine Entlarvung der
realen Machtstrukturen nicht nur .an den
deutschen ËIochschulen.

Prodosh .Aidr, indisdrer Staatsbürger und
promovierter Soziologe, war Assistent
am Fo¡schungsinstitut für Soziologie bei
Prof. König in Köln, bis dieser ihm 1967
den Stuhl vor die Tür setzte.

Das geschah aus folgenden Grtinden:
Aich ging 1966 mit dem Einverständnis
von König an eine indische Universität,
um dort Vorlesungen zu halten und em-
pirisches Material für seine Habilitation
zu sammeln. Der dortige Ordinarius für
Soziologie verspradr ihm Unterstützung
bei.seiner Arbeit unüer der Bedingung,
daß Aich ihm helfe, ein laufendes For-
sdrungsvorhaben abzuschließen. Nach.
dem Aich diese Arbeit zusamrnen mit
sein'er Frau erledigt hatte, erhielt er
jedoch nicht die zugesagte Flilfe fùr eige-
ne Projekte. Vielmehr verlangte der in-
dische O¡dinarius die VorlaEe eines aus-
gearbeiteten Manuskriptes, das er dann
unter seinem Namen veröffentlidren
wollte. Diese Art von ,,Ghost-Writing"
aber lehnte Aid¡ ab und verletzte damit
entscheidend die ungeschriebenen Regeln
des Ordinarienstandres, für den das Sidr-
Unterwerfen unter diese Art von Aus-
beutung immer noch praktizierte Ein-
gangsvoraussetzung ist.

Eine solche Mißachtung von Standesre-
geln reichte aus zur Herstellung einer
internationalen Ordinariensolidaritätund
zum Wirksamwerdren <trer,,Standesge-
richtsbarkeit": König entließ Aich in Köln
und b,eraubte ihn damit seiner materiel-
len Existenzgrundlage,

o


